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ihres Mehrheitsbeschlusses, ohne Rücksicht auf die Wünsche der Guts-
besitzer, des Bodens bemächtigt und noch dazu unentgeltlich, so würde
diese Ungleichmäßigkeit bestehenbleiben, ja es wäre sogar die Gefahr
gegeben, daß sich dieser Zustand konsolidiert. Wir antworten darauf,
daß ein solches Argument auf einem Mißverständnis beruht. Die Un-
gleichmäßigkeit in der Bodenverteilung wird ohnehin bestehenbleiben,
solange nicht die Konstituierende Versammlung oder die zentrale Staats-
gewalt überhaupt eine neue, endgültige Regelung vornimmt. Solange
diese Regelung nicht erfolgt ist - ganz gleich, ob im Sinne der Bauern
oder im Sinne der Gutsbesitzer, ob so, wie wir es wünschen, d. h., daß
das Land sofort an die Bauern übergeht, oder so, wie es die Gutsbesitzer
wünschen, die bereit sind, ihr Land zu hohem Zins zu verpachten, unter
der Bedingung, daß der pachtende Bauer und der Gutsbesitzer ihre
Rechte behalten, ob so oder anders - die ungleichmäßige Verteilung
bleibt bestehen. Dieser Einwand gegen uns ist offensichtlich falsch und
ungerechtfertigt. Wir sagen, daß es notwendig ist, so schnell wie mög-
lich eine zentrale Staatsgewalt zu schaffen, die sich nicht nur auf den
Willen und die Beschlüsse der Mehrheit der Bauernschaft stützt, son-
dern die auch die Meinung dieser Mehrheit unmittelbar zum Aus-
druck bringt. Darüber gibt es keinen Streit. Die gegen die Bolschewiki
erhobenen Einwände, die Angriffe der kapitalistischen Presse, die Be-
hauptungen, daß wir Anarchisten seien, weisen wir aufs entschiedenste
zurück, wir betrachten diese Angriffe als böswillige Lügen und Verleum-
dungen.

Anarchisten nennt man diejenigen, die die Notwendigkeit der Staats-
gewalt leugnen, wir aber sagen, daß sie unbedingt notwendig ist, und
nicht nur augenblicklich für Rußland, sondern für jeden Staat, selbst
wenn er direkt zum Sozialismus übergeht. Eine wirklich feste Staats-
macht ist unbedingt notwendig. Wir wollen nur, daß diese Macht gänz-
lich und ausschließlich in den Händen der Mehrheit der Arbeiter-, Sol-
daten- und Bauerndeputierten liege. Dadurch eben unterscheiden wir
uns von den anderen Parteien. Wir leugnen keineswegs die Notwendig-
keit einer festen Staatsgewalt, wir sagen nur, daß alles Gutsbesitzerland
unentgeltlich in die Hände der Bauern übergehen muß, auf Grund von
Mehrheitsbeschlüssen der örtlichen Bauernkomitees, unter der Bedingung,
daß das Inventar in keiner Weise beschädigt wird. Das ist in unserer
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Resolution ganz ausdrücklich erklärt. Wir weisen den gegen unseren
Standpunkt erhobenen Einwand, daß dies Eigenmächtigkeit bedeute, ent-
schieden zurück.

Nein, wir meinen, wenn die Gutsbesitzer das Land für sich zurück-
behalten oder es sich bezahlen lassen, so ist das in der Tat eigenmächtiges
Vorgehen; wenn aber die Mehrheit der Bauernsdiaft sagt, daß das Gtits-
besitzerland nicht in den Händen der Gutsbesitzer bleiben darf, daß die
Bauernschaft von diesen Gutsbesitzern, den Besitzern des Grund und
Bodens, viele Jahrzehnte lang, jahrhundertelang nichts anderes erfahren
hat als Unterdrückung, so ist das nicht eigenmächtiges Vorgehen, so ist
das Wiederherstellung des Redhts, und mit der Wiederherstellung des
Rechts darf man nicht warten. Geht der Grund und Boden unverzüglich
in die Hände der Bauern über, so kann dadurch die Ungleichmäßigkeit
zwischen den einzelnen Gebieten nicht beseitigt werden - das unterliegt
keinem Zweifel, aber diese Ungleichmäßigkeit wird niemand beseitigen,
solange die Konstituierende Versammlung nicht zusammengetreten ist.
Und wenn man heute Schingarjow, der gegen uns auftritt und in amt-
lichen Erklärungen die Anhänger unserer Ansichten des „eigenmächtigen
Vorgehens" bezichtigt, fragen wollte, was er gegen diese Ungleichmäßig-
keit vorschlage, so könnte er keine Antwort geben. Er schlägt nichts vor
und kann auch nichts vorschlagen.

Er sagt „freiwillige Vereinbarung zwischen Bauern und Gutsbesit-
zern". Was bedeutet das? Ich will zwei grundlegende Zahlen anführen,
die den Grundbesitz im Europäischen Rußland betreffen. Diese Zahlen
zeigen, daß an einem Ende des russischen Dorfes die reichen Gutsbesitzer
stehen, einschließlich auch der Romanows, dieser reichsten und schlimm-
sten Gutsbesitzer, am anderen Ende aber die armen Bauern. Ich will
beide Zahlen anführen, damit man sieht, welchen Wert diese Predigt
Schingarjows, die Predigt aller Gutsbesitzer und Kapitalisten hat. Diese
beiden Zahlen sind folgende: nimmt man die reichsten Gutsbesitzer des
ganzen Europäischen Rußlands, so stellt sich heraus, daß sie, deren Zahl
sich auf nicht ganz 30 000 beläuft, etwa 70 Millionen Desjatinen Land
besitzen. Es kommen also auf jeden einzelnen über 2000 Desjatinen.
Nimmt man die obersten Schichten der reichen russischen Gutsbesitzer,
ohne Unterschied des Standes (zumeist sind es Adlige, es gibt aber auch
andere Gutsbesitzer), so sind es 30 000, und sie besitzen 70 Millionen
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Desjatinen! Nimmt man aber ebenso auf Grund der Zählung von 1905,
die die letzten in ganz Rußland nach einheitlichen Prinzipien gesam-
melten Angaben liefert — Angaben, die zwar wie jede unter dem Zaren
von Zarenbeamteh aufgestellte Statistik im Grunde kein sehr großes
Vertrauen verdienen, aus denen sich aber immerhin Zahlen ergeben, die
der Wahrheit noch am nächsten kommen und sich am ehesten mitein-
ander vergleichen lassen - , nimmt man die arme Bauernschaft, so er-
halten wir 10 Millionen Höfe mit 70-75 Millionen Desjatinen. Das
bedeutet: der eine besitzt über 2000 Desjatinen, der andere - 7% Desja-
tinen je Hof! Und da sagt man, es wird Eigenmächtigkeit sein, wenn
die Bauern sich auf eine freiwillige Vereinbarung nicht einlassen! Was
bedeutet denn diese „freiwillige Vereinbarung"? Sie bedeutet, daß die
Gutsbesitzer vielleicht gegen gute Bezahlung den Boden verpachten wer-
den, aber unentgeltlich werden sie ihn niemandem geben. Ist das gerecht?
Nein, das ist nicht gerecht. Ist das für die Bauernbevölkerung von Vor-
teil? Nein, keineswegs. In welcher Weise das Grundeigentum endgültig
festgelegt werden wird, das ist Sache der künftigen Zentralgewalt, aber
jetzt schon, sofort muß das Land der Gutsbesitzer - unter der Voraus-
setzung einer organisierten Besitzergreifung - ohne Ablösung in die
Hände der Bauernschaft übergehen. Minister Tschernow hat im Haupt-
bodenkomitee, gegen Smilga, einen meiner Parteigenossen, polemisie-
rend, gesagt, „organisierte Besitzergreifung" - das seien zwei Worte,
die sich gegenseitig ausschließen: wenn Besitzergreifung, so ist sie nicht
organisiert, ist sie aber organisiert, so ist sie keine Besitzergreifung. Ich
denke, diese Kritik ist falsch. Ich denke, wenn die Bauernschaft einen
Mehrheitsbeschluß im Dorf oder Amtsbezirk, im Kreis oder Gouverne-
ment faßt - und in etlichen Gouvernements, wenn nicht in allen, haben
die Bauernkongresse örtliche Machtorgane geschaffen, die die Interessen
und den Willen der Mehrheit vertreten, Machtorgane, die den Willen
der Bevölkerung, d. h. der Mehrheit der Bauern zum Ausdruck brin-
gen - , wenn solche örtlichen Machtorgane geschaffen sind, so ist deren
Beschluß der Beschluß einer Macht, die die Bauern anerkennen werden.
Es ist das eine Macht, vor der die örtliche bäuerliche Bevölkerung unbe-
dingt volle Achtung haben wird, denn zweifellos wird diese Macht, eine
frei gewählte Macht, die sofortige Übergabe des Gutsbesitzerlandes an
die Bauernschaft beschließen. Der Bauer soll wissen, daß er das Land
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der Gutsbesitzer in Besitz nimmt, bezahlt er, so soll er an die Bauern-
kassen, an die Kreiskassen zahlen, er soll wissen, daß dieses Geld zur
Verbesserung der Landwirtschaft, zum Straßen- und Wegebau usw. ver-
wendet wird. Er soll wissen, daß er nicht seinen eigenen Grund und
Boden in Besitz nimmt, aber auch nicht den der Qutsbesitzer, sondern
den Boden, der dem gesamten Volk gehört, über den die Konstituierende
Versammlung endgültig verfügen wird. Darum darf es von Anbeginn
der Revolution, von dem Moment der Gründung des ersten Boden-
komitees an keinerlei Recht des Gutsbesitzers auf den Grund und Boden
geben, und es dürfen auch keine Gelder für diesen Grund und Boden
erhoben werden.

Zwischen uns und unseren Gegnern besteht ein grundlegender Ge-
gensatz in der Auffassung dessen, was Ordnung und was Gesetz ist.
Bisher galt als Ordnung und Gesetz das, was den Gutsbesitzern und
Beamten genehm ist, wir aber behaupten, Ordnung und Gesetz ist das,
was der Mehrheit der Bauernschaft genehm ist. Solange es keinen Ge-
samtrussischen Sowjet der Sowjets, solange es keine Konstituierende Ver-
sammlung gibt, ist jede örtliche Macht - die Kreiskomitees, die Gou-
vernementskomitees - die oberste Ordnung und das oberste Gesetz!
Eigenmächtiges Vorgehen nennen wir es, wenn ein Gutsbesitzer auf
Grund von jahrhundertealten Rechten eine „freiwillige" Vereinbarung
mit dreihundert Bauernfamilien verlangt, von denen jede durchschnitt-
lich iVi Desjatinen besitzt! Wir sagen: „Mögen Beschlüsse nach dem
Willen der Mehrheit gefaßt werden,- wir wollen, daß die Bauern sofort,
ohne einen Monat, eine Woche oder auch nur einen Tag zu verlieren,
das Land der Gutsbesitzer erhalten!"

Man wendet gegen uns ein: „Wenn die Bauern jetzt sofort vom Boden
Besitz ergreifen, so werden das sicherlich die reicheren tun, die über
Vieh, Geräte usw. verfügen; wird das also nicht gerade vom Standpunkt
der armen Bauernschaft gefährlich sein?" Genossen, auf dieses Argu-
ment muß ich näher eingehen, denn unsere Partei erklärt in allen unse-
ren Beschlüssen, Programmen und Aufrufen an das Volk: „Wir sind die
Partei der Lohnarbeiter und der armen Bauern; ihre Interessen wollen
wir schützen; durch sie und nur durch sie, durch diese Klassen kann die
Menschheit von den Schrecken befreit werden, in die sie dieser Krieg
der Kapitalisten gestürzt hat."
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Solchen Einwänden, daß unsere Beschlüsse den Interessen der armen
Bauern nicht entsprächen, widmen wir deshalb große Aufmerksamkeit,
und wir schlagen vor, auf sie besonders gründlich einzugehen, denn
diese Einwände berühren das Wesen der Sache, den Kern der Frage. Das
Wesen der Sache besteht doch eben darin, wie in der gegenwärtigen Re-
volution, angesichts der gegenwärtigen staatlichen Umgestaltung Ruß-
lands, die Interessen der Lohnarbeiter, der städtischen und der länd-
lichen, die Interessen der armen Bauern wahrgenommen werden können,
wie ihre Interessen gegen die der Gutsbesitzer oder der reichen Bauern
- die ebenfalls Kapitalisten sind - wahrgenommen werden können und
sollen. Natürlich ist das der springende Punkt, der Kern der Frage! Und
nun wird gegen uns eingewandt, wenn man den Bauern die sofortige Be-
sitzergreifung empfiehlt, so würden dies in erster Linie diejenigen tun,
die Geräte und Vieh besitzen, die armen aber leer ausgehen. Ich frage
Sie, wird da eine freiwillige Vereinbarung mit den Gutsbesitzern Abhilfe
schaffen?

Sie wissen sehr gut, daß die Gutsbesitzer nur ungern Land an Bauern
verpachten, die keine Kopeke in der Tasche haben, daß sie aber zu
„freiwilligen" Vereinbarungen greifen, wenn ihnen eine gute Bezahlung
winkt. Umsonst haben wohl die Gutsbesitzer bisher ihren Boden nicht
hergegeben; bei uns in Rußland hat jedenfalls niemand etwas davon
gemerkt.

Spricht man von freiwilliger Vereinbarung mit den Gutsbesitzern, so
heißt das, die privilegierte, bevorzugte Lage, die Vorteile, die die reichen
Bauern genießen, noch viel mehr stärken, vergrößern, festigen, denn sie
können sicherlich den Gutsbesitzern zahlen, und für jeden Gutsbesitzer
ist der reiche Bauer der zahlungsfähige Mann. Der Gutsbesitzer weiß,
daß dieser zahlen, daß von ihm das Geld auch eingetrieben werden kann,
und darum gewinnen bei solchen „freiwilligen" Abmachungen mit den
Gutsbesitzern gerade die reichen Bauern mehr als die armen. Umge-
kehrt, wenn überhaupt eine Möglichkeit besteht, der armen Bauernschaft
sofort zu helfen, so nur durch eine solche Maßnahme, wie ich sie vor-
schlage : der Grund und Boden muß sofort unentgeltlich in die Hände der
Bauern übergehen.

Das gutsherrliche Eigentum war und bleibt die größte Ungerechtig-
keit. Die entschädigungslose Inbesitznahme des Grund und Bodens durch
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die Bauern ist, wenn sie auf Beschluß der Mehrheit erfolgt, keine Eigen-
mächtigkeit, sondern Wiederherstellung des Rechts. Das ist unser Stand-
punkt, und darum betrachten wir das Argument, daß die arme Bauern-
schaft dadurch benachteiligt werde, als völlig ungerechtfertigt. Eine
„freiwillige" Vereinbarung - nur ein Schingarjow kann das „freiwillige"
Vereinbarung nennen - soll es sein, wenn 1 Gutsbesitzer 2000 Desjatinen
besitzt, 300 Bauern aber durchschnittlich je 7K Desjatinen besitzen.
Eine solche Vereinbarung freiwillig nennen heißt den Bauern verhöhnen.
Das ist keine freiwillige Vereinbarung, sondern eine Zwangsvereinba-
rung für die Bauernschaft, und das so lange, bis die Bauernsowjets eines
jeden Amtsbezirks, Kreises, Gouvernements und der Gesamtrussische
Sowjet erklärt haben werden, daß das gutsherrliche Eigentum eine große
Ungerechtigkeit ist, mit deren Aufhebung keine Stunde, keine Minute
länger gewartet werden darf.

Der Grund und Boden muß dem ganzen Volk gehören, und die Be-
stimmung hierüber hat die zentrale Staatsmacht zu treffen. Solange diese
nicht zusammengetreten ist, sind es die örtlichen Machtorgane, ich wie-
derhole es noch einmal, die das Land der Gutsbesitzer übernehmen, und
das müssen sie auf Grund des Willens der organisierten Mehrheit tun.
Es ist nicht wahr, wenn die Zeitungen schreien, in Rußland herrsche
Unordnung! Das ist nicht wahr, auf dem flachen Lande herrscht mehr
Ordnung als früher, denn die Beschlüsse werden nach dem Willen der
Mehrheit gefaßt; zu Ausschreitungen gegen Gutsbesitzer ist es fast gar
nicht gekommen; Fälle von Ungerechtigkeiten und Gewalttaten gegen-
über Gutsbesitzern sind ganz vereinzelt; ihre Zahl ist geringfügig und
übersteigt in ganz Rußland nicht die Zahl der Fälle von Gewalttätig-
keiten, die es auch früher gegeben hat.

Jetzt will ich auf ein weiteres Argument eingehen, das ich des öfteren
zu hören bekam und das ich im Zusammenhang mit der Frage des so-
fortigen Übergangs des Bodens in die Hände der Bauernschaft in unse-
rer Zeitung „Prawda" behandelt habe.*

Dieses Argument besteht darin, daß es unter den Soldaten an der
Front Anlaß zu Unzufriedenheit, Erregung, Befürchtungen und vielleicht
sogar zu Empörung geben würde, wenn man den Bauern empfiehlt, das
Land der Gutsbesitzer sofort entschädigungslos zu übernehmen; die

*~Siehe den vorliegenden Band, S. 449—453. Die Red.
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Soldaten könnten sagen: „Wenn die Bauern jetzt vom Grund und Boden
Besitz ergreifen, während wir an der Front stehen müssen, so werden
wir ohne Land bleiben." Sie würden möglicherweise alle von der Front
weglaufen, und die Folge wären Chaos und Anarchie. Darauf antworten
wir, daß dieser Einwand die Hauptfrage gar nicht berührt: ganz gleich,
ob man das Land gegen Bezahlung, auf Grund einer Vereinbarung mit
den Gutsbesitzern oder auf Beschluß der Mehrheit der Bauernschaft
übernimmt, solange der Krieg andauert, bleiben die Soldaten sowieso
an der Front, werden sie natürlich an der Front bleiben und nicht ins
Dorf zurückkehren können. Warum sollen die Soldaten an der Front
nicht fürchten, daß die Gutsbesitzer, unter dem Schein einer freiwilligen
Vereinbarung, ungünstige Bedingungen durchsetzen, warum aber sollen
sie das fürchten, was die Bauernschaft nach dem Willen der Mehrheit
gegen die Gutsbesitzer beschließt? Das ist unerfindlich! Warum soll der
Soldat an der Front zum Gutsbesitzer, zur „freiwilligen" Vereinbarung
mit den Gutsbesitzern Vertrauen haben? Ich verstehe, wenn das die Par-
teien der Gutsbesitzer und Kapitalisten sagen, aber daß das der Stand-
punkt des russischen Soldaten an der Front sein soll, das glaube ich nicht.
Wenn die „freiwillige" Vereinbarung mit den Gutsbesitzern zustande
kommt, so wird der Soldat das nicht als Ordnung bezeichnen und kein
Vertrauen dazu haben, er wird eher der Meinung sein, daß die alte
gutsherrliche Unordnung fortbesteht.

Der Soldat wird mehr Vertrauen haben, wenn man ihm sagt: Der
Grund und Boden geht in das Eigentum des Volkes über, die ansässigen
Bauern pachten den Boden und zahlen dafür nicht an den Gutsbesitzer,
sondern für gemeinnützige Zwecke, für die Bedürfnisse eben der Sol-
daten an der Front, an ihr eigenes Komitee und nicht an den Guts-
besitzer. Wird das nach dem Willen der Mehrheit beschlossen, so wird
der Soldat an der Front erkennen, daß es keine „freiwilligen" Verein-
barungen mit den Gutsbesitzern mehr geben kann, daß aber die Guts-
besitzer gleichberechtigte Bürger sind, denen niemand Unrecht tun will.
Der Boden gehört dem ganzen Volk, mithin gehört er auch dem Guts-
besitzer, aber nicht auf Grund von Adelsprivilegien, sondern so wie
jedem anderen Bürger. Von dem Tage an, wo die Zarenmacht, die Macht
des Zaren, der der größte Gutsbesitzer und Unterdrücker der Massen
war, gestürzt ist, darf es für die Gutsherren, für die Grundbesitzer

32 Lenin, Werke, Bd. 24
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keinerlei Privilegien mehr geben. Mit der Errichtung der Freiheit muß die
Macht der Gutsbesitzer ein für allemal als gestürzt gelten. Eine solche
Auffassung bringt dem Soldaten an der Front keinerlei Nachteile, im
Gegenteil, er wird viel größeres Vertrauen zur Staatsmacht und die be-
ruhigende Gewißheit haben, daß bei ihm zu Hause seiner Familie kein
Unrecht geschieht, daß sie nicht vergessen wird.

Es bleibt noch ein Argument, das gegen unseren Antrag ins Feld ge-
führt wurde. Dieses Argument besagt, wenn die Bauern sofort von den
Gutsbesitzerländereien Besitz ergreifen würden, so könnte eine so rasche,
so wenig vorbereitete Besitzergreifung zu einer Verschlechterung der
Bodenbearbeitung, zu einer Verschlechterung der Aussaat führen. Ich
muß sagen, die Macht der Mehrheit, die allgemeine Staatsgewalt, ist
noch nicht geschaffen, die Bauern haben noch nicht genügend Vertrauen
zu sich selbst, und sie haben das Vertrauen zu den Gutsbesitzern und
den Kapitalisten noch nicht verloren; ich denke aber, daß wir dem mit
jedem Tag näher kommen, die Bauernschaft verliert mit jedem Tag mehr
das Vertrauen zur alten Staatsgewalt, sie erkennt, daß die Regierung in
Rußland die gewählten Vertreter der Bauern, der Soldaten, der Arbeiter
usw. sein müssen und niemand sonst; ich denke, daß jeder Tag uns dem
näher bringt, nicht weil irgendwelche Parteien dazu raten: nie werden
Millionen von Menschen auf die Ratschläge von Parteien hören, wenn
diese Ratschläge nicht mit dem zusammenfallen, was die Erfahrungen
ihres eigenen Lebens sie lehren. Wir nähern uns mit raschen Schritten
der Zeit, wo es in Rußland keine andere Staatsgewalt mehr geben wird
als die der gewählten Vertreter der Arbeiter und Bauern. Und wenn man
erklärt, die sofortige Besitzergreifung des Grund und Bodens könnte dazu
führen, daß der Boden schlecht bearbeitet, die Aussaat schlecht sein wird,
so muß ich sagen, daß unsere Bauern, seit Jahrhunderten niedergehalten
und durch die Gutsbesitzer geknechtet, den Boden sehr schlecht bearbei-
ten. In Rußland herrscht in der Tat eine furchtbare Krise, die das Land,
ebenso wie alle kriegführenden Länder, erfaßt hat, und Rußland wird
sich nicht retten können, wenn es nicht zu besseren Methoden der Bo-
denbearbeitung, zur größten Ökonomie in der Verausgabung mensch-
licher Arbeit übergeht. Könnte aber jetzt, für die erste Aussaat, eine
„freiwillige" Vereinbarung mit den Gutsbesitzern irgend etwas ändern?
Wie denn? Werden etwa die Gutsbesitzer besser auf die Bodenbearbei-
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tung achten, oder werden die Bauern den Boden schlechter bearbeiten,
wenn sie wissen, daß das Land, das sie bestellen, nicht Gutsbesitzerland
ist, sondern Land, das dem ganzen Volk gehört? daß sie, wenn sie be-
zahlen, nicht an den Gutsbesitzer zahlen, sondern an ihre eigenen
Bauernkassen? Das ist ein solcher Unsinn, daß ich mich wundere, wenn
ich solche Argumente höre; das ist ganz und gar unwahrscheinlich und
nichts als eine hinterlistige Erfindung der Gutsbesitzer.

Die Gutsbesitzer haben begriffen, daß man mit der Knute nicht mehr
herrschen kann, sie haben das gut begriffen, und sie gehen zu einer
Herrschaftsmethode über, die für Rußland neu ist, in Westeuropa aber,
in den westeuropäischen Ländern, seit langem besteht. Daß man mit der
Knute nicht länger herrschen kann, das haben bei uns zwei Revolutionen
gezeigt, und in den westeuropäischen Ländern zeigten das Dutzende von
Revolutionen. Aus diesen Revolutionen haben die Gutsbesitzer und Ka-
pitalisten gelernt, sie haben daraus gelernt, daß man das Volk mit Be-
trug, mit Schmeicheleien regieren muß; daß man sich anpassen muß, ein
rotes Abzeichen an den Rock heften und, auch wenn man ein Ausbeuter
ist, sagen muß: „Wir sind die revolutionäre Demokratie, bitte, wartet
nur ab, wir werden schon alles für euch tun." Das Argument, die Bauern
würden den Boden heute schlechter bestellen, wenn es sich nicht mehr
um Gutsbesitzerland handelt, sondern um Land, das dem ganzen Volk
gehört, ist eben eine Verhöhnung der Bauern, ein Versuch, die Herr-
schaft über sie durch Betrug aufrechtzuerhalten.

Ich wiederhole, gutsherrliches Eigentum darf es überhaupt nicht geben;
Besitz ist noch nicht Eigentum, Besitz ist eine vorübergehende Maß-
nahme, er ändert sich jedes Jahr. Der Bauer, der ein Stück Land in
Pacht erhält, wird nicht wagen, dieses Land als seines zu betrachten. Das
Land gehört weder ihm noch dem Gutsbesitzer, es gehört dem Volk.
Ich wiederhole, dadurch kann die Bestellung der Felder in diesem Jahr,
in diesem Frühjahr nicht schlechter werden. Eine solche Annahme ist so
ungeheuerlich und unwahrscheinlich, daß ich Ihnen nur eines sage: Man
muß sich vor den Gutsbesitzern in acht nehmen, darf ihnen nicht ver-
trauen, darf sich nicht durch freundliche Worte und Versprechungen be-
trügen lassen. Man muß daran denken, daß ein Beschluß der Mehrheit
der Bauern, die in ihren Beschlußfassungen recht vorsichtig sind, ein
gesetzlicher Beschluß ist und den Interessen des ganzen Staates ent-

32*
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spricht. In dieser Beziehung kann man sich auf die Bauern verlassen. Idi
habe zum Beispiel einen Beschluß der Bauern aus Pensa in Händen, der
vom ersten bis zum letzten Punkt durch außerordentliche Vorsicht ge-
kennzeichnet ist: die Bauern beabsichtigen keine sofortigen Umgestal-
tungen für ganz Rußland, sie wollen sich aber nicht in unerträgliche
Knechtschaft begeben, und darin haben sie recht. Die schlimmste Knecht-
schaft ist und bleibt die Knechtung durch die Gutsbesitzer, die Knech-
tung durch die Grundherren und Unterdrücker. Darum darf man keine
Woche, keine Stunde länger zögern, diese Knechtschaft zu beseitigen,
doch muß jede Besitzergreifung eine organisierte Besitzergreifung sein,
nicht als Eigentum, nicht um aufzuteilen, sondern um gemeinsam das
Land zu nutzen, das dem ganzen Volk gehört.

Diese Frage der Besitzergreifung könnte ich abschließen, indem idi
antworte: Die Einwände gegen unseren Antrag beruhen bei den Guts-
besitzern und Kapitalisten auf Betrug, bei denen aber, die nicht Guts-
besitzer, die nicht Kapitalisten sind, bei denen, die die Interessen der
Werktätigen verteidigen wollen, beruhen sie auf einem Mißverständnis,
auf einem übermäßigen Vertrauen zu dem, was die Kapitalisten und
Gutsbesitzer über uns zusammenlügen. Prüft man unsere Argumente,
so zeigt sich, daß die gerechte Forderung nach der sofortigen Aufhebung
des gutsherrlichen Eigentums, ebenso wie die Überführung des Grund-
eigentums an das Volk, sich nicht verwirklichen läßt, solange die zen-
trale Staatsgewalt nicht da ist, doch empfehlen wir aufs dringendste den
sofortigen örtlichen Übergang des Grund und Bodens in den Besitz der
Bauern, unter der Bedingung, daß nicht die geringste Verletzung der Ord-
nung zugelassen wird. In unseren Resolutionen erteilen wir diesen Rat-
schlag; vielleicht ist er überflüssig, weil die Bauern das ohnehin in die
Tat umsetzen.

Ich komme nun zu der zweiten Frage, die vor allem Aufmerksamkeit
verdient, zu der Frage, was unseres Erachtens und im Interesse der werk-
tätigen Massen mit dem Grund und Boden zu geschehen hat, wenn er
bereits Volkseigentum geworden ist und das Privateigentum aufgehoben
sein wird. Diese Stunde ist in Rußland ganz nahe. In der Tat ist die
Macht der Gutsbesitzerherrschaft wenn noch nicht vernichtet, so doch
untergraben. Wenn der Grund und Boden im Besitz aller Bauern ist,
wenn es keine Gutsbesitzer mehr gibt, was dann, wie soll das Land
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verteilt werden? Zu dieser Frage muß meines Erachtens eine gewisse
allgemeine Richtschnur festgelegt, eine grundlegende Anschauungsweise
definiert werden, weil selbstverständlich das örtliche Verfügungsrecht
stets bei der Bauernschaft bleibt. In einem demokratischen Staat kann es
auch nicht anders sein, das ist so klar, daß man darüber kein Wort zu
verlieren braucht. Wenn aber die Frage gestellt wird, was geschehen
muß, damit der Grund und Boden in die Hände der Werktätigen kommt,
so sagen wir: wir wollen die Interessen der Lohnarbeiter und der armen
Bauern verteidigen. Darin sieht unsere Partei der russischen bolschewi-
stischen Sozialdemokraten ihre Aufgabe. Wir fragen uns: Wenn man
sagt, daß der Grund und Boden in die Hände des Volkes übergeht, ist es
dasselbe, wie wenn man sagt, daß der Grund und Boden in die Hände der
Werktätigen übergeht? Und wir antworten: Nein, das ist nicht dasselbe!
Wenn man sagt, daß der Boden in den Besitz des Volkes übergeht, so
bedeutet das, das gutsherrliche Eigentum wird abgeschafft; so bedeutet
das, der gesamte Grund und Boden gehört dem ganzen Volk; so bedeutet
das, jeder, der Boden übernimmt, nimmt ihn vom ganzen Volk in Pacht.
Bürgert sich eine solche Ordnung ein, so heißt das, daß es keine Unter-
schiede hinsichtlich des Grundbesitzes mehr gibt, daß der ganze Grund
und Boden gleich ist, wie die Bauern oft sagen: „Alle alten Einhegun-
gen, Einfriedungen werden fallen, die Erde wird frei werden von allen
Schranken: es wird freies Land und freie Arbeit geben."

Bedeutet das, daß das Land allen Werktätigen übergeben wird? Nein,
das bedeutet es nicht. Freie Arbeit auf freier Scholle, das bedeutet, daß
alle alten Formen des Grundbesitzes annulliert sind, daß es keinen ande-
ren Grundbesitz gibt als den staatlichen; jeder pachtet den Boden vom
Staat; es besteht die allgemeine Staatsgewalt, die Macht aller Arbeiter
und Bauern,- von dieser Macht nimmt allein der Bauer das Land als Päch-
ter; zwischen Staat und Bauern gibt es keine Vermittler; alle bekommen
das Land auf derselben Grundlage; das ist freie Arbeit auf freier Scholle.

Bedeutet das, daß das Land allen Werktätigen übergeben wird? Nein,
das bedeutet es nicht. Man kann den Boden nicht essen; um wirtschaften
zu können, braucht man Geräte, Vieh, Einrichtungen, Geld; ohne Geld,
ohne Geräte kann man nicht wirtschaften. Wenn man also eine Ord-
nung einführt mit freier Arbeit auf freier Scholle, wird es keinen guts-
herrlichen Grundbesitz, keine Rangordnung in bezug auf den Boden
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geben, sondern nur Eigentum des ganzen Volkes und freie Pächter, die
den Boden vom Staat pachten. Wenn man das durchgeführt hat, so heißt
es noch nicht, daß der Grund und Boden in die Hände aller Werk-
tätigen übergegangen ist, es bedeutet lediglich, daß jeder Landwirt über
den Boden frei verfügen wird; wer will, wird den staatlichen Grund und
Boden ungehindert erhalten können. Das wird, im Vergleich zum zari-
stischen Rußland, zum Rußland der Gutsbesitzer, ein großer Schritt vor-
wärts sein. Das wird ein großer Schritt vorwärts sein, denn das guts-
herrliche, zaristische Rußland war ein Rußland, in dem 70 Millionen
Desjatinen 30 000 Markow, Romanow und ähnlichen Gutsherren ge-
hörten; das wird ein Rußland sein mit freier Arbeit auf freier Scholle.
Schon jetzt ist das in vielen Gegenden geschehen. Rußland hat bereits
jetzt, im Vergleich zu dem Rußland der Zaren und Gutsherren, einen
Schritt vorwärts getan, aber das ist kein Übergang des Bodens in die
Hände der Werktätigen, es ist vielmehr der Übergang des Bodens in die
Hände des besitzenden Landwirts, denn wenn der Boden Staatseigentum
ist und jeder ihn erhalten kann, der ihn bewirtschaften will, so ist es
noch wenig, das Wollen allein genügt nicht, man muß ihn zu bewirt-
schaften verstehen, aber auch das genügt noch nicht. Jeder Landarbeiter
und jeder Tagelöhner versteht den Boden zu bewirtschaften, was ihm
aber fehlt, ist Vieh, Gerätschaft, Kapital, und darum mag man beschlie-
ßen, soviel man will, mag man reden, soviel man will, dadurch werden
wir die freie Arbeit auf freier Scholle nicht schaffen. Selbst wenn wir in
jeder Gemeindeverwaltung Aufschriften anbrächten, die den Grund und
Boden als frei erklären, so würde dadurch für die Werktätigen nichts
besser werden, ebensowenig wie in den westeuropäischen Republiken,
wo die Gefängnisse die Aufschrift „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit"
tragen, die Gefängnisse dadurch aufhören, Gefängnisse zu sein. Wenn
man an die Fabrik die Worte „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit"
schreibt, wie es in Amerika der Fall ist, so hört die Fabrik darum doch
nicht auf, ein Zuchthaus für die Arbeiter und ein Paradies für die Ka-
pitalisten zu sein.

Man muß also jetzt an das Weitere denken, daran, wie man erreichen
kann, daß es nicht nur freie Arbeit gibt - schon das ist ein Schritt vor-
wärts, aber noch kein Schritt zum Schutz der Interessen der Werktätigen,
es ist ein Schritt zur Befreiung von der Raubgier der Gutsbesitzer, von



Erster Qesamtrussisdier Kongreß der "Bauerndeputierten 503

der Ausbeutung durch die Gutsbesitzer, ein Schritt zur Befreiung von
den Markow, von der Polizei usw., aber kein Schritt zum Schutz der
Interessen der Werktätigen, denn ohne Vieh, ohne Geräte, ohne Kapital
kann der arme, besitzlose Bauer den Boden nicht bewirtschaften. Aus
diesem Grunde hege ich starkes Mißtrauen gegen die sogenannten zwei
Maßstäbe oder zwei Nonnen, die Arbeitsnorm und die Nahrungsnorm.
Ich weiß, daß man in den Parteien der Volkstümler stets auf Betrach-
tungen und Erläuterungen zu diesen Normen stößt. Ich weiß, daß diese
Parteien den Standpunkt vertreten, es sei notwendig, diese beiden Nor-
men, diese beiden Maßstäbe einzuführen: die Arbeitsnorm, die Größe
des Bodenstücks, über die hinaus die Familie den Boden nicht mehr be-
arbeiten kann, und die Nahrungsnorm, die Größe des Bodenstücks, deren
Unterschreitung schon Hungerleiden bedeuten würde. Ich sage, daß ich
dieser Frage der Normen oder Maßstäbe mit großem Mißtrauen gegen-
überstehe, und denke, daß dies ein bürokratischer Plan ist, der keinen
Nutzen bringen wird, der nicht lebensfähig ist, selbst wenn Sie ihn hier
zum Beschluß erheben. Das ist eben des Pudels Kern! Dieser Plan kann
keine irgendwie merkliche Erleichterung in der Lage der Lohnarbeiter
und der armen Bauern herbeiführen, dieser Plan wird, selbst wenn Sie
ihm Ihre Zustimmung geben, auf dem Papier bleiben, solange der Kapi-
talismus herrscht. Dieser Plan hilft uns nicht, einen richtigen Weg für
den Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus zu finden.

Wenn man von diesen beiden Maßstäben, von diesen beiden Normen
spricht, dann geht man von der Vorstellung aus, als gebe es nur den
Grund und Boden und die Bürger, als gebe es sonst nichts auf Erden.
Wenn dem so wäre, wäre dieser Plan gut. Aber die Sache verhält sich
anders: es gibt die Macht des Kapitals, die Macht des Geldes, ohne Geld
kann es auf der freiesten Scholle, mögen die „Maßstäbe" sein wie sie wol-
len, keine Wirtschaft geben, denn solange das Geld bleibt, bleibt auch die
Lohnarbeit bestehen. Das aber bedeutet, daß die reichen Bauern, von
denen es in Rußland mindestens eine Million Familien gibt, die Lohn-
arbeiter unterdrücken und ausbeuten und sie auch auf der „freien" Scholle
unterdrücken werden. Diese reichen Bauern dingen ständig, nicht als Aus-
nahme, sondern in der Regel, Lohnarbeiter - Jahresarbeiter, Halbjahres-
arbeiter, Tagearbeiter - , das heißt, sie beuten die armen Bauern, die Pro-
letarier aus. Und daneben gibt es Millionen und aber Millionen von
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Bauern, die kein Pferd besitzen, die nicht bestehen können, ohne ihre
Arbeitskraft zu verkaufen, ohne sich in der Fremde einen Erwerb zu
suchen usw. Solange die Macht des Geldes, die Macht des Kapitals be-
steht, werden alle „Normen", wie Sie diese auch festlegen mögen, im
besten Fall im praktischen Leben untauglich sein, denn sie berücksich-
tigen die Hauptsache nicht, daß nämlich das Eigentum an Geräten, an
Vieh, an Geld ungleichmäßig verteilt ist; sie berücksichtigen den Umstand
nicht, daß es die Lohnarbeit gibt, die der Ausbeutung unterworfen ist.
Das ist die grundlegende Tatsache im gegenwärtigen Leben in Rußland,
sie kann nicht umgangen werden, und wenn wir irgendwelche „Maß-
stäbe" festlegen, so wird das Leben sie umgehen, und sie werden auf dem
Papier bleiben. Will man also bei dieser gewaltigen Umgestaltung Ruß-
lands, die wir jetzt in Angriff nehmen und die wir zweifellos vollbringen
werden, wo das Privateigentum am Grund und Boden aufgehoben, wo
ein Schritt vorwärts gemacht sein wird auf dem Wege zur besseren, sozia-
listischen Zukunft, die Interessen der besitzlosen und armen Bauern
verteidigen, will man bei dieser gewaltigen Umgestaltung, die wir eben
erst begonnen haben, die weit um sich greifen wird und die, wie man
ohne zu übertreiben sagen kann, in Rußland zweifellos vollzogen werden
wird, weil es keine Kraft gibt, die das verhindern könnte, die Interessen
der Arbeiter und der armen Bauern verteidigen, so kann man nicht den
Weg der Festlegung von Nonnen oder Maßstäben gehen, sondern muß
einen anderen Weg suchen.

Ich und meine Genossen von der Partei, in deren Namen zu sprechen
ich die Ehre habe, wir kennen nur zwei solche Wege zur Verteidigung
der Interessen der landwirtschaftlichen Lohnarbeiter und der armen
Bauern, und eben diese beiden Wege empfehlen wir der Aufmerksam-
keit des Bauernsowjets.

Der erste Weg - das ist die Organisation der landwirtschaftlichen Lohn-
arbeiter und der armen Bauern. Wir wollen und empfehlen, daß in jedem
Bauernkomitee, in jedem Amtsbezirk, jedem Kreis, jedem Gouvernement
eine besondere Fraktion oder besondere Gruppe der landwirtschaftlichen
Lohnarbeiter und armen Bauern gebildet werde, derer, die sich fragen
müssen: Wenn der Boden morgen dem ganzen Volk gehört-und das wird
er unbedingt, denn das Volk will es - , was tun wir dann? Wir, die wir
kein Vieh, keine Geräte besitzen, woher sollen wir all das nehmen? Wie
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sollen wir wirtschaften? Wie sollen wir unsere Interessen verteidigen?
Wie können wir dafür sorgen, daß der Grund und Boden, der Eigentum
des ganzen Volkes, wirklich Eigentum des ganzen Volkes sein wird, nicht
nur in die Hände von Besitzenden gelange? Wenn er in die Hände der-
jenigen gerät, die genügend Vieh und Gerät besitzen, werden wir dann
viel gewinnen? Haben wir dazu diese gewaltige Umwälzung vollbracht?
Ist es das, was wir wollten?

Der Grund und Boden wird dem „Volk" gehören, aber das genügt
nidht, um die Interessen der landwirtschaftlichen Lohnarbeiter zu schüt-
zen. Der hauptsächliche Weg ist nicht, daß von hier aus, von oben her,
oder aber durch das Bauernkomitee ein „Maßstab" für den Grundbesitz
des einzelnen festgelegt wird. Diese Maßstäbe werden nichts nützen,
solange das Kapital herrscht, sie werden die Herrschaft des Kapitalismus
nicht beseitigen. Damit man sich vom Joch des Kapitalismus befreien
kann, damit der dem Volke gehörende Grund und Boden in den Besitz
der Werktätigen übergeht, dazu gibt es nur einen hauptsächlichen Weg:
es ist der Weg der Organisation der landwirtschaftlichen Lohnarbeiter,
die sich leiten lassen werden von ihren Erfahrungen, von ihren Beob-
achtungen, von ihrem Mißtrauen gegen das, was ihnen die Dorfreichen
sagen, mögen diese auch ein rotes Bändchen tragen und sich „revolutio-
näre Demokratie" nennen.

Nur die selbständige örtliche Organisation, nur die eigenen Erfahrun-
gen können den armen Bauern eine Schule sein. Es werden das keine
leichten Erfahrungen sein, wir können nicht versprechen und versprechen
auch nicht, daß Milch und Honig fließen werden. Nein, die Gutsbesitzer
werden gestürzt werden, weil das Volk es will, aber der Kapitalismus
bleibt. Diesen zu stürzen ist viel schwieriger, dazu führt ein anderer
Weg. Das ist der Weg der selbständigen, besonderen Organisationen der
landwirtschaftlichen Lohnarbeiter und der armen Bauern. Das ist es,
was unsere Partei in den Vordergrund stellt.

Nur von diesem Weg kann man den zwar allmählichen, nicht leichten,
aber sicheren Übergang des Bodens wirklich in die Hände der Werk-
tätigen erwarten.

Der zweite Schritt, den unsere Partei empfiehlt, besteht darin, daß aus
jedem landwirtschaftlichen Großbetrieb, beispielsweise aus jedem großen
Gut, deren es in Rußland 30 000 gibt, so schnell wie möglich Muster-
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wirtschaften gebildet werden, die gemeinsdhafttidh, zusammen mit den
Landarbeitern, mit ausgebildeten Agronomen und unter Verwendung des
Viehbestands der Gutsbesitzer und ihrer Geräte usw. bestellt werden.
Ohne diese gemeinsame Bestellung unter der Leitung der Sowjets der
Landarbeiter wird man nicht erreichen, daß der gesamte Grund und
Boden in die Hände der Werktätigen übergeht. Natürlich ist die ge-
meinsame Bestellung eine schwierige Sache, natürlich wäre es Wahnsinn,
wollte man sich einbilden, daß eine solche gemeinsame Bodenbestellung
von oben her dekretiert und aufgezwungen werden könnte, es wäre
Wahnsinn, weil die jahrhundertelange Gewohnheit an die Einzelwirt-
schaft nicht plötzlich verschwinden kann, weil man dazu Geld braucht,
weil man sich den neuen Lebensformen erst anpassen muß. Wenn diese
Ratschläge, diese Ansicht über gemeinsame Bodenbestellung, gemein-
sames Inventar und gemeinsames Vieh bei zweckmäßigster Verwendung
der Geräte unter der Anleitung von Agronomen, wenn diese Ratschläge
Erfindungen einzelner Parteien wären, so stünde es schlecht, denn auf
den Rat irgendeiner Partei hin treten keine Änderungen im Leben des
Volkes ein, denn auf den Rat einer Partei hin machen nicht Dutzende
Millionen von Menschen Revolution, eine solche Wandlung aber wird
eine viel größere Revolution sein als der Sturz des schwachsinnigen Niko-
laus Romanow. Ich wiederhole, Dutzende Millionen von Menschen ma-
chen nicht Revolution auf Bestellung, sie machen sie, wenn ausweglose
Not über sie hereinbricht, wenn das Volk in eine unerträgliche Lage
geraten ist, wenn der allgemeine Ansturm, die Entschlossenheit Dutzen-
der Millionen von Menschen alle alten Schranken niederreißt und wirk-
lich imstande ist, ein neues Leben zu schaffen. Wenn wir zu einer sol-
chen Maßnahme raten, wenn wir raten, mit Vorsicht an sie heranzu-
gehen, wenn wir sagen, daß sie zur Notwendigkeit wird, so leiten wir
das nicht allein aus unserem Programm, aus unserer sozialistischen Lehre
ab, sondern wir tun es auch, weil wir als Sozialisten durch die Beob-
achtung des Lebens der westeuropäischen Völker zu dieser Schlußfolge-
rung gelangt sind. Wir wissen, daß es dort viele Revolutionen gegeben
hat, die demokratische Republiken geschaffen haben; wir wissen, daß in
Amerika im Jahre 1865 die Sklavenhalter besiegt wurden und daß dann
Hunderte Millionen Desjatinen umsonst oder fast umsonst an die Bauern
verteilt worden sind, und trotzdem herrscht dort der Kapitalismus wie
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nirgends sonst und unterdrückt die werktätigen Massen ebenso, wenn
nicht mehr, wie in anderen Ländern. Die sozialistische Lehre und die
Beobachtung anderer Völker ist es also, die uns zu der festen Überzeu-
gung brachte, daß es ohne die gemeinsame Bodenbestellung durch die
Landarbeiter unter Anwendung der besten Maschinen und unter Leitung
von wissenschaftlich gebildeten Agronomen keinen Ausweg aus der
Knechtschaft des Kapitalismus gibt. Würden wir uns aber nur auf die
Erfahrung der westeuropäischen Staaten stützen, so stünde es um unsere
Sache in Rußland schlecht, denn das russische Volk ist nur dann in seiner
Masse fähig, einen ernsten Schritt auf dem neuen Weg zu machen, wenn
die äußerste Not gegeben ist. Und wir sagen: Es ist eben die Zeit ge-
kommen, wo diese äußerste Not für das gesamte russische Volk zur Tat-
sache wird. Diese äußerste Not besteht darin, daß man in der alten
Weise nicht mehr wirtschaften kann. Wenn wir in althergebrachter Weise
in kleinen Wirtschaften hockenbleiben, und sei es auch als freie Bürger
auf freier Scholle, so droht uns dennoch der unvermeidliche Untergang,
weil der wirtschaftliche Zusammenbruch mit jedem Tage, mit jeder
Stunde näherrückt. Davon sprechen alle; das ist eine Tatsache, die nicht
durch den bösen Willen einzelner Leute verursacht ist, sondern durdi
den räuberischen Weltkrieg, durch den Kapitalismus.

Der Krieg hat unzählige Menschen vernichtet, die ganze Welt schwimmt
in Blut, der Krieg führte die ganze Welt ins Verderben. Das ist keine
Übertreibung. Niemand ist des morgigen Tages sicher; davon spricht ein
jeder. Nehmen Sie die „Iswestija Sowjeta Rabotschich i Soldatskich De-
putatow", dort sagen alle: Die Kapitalisten leisten passive Resistenz und
greifen zu Aussperrungen. Das heißt: Es gibt keine Arbeit, und die Ka-
pitalisten nehmen Massenentlassungen von Arbeitern vor. So weit hat
dieser verbrecherische Krieg nicht nur Rußland, sondern alle Länder
gebracht.

Aus diesem Grunde sagen wir: Die Einzelbewirtschaftung, und sei es
auch die „freie Arbeit auf freier Scholle", ist kein Ausweg aus der
schrecklichen Krise, aus der allgemeinen Zerstörung, ist keine Rettung.
Notwendig ist die allgemeine Arbeitspflicht, notwendig ist die größte
Ökonomie menschlicher Arbeit, notwendig ist eine außerordentlich starke
und feste Staatsmacht, die imstande wäre, diese allgemeine Arbeitspflicht
durchzuführen; die Beamten können sie nicht durchführen, sie kann nur
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durchgeführt werden von den Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und
Bauerndeputierten, weil sie das Volk selber, die Volksmassen selber sind,
weil sie keine bürokratische Macht sind, weil sie, die das ganze Leben der
Bauern in allen Einzelheiten kennen, imstande sind, die Arbeitspflicht
zu organisieren, den Schutz der menschlichen Arbeit so zu organisieren,
daß die Arbeit des Bauern nicht vergeudet wird, so daß dergestalt der
Übergang zur gemeinsamen Bodenbestellung allmählich und behutsam
erfolgen könnte. Das ist eine schwierige Sache, aber es ist notwendig, zur
gemeinsamen Bodenbestellung in großen Musterwirtschaften überzu-
gehen, sonst kann man aus der Zerrüttung, aus der geradezu verzwei-
felten Lage nicht herauskommen, in der sich Rußland befindet, und es
wäre der größte Fehler, wollte jemand glauben, daß eine so gewaltige
Umgestaltung im Leben des Volkes mit einem Schlag vollbracht werden
kann. Nein, das bedarf einer riesigen Arbeit, bedarf der Anstrengung,
der Entschlossenheit und der Tatkraft jedes einzelnen Bauern, jedes
Arbeiters an dem Ort, wo er wohnt, in der Sache, die er kennt, in der
Arbeit, die er seit Jahrzehnten ausübt. So etwas läßt sich nicht auf Be-
fehl machen, aber es muß geschafft werden, denn der Eroberungskrieg
hat die gesamte Menschheit an den Rand des Abgrunds gebracht; Dut-
zende Millionen Menschenleben sind vernichtet, und noch mehr werden
durch diesen schrecklichen Krieg vernichtet werden, wenn wir nicht un-
sere ganze Kraft anspannen, wenn nicht alle Organisationen der Sowjets
der Arbeiter- und der Bauerndeputierten gemeinsam und entschlossen
Schritte unternehmen auf dem Wege zur gemeinsamen Bodenbestellung
ohne Kapitalisten, ohne Gutsbesitzer. Einzig und allein dieser Weg
sichert in der Tat den Übergang des Bodens in die Hände der Werk-
tätigen.

Veröffentlicht am 25. Mai 1917 Nach dem 7ext der
in den „Jswestija 'Wserossiskowo Sowjeta 'Broschüre, verglichen
Xrestjanskich Beputatow" CNr. 14 und mit dem Zeitungstext,
im Dezember 1917 in der Broschüre
„Materialien zur Agrarfrage".
Verlag „Vriboi".
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DIE PARTEIEN BEI DEN WAHLEN
ZU DEN PETROGRADER BEZIRKSDUMAS

Die Kandidatenlisten für die Bezirksdumas sind veröffentlicht worden
(Gratisbeilage zu den „Wedomosti Obschtschestwennowo Gradona-
tschalstwa"101 vom 17. Mai). Leider werden nicht über alle, sondern nur
über 10 Bezirke Angaben gemacht; dennoch geben diese Listen ein sehr
deutliches und klares Bild über die parteilichen Verhältnisse, ein Bild, das
aufmerksam studiert werden muß, sowohl im Interesse der Wahlagita-
tion als auch, um den Zusammenhang zwischen den Parteien und den
Klassen aufzudecken.

Bekanntlich ist die Entwicklung von Parteien gleichzeitig Bedingung
und Gradmesser der politischen Entwicklung. Je entwickelter, geschulter
und bewußter die betreffende Bevölkerung oder die betreffende Klasse
in politischer Hinsicht ist, um so höher ist in der Regel ihre parteimäßige
Entwicklung. Diese allgemeine Regel wird durch die Erfahrungen aller
zivilisierten Länder bestätigt. Und es ist auch vom Standpunkt des Klas-
senkampfes verständlich, daß es so sein muß: Parteilosigkeit oder Man-
gel an parteimäßiger Bestimmtheit, an parteimäßiger Organisiertheit
bedeutet klassenmäßige Unbeständigkeit (im besten Fall; im schlimmsten
Fall bedeutet es, daß die Massen von politischen Hochstaplern betrogen
werden - eine Erscheinung, die in den parlamentarischen Ländern nur
allzugut bekannt ist).

Was zeigen uns nun die Kandidatenlisten in Petrograd in Hinsicht auf
die parteilichen Verhältnisse?

Im ganzen sind in 10 Bezirken 71 Listen aufgestellt worden. Schon
auf den ersten Blick zeichnen sich deutlich fünf große Gruppen ab:

1. Die SDAPR - Hokdbewiki. In allen 10 Bezirken sind Listen auf-
gestellt worden. Unsere Partei bildet einen Block mit zwei Gruppen:
mit der Zwischengruppe und mit den internationalistischen Menschewiki.
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Dieser Block verletzt unsere Prinzipien in keiner Weise und wurde in den
Resolutionen der Petrograder sowie der Gesamtrussischen Konferenz un-
serer Partei in aller Offenheit angekündigt.* Die Grundfrage des gegen-
wärtigen politischen Lebens in Rußland wie in der ganzen Welt ist der
Kampf des Internationalismus der Proletarier gegen den Chauvinismus
(oder die Position der „Vaterlandsverteidigung") der Groß- und Klein-
bourgeoisie. Und unsere Partei hat vor aller Welt erklärt, daß sie ent-
schlossen ist, die „Annäherung und Vereinigung" (siehe die Resolution
der Gesamtrussischen Konferenz über die Vereinigung der Internationa-
listen gegen den kleinbürgerlichen Block der Vaterlandsverteidiger) aller
Internationalisten zu verwirklichen.

Die Partei des Proletariats ist bei den Wahlen klar, offen und einheit-
lich aufgetreten.

2. Ein nicht minder deutliches Klassengepräge zeigt die Partei der
„Volksfreiheit", d. h. der Kadetten, die in Wirklichkeit die Partei der
konterrevolutionären Bourgeoisie ist. Sie hat ebenfalls 10 reine Partei-
listen in allen 10 Bezirken aufgestellt. Bekanntlich unterstützen heute
alle Parteien der Gutsbesitzer und der Kapitalisten die Kadetten, sie tun
das aber einstweilen verstedkt.

3. An dritter Stelle im Sinne der parteimäßigen Bestimmtheit steht die
neugebackene Radikal-Demokratische Partei, die nur in 6 von 10 Be-
zirken Listen aufgestellt hat. Diese völlig unbekannte Partei ist ganz
offenkundig eine gleichfalls kapitalistische Partei, die darauf spekuliert,
die Stimmen der Spießbürger durch Versprechungen, die zu nichts ver-
pflichten, „fangen" zu können - eine Art verkleideter Kadetten.

4. An vierter Stelle steht eine Gruppe von 17 Listen in 9 Bezirken,
der die Volkstümler (Trudowiki, Sozialrevolutionäre, Volkssozialisten)
und die Menschewiki plus die übelbekannte Gruppe „Jedinstwo"102 an-
gehören, wobei diese in den allerbuntesten Kombinationen auftreten.

Ein wahres Musterbeispiel kleinbürgerlicher Konfusion und klein-
bürgerlicher Prinzipienlosigkeit! Keine einzige dieser Gruppen und Par-
teien hat sich entschließen können, vorher irgendeine offene, prinzipiell
begründete Erklärung über ihren Entschluß einer Annäherung und Ver-
einigung zu veröffentlichen. Sie haben sich von den Ereignissen fort-
reißen lassen und sind dem chauvinistischen Strom gefolgt. Sie sind in den

*~STehe den vorliegenden Band, S. 146/147 und 286. Die Red.
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gleichen Sumpf geraten und zappeln nun darin wie echte Spießbürger,
indem sie versuchen, in jedem Bezirk auf eine andere Weise „durchzu-
kommen", jeder so gut er kann! Wie man durchkommt, ist Nebensache,
nur durchkommen - das ist ihr Wahlspruch.

Wenn sie in der Frage der Vaterlandsverteidigung oder der Unter-
stützung des Koalitionskabinetts prinzipiell einig sind, was hindert sie
dann, sich zu einem einheitlichen, wirklich prinzipiellen, in der gegen-
wärtigen Wahlkampagne offen auftretenden politischen Block zusam-
menzuschließen?

Aber das ist es ja eben, daß es dem Kleinbürgertum, d. h. den Volks-
tümlern und den Menschewiki, sowohl an Prinzipienfestigkeit wie an
einem klaren Parteistandpunkt mangelt! Sie alle sind Vaterlandsvertei-
diger und Ministerialisten. Aber sie trauen einander nicht. In dem einen
Bezirk treten die Sozialrevolutionäre gesondert auf, in dem anderen im
Block mit den Volkssozialisten und den Trudowiki (mit Leuten, die eine
Ablösung für zuverlässig halten!!, mit Parteien, denen die Sozialrevolutio-
näre Wichljajew, Tschernow und Co. in den Jahren 1906 und 1907 offen
vorwarfen, sie ließen sich von Sigentümerinstinkten leiten!!). Am häufig-
sten treten sie im Block mit den Menschewiki auf, manchmal im Block mit
dem „Jedinstwo", demselben „Jedinstwo", von dem das „Delo Naroda"
entweder in feindseligem oder in verächtlichem Tone zu schreiben pflegt.

Tut nichts! Der Spießbürger wird alles schlucken. Dem Kleinbürger
geht es nicht um einen klaren Parteistandpunkt, ihm geht es nicht um
Prinzipienfestigkeit! In der Zeitung sind „wir" gegen das „Jedinstwo",
aber um in die Duma zu kommen, sind „wir" eben - dafür...

Ganz ebenso machen es die Menschewiki. In der Zeitung sind sie gegen
das „Jedinstwo", auf der Gesamtrussischen Konferenz der Menschewiki
wurde der berüchtigte Deutsch mit lautem Mißfallen empfangen, so daß
sich das „Jedinstwo" offen darüber beschwerte. Tut nichts, der Spieß-
bürger ist vergeßlich. Machen wir es wie die Spießbürger! „Im Prinzip"
sind wir gegen die Deutsch und Jordanski, wir schämen uns ihrer vor
den Arbeitern, aber um zu Mandaten zu kommen, sind wir bereit, mit
diesen Herrschaften auf derselben Liste zu stehen! i

So mögen denn alle klassenbewußten Arbeiter wissen, mögen sie die
gesamte Arbeitermasse darüber aufklären, daß der Block der Sozial-
revolutionäre und aller Volkstümler mit den Menschewiki ein Block von

33 Lenin, Werke, Bd. 24
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Leuten ist, die die Helden aus dem „Jedinstwo" feige durchschmuggeln,
von Leuten, die si'cfe ihrer Bundesgenossen schämen!

In zwei Bezirken, im Kasaner Bezirk und im Spasski-Bezirk, gibt es
überhaupt weder Menschewiki noch Sozialrevolutionäre: sie haben sich
offenbar in den Listen der Bezirkssowjets der Arbeiter- und Soldaten-
deputierten ver'steäti, d: h. in parteilosen Listen (in beiden Fällen ist die
Zahl der Kandidaten sehr unvollständig: 38 und 28 gegenüber 54 und 44
bei den Kadetten, gegenüber 43 und 46 bei uns). In zwei Bezirken haben
es also die kleinbürgerlichen Parteien nicht einmal fertiggebracht, ihre
bunte halbe Parteimäßigkeit aufrechtzuerhalten, und sind endgültig in
den Sumpf der Parteilosigkeit hinabgesunken: „Wenn man uns nur wählt,
wozu brauchen wir einen klaren Parteistandpunkt?" Das ist stets und
überall der Wahlspruch bürgerlicher Parlamentarier.

5. Die fünfte Gruppe, das ist das Reich der vollkommenen Partei-
losigkeit. In 10 Bezirken sind 28 solcher Listen aufgestellt worden, wobei
die meisten Gruppen überhaupt nur in jeweils einem Bezirk bestehen.
Das ist nicht nur Spießbürgertum, sondern eng beschränkte Kirchturms-
politik. Wen gibt es da nicht alles! Da sind die „Hausverwaltungen", die
„Gruppe von Angestellten der Erziehungsanstalten", die „Gruppe für
Ehrlichkeit, Verantwortlichkeit und Gerechtigkeit" (wem es nicht gefällt,
der höre nicht zu...) und „demokratische Republikaner und Sozialisten,
aufgestellt von parteilosen werktätigen Demokraten und Republikanern
aus den Hauskomitees" ...

Genossen Arbeiter! Alle ohne Ausnahme an die Arbeit, geht in die
Wohnungen der Armen, mobilisiert und unterrichtet die Dienstboten,
die rückständigeren Arbeiter usw. usf.! Auf zur Agitation gegen die Ka-
pitalisten, sowohl gegen die Kadetten als auch gegen die, die sich als
„radikale Demokraten" verkleiden und hinter dem Rücken der Kadetten
verstecken! Auf zur Agitation gegen den kleinbürgerlichen Sumpf der
Vaterlandsverteidigung der Volkstümler und Menschewiki, gegen ihren
Block der Parteilosigkeit und Prinzipienlosigkeit, gegen die, die in ihren
gemeinsamen Listen sowohl die Trudowiki, die Anhänger der Ablösung,
durchschmuggeln als auch die Helden des Plechanowschen „Jedinstwo",
mit denen zusammenzugehen sich sogar die ministeriellen Zeitungen
„Delo Naroda" Und „Rabotschaja Gaseta" schämen!
„Vrawda", Jir.64, 6. Juni (24. Mai) i9i7. "Nadi dem 7ext der „7>rawda".
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Z W E I M Ä N G E L

Wenn wir an den anderen Parteien Kritik üben, dürfen wir nicht
vergessen, das auch an uns selber zu tun. Die veröffentlichten Listen der
Kandidaten für die Bezirksdumas von Petrograd haben zwei Mängel
unserer Parteiorganisation und unserer Parteiarbeit zutage treten lassen.

Der erste Mangel. Für den Litejny-Bezirk gibt es in unserer Liste nur
33 Kandidaten gegenüber 63 der Kadetten und des Blocks der Mensche-
wiki mit dem „Jedinstwo" und den Volkstümlern. Offenbar haben un-
sere Parteiarbeiter in dem reichen Bezirk nicht mehr als 33 Kandidaten
der proletarischen Partei gefunden. Aber das ist ein augenscheinlicher
Mangel unserer Arbeit, ein klarer Hinweis darauf, daß wir unzureichend
in die „untersten Schichten" der Werktätigen und Ausgebeuteten ein-
gedrungen sind. Man muß mit den alten Gewohnheiten brechen; man
muß in den Vierteln der Reichen besonders tatkräftig „ins Volk" gehen
und neue Schichten der Werktätigen und Ausgebeuteten zu einem be-
wußten Leben emporheben. Man sollte die parteilosen proletarischen
Elemente - besonders zum Beispiel aus dem Kreise der D i e n s t -
b o t e n - zur Beteiligung an den Wahlen heranziehen und die Zuver-
lässigsten von ihnen ohne Furcht auf die proletarische Liste setzen. War-
um sollen wir eine Minderheit parteiloser proletarischer Ele-
mente fürchten, wenn die Mehrheit bewußten internationalistischen Pro-
letariern gehört?.. .*

Qesdbrieben zwischen dem 23. und 27. TAai
(5. und 9. Juni) i9i7.

Zuerst veröffentli&t i928 Tladb dem Manuskript,
im Lenin-SammeXband VII.

* Hier bricht das Manuskript ab. Die Red.

33*



516

RESOLUTION ÜBER ÖKONOMISCHE KAMPF-
MASSNAHMEN GEGEN DIE ZERRÜTTUNG1 0 3

1. Die vollständige Desorganisation des gesamten wirtschaftlichen Le-
bens in Rußland hat einen solchen Grad erreicht, daß eine Katastrophe
von 'Unerhörtem Ausmaß, die eine ganze Reihe der wichtigsten Industrien
vollständig stillegen und es den Landwirten unmöglich machen wird, ihre
Wirtschaft im notwendigen Umfang zu betreiben, die die Eisenbahnver-
bindungen unterbrechen und den Millionen der industriellen Bevölkerung
wie den Städten die Getreidezufuhr abschneiden wird - daß eine solche
Katastrophe unvermeidlich geworden ist. Ja noch mehr: die Zerrüttung
hat bereits begonnen und eine Reihe von Industriezweigen ergriffen. Ein
erfolgreicher Kampf gegen die Zerrüttung ist nur möglich, wenn das
Volk äußerste Anstrengungen unternimmt und wenn sofort sowohl örtlich
als auch im Zentrum der Staatsmacht, eine Reihe revolutionärer Maß-
nahmen ergriffen wird.

2. Eine Rettung vor der Katastrophe ist weder auf bürokratischem
Wege, d. h. durch die Schaffung von Institutionen, in denen Kapitalisten
und Beamte überwiegen, möglich, noch wenn die Profite der Kapitalisten,
ihre schrankenlose Macht in der Produktion, ihre Herrschaft über das
Finanzkapital sowie das Geschäftsgeheimnis für ihre Bank-, Handels- und
Industrieoperationen unangetastet bleiben. Das hat eine ganze Reihe von
Teilerscheinungen der Krise in einzelnen Produktionszweigen mit ab-
soluter Klarheit gezeigt.

3. Der Weg zur Rettung vor der Katastrophe geht nur über die Ein-
führung einer wirklichen Arbeiterkontrolle über die Produktion und Ver-
teilung der Produkte. Zur Herstellung einer solchen Kontrolle ist not-
wendig erstens, daß in allen entscheidenden Institutionen die Arbeiter
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eine Mehrheit von nicht weniger als drei Vierteln aller Stimmen haben,
wobei sowohl die noch tätigen Unternehmer als auch die wissenschaftlich-
technisch geschulten Angestellten unbedingt mit herangezogen werden
müssen; zweitens, daß die Betriebskomitees, die zentralen und örtlichen
Sowjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten wie auch die
Gewerkschaften das Recht erhalten, an der Kontrolle teilzunehmen, wo-
bei ihnen die Einsichtnahme in die gesamte Buchführung des Handels
und der Banken offenstehen muß und ihnen alle erforderlichen Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen sind; drittens, daß die Vertreter aller
großen demokratischen und sozialistischen Parteien die gleichen Befug-
nisse erhalten.

4. Die Arbeiterkontrolle, die von den Kapitalisten in einer Reihe von
Konfliktfällen bereits anerkannt worden ist, muß unverzüglich vermittels
einer Reihe genau durchdachter und schrittweise, aber ohne jeden Auf-
schub zu verwirklichender Maßnahmen zu einer vollständigen Regu-
lierung der Produktion und der Verteilung der Produkte durch die Ar-
beiter weiterentwickelt werden.

5. Die Arbeiterkontrolle muß ebenso und mit den gleichen Befug-
nissen auf alle Finanz- und Bankoperationen ausgedehnt werden, wobei
die gesamte Finanzlage klarzustellen ist und sofort zu organisierende
Sowjets und Kongresse der Angestellten der Banken, Syndikate usw.
mitwirken sollen.

6. Die Rettung des Landes vor der Katastrophe erfordert, daß der Ar-
beiter- und Bauernbevölkerung vor allem - und zwar nicht durch Worte,
sondern durch Taten - klargemacht wird, daß sie sich vollkommen und
unbedingt darauf verlassen kann, daß die leitenden und mit allen Macht-
befugnissen ausgestatteten Institutionen, sowohl die örtlichen wie die
zentralen, nicht davor zurückschrecken werden, den größten Teil der
Profite, der Einkommen und Vermögen der größten und großen Bank-,
Finanz-, Handels- und Industriemagnaten der kapitalistischen Wirtschaft
in die Hände des Volkes zu überführen. Ohne das in der Praxis zu ver-
wirklichen, kann man weder fordern noch erwarten, daß wirklich revo-
lutionäre Maßnahmen getroffen werden und die revolutionäre Energie
der Arbeiter- und Bauernmassen wirklich aufgeboten wird.

7. Angesichts der völligen Desorganisation des gesamten Finanz-
systems und des gesamten Geldwesens, angesichts der Unmöglichkeit, es
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ziu sanieren, solange der Krieg fortdauert, muß es das Ziel einer gesamt-
staatlichen Organisation sein, in breitem Maße, zunächst im Gebiets-
maßstab und dann im Maßstab des ganzen Landes, den Austausch von
landwirtschaftlichen Geräten, Kleidung, Schuhwerk usw. gegen Getreide
und andere landwirtschaftliche Produkte in die Wege zu leiten. Die
städtischen und ländlichen Genossenschaften sind hierbei weitgehend her-
anzuziehen.

8. Erst nach Verwirklichung der erwähnten Maßnahmen ist die Durch-
führung der allgemeinen Arbeitspflicht möglich und notwendig. Diese
Maßnahme erfordert ihrerseits die Einführung einer Arbeitermiliz, in
der die Arbeiter nach ihrem achtstündigen Arbeitstag unentgeltlich Dienst
leisten, einer Arbeitermiliz, die dann in eine allgemeine Volksmiliz um-
gewandelt werden soll, bei der die Dienstleistung der Arbeiter und An-
gestellten von den Kapitalisten bezahlt wird. Nur eine solche Arbeiter-
miliz und die aus ihr erwachsende allgemeine Volksmiliz kann und wird
die allgemeine Arbeitspflicht nicht bürokratisch und nicht im Interesse
der Kapitalisten, sondern wirklich im Interesse der Rettung des Volkes
vor der Katastrophe verwirklichen. Und nur eine solche Miliz kann und
wird eine wirklich revolutionäre Disziplin einführen und die höchste
Anspannung der Kräfte des ganzen Volkes zur Rettung vor der Kata-
strophe bewirken. Nur die allgemeine Arbeitspflicht kann die größtmög-
liche Ökonomie in der Verausgabung der Arbeitskraft des Volkes herbei-
führen.

9. Eine der Hauptaufgaben unter den Maßnahmen zur Rettung des
Landes vor der Katastrophe muß die Überführung einer großen Zahl
von Arbeitskräften in die Kohlenindustrie, die Rohstoffindustrie und in
das Verkehrswesen sein. Ebenso notwendig ist die allmähliche Oberfüh-
rung von Arbeitskräften aus den Munitionsbetrieben in Betriebe, die die
für die Wiederherstellung der Wirtschaft erforderlichen Produkte er-
zeugen.

10. Eine planmäßige und erfolgreiche Durchführung aller erwähnten
Maßnahmen ist nur möglich, wenn die gesamte Staatsmacht in die Hände
der Proletarier "und Halbproletarier übergeht.

„Sozial-Ttemokral" 5Vr. 64, Nadb dem Manuskript.
25. Mai (7. Juni) 1917.
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ABMACHUNGEN MIT DEN KAPITALISTEN
ODER STURZ DER KAPITALISTEN?

(Wie der Krieg beendet werden kann)

Jeder macht sich Gedanken, jeder spricht davon, wie der Krieg be-
endet werden soll.

Fast alle Arbeiter und Bauern sind sich darin einig, daß die Kapita-
listen den Krieg begonnen haben und daß es die Kapitalisten aller Länder
sind, die den Krieg brauchen. Eben das wird in den Resolutionen der So-
wjets der Arbeiter-, Soldaten- und Bauerndeputierten gesagt.

Und das ist zweifellos wahr.
Die Meinungsverschiedenheiten beginnen später, sie beginnen mit der

Frage, wie der Krieg beendet werden soll (denn daß man ihn nicht mit
einem Maie beenden kann, begreifen alle). Soll es auf dem Wege von
Abmachungen mit den Kapitalisten geschehen, und wenn ja, was für
Abmachungen sollen das sein? Oder auf dem Wege der Arbeiterrevo-
lution, d. h. durch den Sturz der Kapitalisten? Das eben ist die ausschlag-
gebende und grundlegende Frage.

In dieser Frage vertritt unsere Partei einen anderen Standpunkt als
der Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten und der
Gesamtrussische Sowjet der Bauerndeputierten, denn beide Sowjets ma-
Aien den 7ehler, diese 7rage letztlich zugunsten der "Kapitalisten und mit
Hilfe der Kapitalisten lösen zu wollen.

Die Resolution des Gesamtrussischen Sowjets der Bauerndepiutierten
über den Krieg hat dies besonders anschaulich bestätigt. Im Einklang mit
dem vielgenannten - und ebenso konfusen - Aufruf an die Völker der
Welt (vom 14. März) fordert diese Resolution:

„...einen Frieden ohne Eroberungen und Geldbußen und das Recht eines
jeden Volkes, welchem Staate es auch angehören mag, selbständig über sein
Schicksal zu bestimmen."
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Hier ist die Frage der Annexionen (Eroberungen) nidbt so gestellt, wie
das jüngst die „Iswestija Petrogradskowo Sowjeta Rabotschich i Sol-
datskich Deputatow" und das „Delo Naroda" getan haben (siehe
„Prawda" Nr. 60 vom 18. Mai*).

Diese beiden letzten Organe, die von dem Block der Volkstümler und
Menschewiki geleitet werden, sind völlig durcheinandergeraten und er-
klären: ohne Eroberungen - das bedeutet, alles so lassen, wie es vor dem
Kriege gewesen ist (lateinisch drückt man das so aus: Frieden ohne An-
nexionen bedeutet Status quo).

Eine solche Lösung der Frage ist - man muß die Wahrheit aus-
sprechen - eine Lösung durch eine Abmachung mit den Kapitalisten und
zwischen den Kapitalisten. Sie bedeutet: lassen wir die alten Erobe-
rungen (die vor dem Kriege gemacht wurden), aber neue darf es nicht
geben.

Eine solche Lösung kann erstens kein Sozialist billigen, ohne den So-
zialismus zu verraten. Es ist nicht Sache des Sozialisten, die Kapitalisten
auf der Grundlage der alten Teilung der Beute, d. h. der alten Erobe-
rungen, miteinander zu versöhnen. Das ist klar. Eine solche Lösung kann
zweitens ohnehin nicht ohne eine Revolution gegen das "Kapital, zumin-
dest gegen das englisch-japanische Kapital verwirklicht werden, denn
jeder, der bei normalem Verstand ist, sieht, daß ohne eine Revolution
weder Japan Kiautschou noch England Bagdad und die afrikanischen Ko-
lonien hergeben wird.

Die Resolution der Bauern hat die Eroberungen (Annexionen) anders
definiert: sie hat das Recht eines „jeden" Volkes (also auch des vor dem
Kriege annektierten, d. h. gewaltsam einem Staat einverleibten) auf Frei-
heit, auf „selbständige Bestimmung seines Schicksals" proklamiert.

Das ist vom Standpunkt eines wirklich konsequenten Demokraten und
erst recht eines Sozialisten die einzig richtige Lösung. Kein einziger So-
zialist kann, wenn er Sozialist bleiben will, die Frage der Annexionen (Er-
oberungen) anders stellen, er muß jedem Volk das Recht auf Selbst-
bestimmung, das Recht auf freie Lostrennung zuerkennen.

Wir wollen uns aber nicht täuschen: eine solche Forderung bedeutet
die Revolution gegen die Kapitalisten. Und vor allem und in erster Linie
werden die englischen Kapitalisten, die mehr annektiert (erobert) haben

^ ^ den vorliegenden Band, S. 432—434. Die Hed.
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als jede andere Nation in der Welt, eine solche Forderung (ohne Re-
volution) nicht hinnehmen.

Beide Forderungen, beide Wünsche, sowohl der Wunsch, man möge
im Sinne der Wiederherstellung des Alten (des „Status quo") auf An-
nexionen verzichten, als auch der Wunsch, man möge auf die neuen und
die alten, auf alle Annexionen verzichten, beide Forderungen sind nicht
zu verwirklichen ohne die Revolution gegen das Kapital, ohne den Sturz
der Kapitalisten. Man darf sich und das Volk darüber nicht täuschen!

Entweder man propagiert eine Abmachung mit den Kapitalisten und
wartet auf eine solche Abmachung, und das bedeutet, daß man den Völ-
kern Vertrauen zu ihren schlimmsten Feinden einflößt; oder aber man
vertraut auf die Arbeiterrevolution und nur auf sie und konzentriert alle
Anstrengungen darauf, die Kapitalisten zu stürzen.

Zwischen diesen zwei Wegen zur "Beendigung des Krieges gilt es zu
wählen.

„Prawda" 9Vr. 65, Nadb dem Text der „Prawda",
7. Juni (25.!Maö 1917.



522

DIE STÄRKE DER KETTE WIRD DURCH DIE STÄRKE
IHRES SCHWÄCHSTEN GLIEDES BESTIMMT

Was geschieht, wenn man in einer eisernen Kette, die nötig ist, um
eine Belastung von, sagen wir, 100 Pud auszuhalten - eines der Glieder
dieser Kette mit einem hölzernen vertauscht?

Die Kette reißt.
Die Stärke oder Unversehrtheit aller anderen Glieder der Kette außer

diesem einen retten die Sache nicht. Reißt das hölzerne Glied, so reißt
die ganze Kette.

In der Politik ist es genauso.
Die Herren Menschewiki und Volkstümler, die Herren Ministeria-

listen aus diesen kleinbürgerlichen Parteien haben sich bei den Wahlen
zu den Bezirksdumas mit dem Tledbanowsdben „Jedinstwo" vereinigt.

Die Folgen habt ihr euch selbst zuzuschreiben, ihr Herren!
In eurer ohnehin miserablen und rostigen „eisernen" Kette gibt es jetzt

einige, nicht einmal hölzerne, sondern tönerne und papierne Glieder.
Die Folgen habt ihr euch selbst zuzuschreiben!
Genossen Arbeiter und Arbeiterinnen! Genossen Soldaten! Genossen

Werktätige! Wisset, wenn ihr für den Block (Bund) der Volkstümler und
Menschewiki stimmt, so stimmt ihr für das Pledhanowsdhe „Jedinstwo";

stimmt ihr für jenes schändliche Plechanowsche „Jedinstwo", von dem
sich sogar die Zeitungen der Menschewiki und der „Sozialrevolutionäre"
abwenden;

stimmt ihr für jenes schändliche Plechanowsche „Jedinstwo", das zum
Entzücken der Kapitalisten offen den Krieg bis zum Siege predigt;

stimmt ihr für jenes schändliche Plechanowsche „Jedinstwo", das tag-
aus, tagein die russischen Kapitalisten weißwäscht, die ganze Schuld einzig
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und allein auf die deutschen Kapitalisten schjebt und den brüderlichen
Bund der Arbeiter aller Länder im Kampf gegen die Kapitalisten aller
Länder mit Füßen tritt.

Mögen daher alle, die für die Werktätigen, gegen die Kapitalisten ein-
stehen wollen, die für Brot, Frieden und Freiheit kämpfen wollen,

mögen sie dem "Block (Bund) der Volkstümler und Menschewiki, die
in ihren Cisten dem verrotteten ,Jedinstwo" Unterschlupf gewähren,
keine einzige Stimme geben!

Stimmt nur für die Listen der bolschewistischen Sozialdemokraten und
Internationalisten!

„Vrawda" 3Vr. 67, TJaö) dem 7ext der J>rawda".
9."]uni (27.!MaQ 1917.
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MAN MUSS DIE KAPITALISTEN ENTLARVEN

In der „Nowaja Shisn" vom 24. Mai schrieb W. Basarow, dein nie-
mand Sachkenntnis in Fragen, die den Zustand unserer Industrie be-
treffen, absprechen wird:

„Der Krieg und die durch ihn hervorgerufene Zerrüttung der Wirtschaft
und der Finanzen haben eine Lage geschaffen, wo das private Interesse des
privaten Unternehmers nicht darauf gerichtet ist, die Produktivkräfte des
Landes zu stärken und zu entwickeln, sondern sie zu zerstören. Heute ist es
vorteilhafter, die materiellen Bestandteile des Kapitals — in Erwartung einer
Preissteigerung — brachliegen zu lassen, statt sie in Umlauf zu setzen; es ist
vorteilhafter, unter für das Land verheerendsten Bedingungen Rüstungsartikel
herzustellen, die zu nichts taugen, statt gewissenhaft die dringendsten Bedürf-
nisse der Volksmassen zu befriedigen,- am vorteilhaftesten schließlich ist es,
neue Rüstungsbetriebe zu bauen, die man niemals gebrauchen wird, die erst
in zwei bis drei Jahren die Produktion aufnehmen können. Ist es da verwun-
derlich, daß die sogenannte .Volkswirtschaft' bei uns zum Schauplatz einer
wilden Orgie des Marodierens, der industriellen Anarchie, der systemati-
schen Veruntreuung des Volksvermögens geworden ist?.. .

.. . Was soll einen wenig bewußten oder auch den durchaus bewußten Arbei-
ter veranlassen, auf eine ,übermäßige' -Lohnerhöhung von 3—4 Rubel zu ver-
zichten, wenn vor seinen Augen Hunderte von Millionen gestohlen und ver-
pulvert werden?"

Kein ehrlicher Mensch wird bestreiten können, daß W. Basarow die
reine Wahrheit sagt.

Eine „Orgie des Marodierens" — es gibt keinen anderen Ausdruck zur
Kennzeichnung des Verhaltens der Kapitalisten während des Krieges.

Diese Orgie stürzt das ganze Land ins Verderben.
Man darf nicht schweigen. Man darf nicht weiter tatenlos zusehen.
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Jeder Arbeiter, der erkennt und begreift, was in dieser Hinsicht in
„seiner" Fabrik vor sich geht, jeder Angestellte einer Bank, einer Fabrik,
eines Handelsunternehmens, dem der Untergang des Landes nicht gleich-
gültig ist, jeder Ingenieur, Statistiker, Buchhalter - sie alle müssen nach
Kräften bemüht sein, genaues Material, wenn auch nur stückweises, und
zwar möglichst dokumentarisches Material über diese Orgie des Maro-
dierens, d. h. über die Preise und die Profite zu sammeln.

Man darf nicht schweigen. Man darf nicht weiter tatenlos zusehen.
Wir sind doch schließlich keine Kinder, daß wir uns durch Versprechun-
gen beinahe-sozialistischer Minister oder durch bürokratische Kommis-
sionen, Dezernate und Subdezernate einlullen lassen.

Wäre die Regierung in Rußland nicht Gefangene der Kapitalisten, be-
stünde sie aus Leuten, die den Willen und die Fähigkeit zum entschlos-
senen Handeln haben, um das Land vor dem Untergang zu retten, so
würde sie sofort, ohne auch nur einen Tag, eine Stunde zu zögern, ein
Gesetz erlassen, wonach sämtlidhe Preise für Heereslieferungen, sämt-
liche Angaben über die Höhe der Profite zu veröffentlichen sind.

Über den kommenden Zusammenbruch, über die Rettung des Landes
vor dem Untergang schwatzen und dies nicht tun heißt zum Betrüger der
Volksmassen oder zum Spielzeug in den Händen von Betrügern werden.

Es wäre jedoch kindlich-naiv, von der Regierung der Kapitalisten, von
den Herren Lwow, Tereschtschenko, Schingarjow und Co., von ihrem
ohnmächtigen und willfährigen „Anhängsel", den Tschernow, Zereteli,
Peschechonow, Skobelew, zu erwarten, daß sie ein solches Gesetz er-
lassen, daß sie die Kapitalisten entlarven. Nur wer an „ministerialistischer
Gehirnerweichung" leidet, kann dies erwarten.

Um so energischer muß man an die Initiative jedes einzelnen appellie-
ren. Genossen und Bürger! Jeder, der tatsächlich zur Rettung des Landes-
vor der Hungersnot beitragen will, muß sofort alle ihm zugänglichen
Angaben über Preise und Profite sammeln und veröffentlichen.

Die Entlarvung der "Kapitalisten ist der erste Schritt zu ihrer "Bän-
digung.

Den Schleier von der Orgie des Marodierens herunterzureißen, das
ist der erste Schritt zum Kampf gegen die Marodeure.

„Prawda" 3Vr. 67, 9. Juni f27. Mai) I9i7. Tiath dem 7ext der „Prawda".
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BERICHTE ÜBER DIE WIRTSCHAFTLICHE
ZERRÜTTUNG

Das Herannahen der Katastrophe, das ist die Haupt- und Grundfrage
der Gegenwart. Es gilt, darüber möglichst genaues Material zu sammeln.
Hier einige überaus lehrreiche Stellen aus einer Zeitung unserer Gegner,
der vereinigten Volkstümler und Menschewiki. („Iswestija Petrograd-
skowo Sowjeta" Nr. 70 vom 19. Mai.)

„Das Elend der Massenarbeitslosigkeit rückt immer näher. Der Wider-
stand der vereinigten Unternehmer gegen die Forderungen der Arbeiter
nimmt zu. Die Unternehmer leisten eine Art passiver Resistenz und greifen
versteckt zu Aussperrungen."

Und weiter:

„...die Kapitalisten tun nichts, um dem Staat zu helfen, die wirtschaft-
lichen Schwierigkeiten zu überwinden...

...hartnäckig an ihren Profiten festhaltend, sind die Kapitalisten wahre
Desorganisatoren und Konterrevolutionäre. Aber die Revolution will und
darf nicht untergehen. Wenn die Kapitalisten ihr nicht freiwillig entgegen-
kommen, so muß sie ihre Hand auf sie legen."

Nicht wahr, es ist schwer, sich beredter auszudrücken? Die Lage ist
also wirklich außerordentlich kritisch. Die „Revolution" muß „ihre Hand
auf die Kapitalisten legen" - weiche Revolution? welcher Klasse? wie
soll sie die Hand auf die Kapitalisten legen?

Hier die Antwort der Referenten in der Sitzung des Exekutivkomitees
vom 16. Mai:

„Mehrere Referenten haben das düstere Bild der allgemeinen wirtschaft-
lichen Zerrüttung des Landes gezeichnet... Die bürgerlichen Presseorgane...
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schweigen über die wahren Ursachen der Not: den Krieg und das selbstsüch-
tige Verhalten der Bourgeoisie."

Aus dem Referat des menschewistischen Ministerialisten Tschere-
wanin:

„Die wirtschaftliche Zerrüttung, die wir erleben, ist so ernst, daß man mit
einzelnen Palliativmitteln, mit einzelnen konkreten Maßnahmen die Lage
nicht retten kann. Was not tut, ist ein allgemeiner Plan, ist die Regulierung
des gesamten Wirtschaftslebens durch den Staat...

Zur konkreten Verwirklichung unseres Plans ist die Schaffung eines beson-
deren Wirtschaftsrates beim Ministerium notwendig."

Der kreißende Berg gebar eine Maus. Anstatt der „Revolution, die ihre
Hand auf die Kapitalisten legt" - ein rein bürokratisches Rezept.

Aus dem Referat Awilows:

„Die Hauptursache der gegenwärtigen wirtschaftlichen Zerrüttung ist der
Mangel an den wichtigsten Industrieprodukten...

. . . Die Lage der Arbeiter grenzt in Anbetracht der wachsenden Teuerung
für viele Kategorien an chronischen Hunger...

...Die Unternehmer, die gewaltige Gewinne einheimsen, wollen den Ar-
beitern keine Zugeständnisse machen, wenn nicht gleichzeitig die Preise für
ihre Erzeugnisse erhöht werden...

. . . Der einzige Ausweg aus der entstandenen Lage ist die Festsetzung der
Warenpreise. Aber eine solche Festsetzung ist in der Praxis nur dann durch-
führbar, wenn die gesamte Verteilung der Produkte nach den Anweisungen
der öffentlichen Gewalt erfolgt.

Bei einer solchen zwangsweisen Verteilung zu festgesetzten Preisen muß
man auch eine Kontrolle über die Produktion einführen, da andernfalls die
Produktion zurückgehen und sogar zum Stillstand kommen kann...

. . . Gleichzeitig wird man auch jene Quellen unter die Kontrolle des Staates
stellen müssen, die die Industrie mit Zirkulations- und Investitionsmitteln
versorgen — die Kreditinstitutionen."

Daß der „Staat" eine Maschine ist, die die Arbeiterklasse und die Ka-
pitalisten nach verschiedenen Richtungen zerren, scheint Gen. Awilow
vergessen zu haben. Welche Klasse ist heute fähig, die Staatsmacht aus-
zuüben?

Aus dem Referat Basarows:

„Die festen Preise werden faktisch umgangen; die Staatsmonopole stehen
auf dem Papier; die Regulierung der Versorgung der Fabriken mit Kohle
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und Metall hat es nicht ermöglicht, die Produktion im Interesse des Staates
zu lenken, ja sie war nicht einmal imstande, der Marktanarchie Herr zu wer-
den, sie vermochte nicht, die hemmungslose Spekulation der Zwischenhändler
zu beseitigen.

Notwendig ist eine staatliche Zwangsvertrustung der Industrie.
Nur wenn man die Betriebsleitungen und die Kapitalisten zum Pflichtdienst

für den Staat einberuft, wird man wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung
jener Anarchie ergreifen können, die die Industriellen bewußt in die Produk-
tion hineintragen."

Der Staat der Kapitalisten (die bewußt die Anarchie hineintragen)
soll die Kapitalisten zum Pflichtdienst für den Staat einberufen - das
heißt soviel, wie den Klassenkampf vergessen.

Aus dem Referat G. W. Schubas:

„Trotz unserer zwei' Monate lang unaufhörlich gestellten Forderungen
kommt die allgemeine Frage, die Frage der Organisation der Volkswirtschaft
und der Arbeit, nicht vom Fleck. Das Ergebnis ist, daß man auf der Stelle
tritt. Die Lage ist jetzt so: es ist uns, wenn auch nach Kämpfen, gelungen,
eine ganze Reihe von Maßnahmen, von Gesetzen durchzubringen, wir haben
bereits ein Gesetz über das Getreidemonopol... Aber das alles bleibt auf
dem Papier...

. . .Wir haben die grundsätzliche Zustimmung zur Munizipalisierung der
landwirtschaflichen Maschinen durchgesetzt. Sie aber durchzuführen ist un-
möglich, da keine oder fast keine Maschinen vorhanden sind. Die Fabriken
für landwirtschaftliche Maschinen sind mit der Herstellung von durchaus
nicht wichtigem Heeresgut beschäftigt. Aber nicht nur das gesamte Wirt-
schaftsleben des Landes muß geregelt werden, es ist endlich auch notwendig,
den gesamten ausführenden Apparat der Staatsmacht zu zerschlagen und
neu aufzubauen..."

Das kommt schon der Sache, dem Kern der Dinge näher! „Den ge-
samten ausführenden Apparat der Staatsmacht zerschlagen und neu auf-
bauen" - das ist richtig. Ist es aber nicht klar, daß die Frage des Appa-
rats der Staatsmacht nur ein kleiner Teil der Frage nach der Klasse ist,
in deren Händen sich die Macht befindet?

Aus dem Referat Kukowezkis:

„Die finanzielle Lage des Landes ist in fürchterlichem Zustand. Wir gehen
mit raschen Schritten dem finanziellen Bankrott entgegen...

Rein finanzielle Maßnahmen werden nicht helfen...
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Es müssen Maßnahmen zur zwangsweisen Unterbringung der Anleihe
ergriffen werden, und wenn das nicht die gewünschten Ergebnisse zeitigt,
müßte man zu einer Zwangsanleihe übergehen.

Die zweite Maßnahme ist die obligatorische Regulierung der Industrie,
die Einführung von Festpreisen für die Produkte."

„Zwang" ist eine gute Sache, die Frage ist nur, welche Klasse den
Zwang ausüben wird und welche gezwungen werden soll.

Aus dem Bericht Gromans:

„Was jetzt in allen Ländern vor sich geht, kann insgesamt als Prozeß des
Zerfalls des volkswirtschaftlichen Organismus charakterisiert werden. Diesem
Zerfall wird überall das Prinzip der Organisation entgegengestellt. Der Staat
ist überall an die Organisierung der Wirtschaft und der Arbeit herange-
gangen . . .

Weder die Regierung noch das Land haben bisher ein Zentrum, das das
Wirtschaftsleben des Landes regeln könnte. Es fehlt sozusagen das wirtschaft-
liche Gehirn. Dieses muß geschaffen werden... Es muß ein machtbefugtes
ausführendes Organ organisiert werden. Man muß einen Wirtschaftsrat
schaffen..."

Eine neue bürokratische Institution - darauf läuft der Gedanke Gro-
mans hinaus! Das ist traurig.

Alle geben zu, daß eine unerhörte Katastrophe unausbleiblich ist. Aber
sie verstehen die Hauptsache nicht: das Land aus dieser Katastrophe her-
auszuführen, dazu ist nur die revolutionäre Klasse imstande.

„Prawda" "Nr. 67, "Nach dem Jext der „Prawda".
9. Juni [27. Tdai) 1917.

34 Lenin, Werke, Bd. 24
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„TASCHENSPIELERKUNSTSTÜCKE"
UND KUNSTSTÜCKE POLITISCHER

PRINZIPIENLOSIGKEIT

Den Ausdruck „Taschenspielerkmststüdce" entnehmen wir dem heu-
tigen Leitartikel des „Delo Naroda". Die Zeitung der „Sozialrevolutio-
näre", an der Kerenski und Tschernow mitarbeiten, entlarvt die Machen-
schaften der französischen Vertreter des „von der Bourgeoisie gezähm-
ten Sozialismus" und schreibt:

„ Alt, uralt sind diese Jaschenspielerkunststüdke, bei uns vertreibt sich oft
und erfolglos Q. Pledoanow mit ihnen die Zeit, ohne irgend jemand irrezu-
führen. .."

Nur Plechanow, meine Hochverehrten?
Ihr bildet doch bei den Wahlen einen Block mit eben diesem Plecha-

nowschen „Jedinstwo",ihr sucht doch, es durchzuschmuggeln, es zu retten!!

In eurer eigenen Zeitung (Nr. 44 vom 9. Mai) schrieb S. Mstislawski
über Plechanow:

„Wenn ein Mann, der noch vor kurzem der geistige Führer der russischen
Sozialdemokratie war, an solchen konterrevolutionären Ausfällen" (wie in der
„Russkaja Wolja" und im „Nowoje Wremja") „mitwirkt, so muß man diese
Tatsache mit tiefem Bedauern, mit aufrichtigem Kummer feststellen, denn
wahrlich, niemand konnte glauben, daß die Zersetzung der Internationale so
weit gediehen ist."

. . . und die Zersetzung der Sozialrevolutionäre, die einen Block mit
diesem „Jedinstwo" geschlossen haben!

Und in Nr. 48 des „Delo Naroda" (vom 13. Mai) lesen wir in einer
nicht gezeichneten, d. h. einer redaktionellen Notiz:

„Die politische Einheit des Jedinstwo' mit der liberalen 'Bourgeoisie ist
eine allgemein bekannte Jatsadbe..."

Hört! Hört! Die „Sozialrevolutionäre" und die Menschewiki bilden
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eine Einheit mit demselben „Jedinstwo", dessen politische Einheit mit der
liberalen Bourgeoisie eine allgemein bekannte Tatsache ist. Vergeßt das
nicht, Genossen Arbeiter und Genossinnen Arbeiterinnen, Genossen Sol-
daten !

Die menschewistische „Rabotschaja Gaseta" schrieb in einem redak-
tionellen Leitartikel in Nr. 35 vom 20. April:

„Wir sind gegen die englischen Imperialisten. Das Jedinstwo' ist gegen die
englischen Sozialisten. Darin besteht der ganze Unterschied. Daraus erklärt
sich, warum das Jedinstwo' auf Hottentottenart urteilen -muß... Die russi-
schen Arbeiter erinnern sich sehr gut, wie Plechanow unter dem zaristischen
Regime" (im Text ist ein Druckfehler, es heißt dort: unter dem zaristisch-
republikanischen Regime) „auf alle mögliche Weise versuchte, sie von jedem
Streik zurückzuhalten. Damals wollte Plechanow uns sogar mit noch Schreck-
licherem bange machen, indem er versicherte, daß durch diesen Kampf nur
dem Generalstab des deutseben Heeres gedient sei."

Und in Nr. 57 (vom 16. Mai) derselben Zeitung schrieb der äußerst
gemäßigte Ministerialist Tscherewanin folgendes:

„Plechanow und sein Jedinstwo' tun alles, was in ihren Kräften steht, um
den Grundsatz der Vaterlandsverteidigung, der im internationalen Maßstab
durch die Anstrengungen der deutschen, französischen usw. Mehrheitssozia-
listen schon kompromittiert genug ist, audi bei uns zu kompromittieren."

So schätzen die Volkstümler und die Menschewiki das „Jedincrwo" ein,
so rüdken sie von ihm ab, so schämen sie si& seiner!!

Gleichzeitig aber bilden sie bei den Wahlen mit ihm zusammen einen
Block (einen Bund) - und Plechanow nimmt Sitze von Leuten an, die
ihm öffentlich Komplimente wie „Taschenspieler", „von der Bourgeoisie
gezähmt", „Hottentotte", „kompromittiert", „einig mit der liberalen
Bourgeoisie" an den Kopf werfen.

Welche Seite in diesem Block ist die schlimmere?

Arbeiter and Soldaten! Keine einzige Stimme dem Block der Volkstüm-
ler und Menschewiki, der dem „Jedinstwo", das „mit der liberalen Bour-
geoisie einig" ist, Unterschlupf verschaffen, der es durchschmuggeln will!

Qesdbrieben am 25. Mai (7. Juni) I9i7.

Veröffentlicht am 9. Juni (27. TAai) Tiach dem Jext der „Trawda".
1917 in der „Vrawäa" Nr. 67,

34*
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DIE SCHWARZHUNDERTER FÜR DIE KADETTEN -

DIE MENSCHEWIKI UND VOLKSTÜMLER IN EINER
REGIERUNG MIT DEN KADETTEN

Wer kennt nicht die Zeitung „Nowoje Wremja" ? Wer weiß nicht, daß
sie sich viele Jahrzehnte hindurch „berühmt" gemacht hat durch ihre
Verteidigung der Zarenmacht und der Kapitalisten, durch ihre Hetze
gegen die Juden, die Hetze gegen die Revolutionäre?

Wer weiß nicht, daß sich immer jeder ehrliche Mensch in Rußland mit
Entrüstung und Verachtung vom „Nowoje Wremja" abwandte? Daß
diese Zeitung ihre Richtung auch jetzt, nach dem Umsturz, nicht im ge-
ringsten geändert hat?

Nun finden die ersten Wahlen im freien Rußland statt. Und am ersten
Wahltag schreibt das „Nowoje Wremja": „Stimmt für die Liste der
Partei der Volksfreiheit."

Die Tatsache liegt auf der Hand: alle Gutsbesitzer und Kapitalisten,
alle Schwarzhunderter, alle, die den Zaren wieder auf den Thron setzen
wollen, sind für die Kadetten.

Die Menschewiki und die Volkstümler aber haben ihre sedhs Minister
den zehn kadettisdhen Ministern als Geiseln ausgeliefert.

Die Menschewiki und die Volkstümler haben sich durch leere Ver-
sprechungen, von denen keine einzige erfüllt wurde, betrügen lassen.
Keinen Schritt zur Beendigung des Krieges, zum Verzicht auf Annexionen
(Eroberungen)*, zur Bändigung der Kapitalisten, die wahnsinnige Profite
einheimsen und das Land ins Verderben führen, keinen einzigen der-
artigen Schritt hat die Regierung unternommen.

* Zur Veröffentlichung der Geheimverträge, zu einem offenen, ehrlichen,
direkten Friedensangebot an alle Völker unter genauen und klaren Bedin-
gungen.
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Der Krieg zieht sich in die Länge, die Zerrüttung droht, die Kapita-
listen bereichern sich, die Menschewiki und die Volkstümler reden und
drohen, drohen und reden . . . Der Kater Waska (die Kapitalisten) hört
zu und - frißt.

Arbeiter, Soldaten und alle Werktätigen! Keine Stimme den Kadetten,
keine Stimme den Menschewiki und den Volkstümlern!

Stimmt für die Ttolsdhewik.il

„Vrawda" 7Jr. 68, Viaäo dem Hext der „Vrawda".
lO.Juni {2S.7Aai) I9i7.
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DER SCHÄNDLICHE BLOCK DER MENSCHEWIKI
UND VOLKSTÜMLER MIT DEM „JEDINSTWO"

Heute ist der zweite, der Haupttag der Wahlen.
Außer den Kadetten empfehlen sich den Wählern mit größter Auf-

dringlichkeit die vereinigten Menschewiki und Volkstümler.
Was nun konnten sie uns auf unsere Feststellung über die skandalöse

Tatsache ihres Blocks (Bundes) mit dem „Jedinstwo" antworten? Wagen
sie es, einen solchen Block grundsätzlich zu verteidigen?

Das wagen sie eben nicht.
Die „Rabotschaja Gaseta" bringt als Antwort auf unsere Feststellung,

daß ein Block mit dem „Jedinstwo" unanständig sei, den Hinweis - auf
wen meint ihr wohl? - auf den Lockspitzel Malinowski, der von der
Ochrana in die Duma geschmuggelt wurde!!

Die Unehrlichkeit einer solchen Auchpolemik kennzeichnen wir in
einer besonderen Notiz.* Jetzt aber ist nicht von der Ehrlichkeit der „Ra-
botschaja Gaseta" die Rede, sondern von ihrer Logik. Wie ist das, Herr-
schaften? Unseren Hinweis auf „euer" „Jedinstwo" glaubt ihr mit dem
Hinweis auf „unseren" Lockspitzel Malinowski parieren zu können!!
Was ergibt sich daraus? Daraus ergibt sich, daß ihr das „Jedinstwo" auf
eine Stufe mit einem Lockspitzel stellt!!

So haben die findigen Leute von der „Rabotschaja Gaseta" den Block
mit dem „Jedinstwo" „verteidigt" - man muß schon sagen, kluge Leute
sind das! Wenn man ihnen sagt: Ihr habt im freien Rußland einen so
schändlichen Kollegen wie das Plechanowsche „Jedinstwo", so antworten
sie: die Bolschewiki hatten im zaristischen Rußland den Spitzel Mali-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 543/544. Die Red.
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nowski in ihren Reihen!! Eine Perle - die Verteidigung des „Jedinstwo"
durch die „Rabotschaja Gaseta"!

Auch das „Delo Naroda" hat sich, um einen Ausdruck von Schtschedrin
zu gebrauchen, was das „Jedinstwo" anbelangt, elend „in die Galoschen
gesetzt". Am ersten Wahltag, am 27. Mai, lesen wir auf der ersten Seite
der Zeitung der Kerenski, Tschernow und Co. die Aufforderung, jür die
Listen zu stimmen, die das „'Jedinstwo" durchschmuggeln.

Und auf der zweiten Seite derselben Nummer -des gleichen „Delo Na-
roda" lesen wir nicht nur eine längere Auslassung, in der der „Sozial-
patriot" Plechanow und sein „Jedinstwo" heruntergerissen werden, son-
dern auch folgende „Bosheit":

„TAit Vergnügen bringen wir unseren Lesern zur Xenntnis, was andere
Liberal- und SoziaHmperialisten wie die ,Retsch', die ,Russkaja TVolja' und
das ,Jedinstwo' über die italienische Annexion (Albaniens) denken."

Eine Perle, nicht wahr?
Die „Sozialrevolutionäre" rufen das Volk auf, für Listen zu stimmen,

in denen sich die Kandidaten des „Jedinstwo" verstecken, desselben
,Jedinstwo", das die Sozialrevolutionäre selber, und noch dazu am Tage
der Wahlen, als „sozialimperialistisch" bezeichnen, d. h. als sozialistisch
in Worten und „imperialistisch in der Praxis", desselben „Jedinstwo",
das sie selber auf eine Stufe stellen mit der „Retsch" und der „Russkaja
Wolja".

Schön hat heute die kluge „Rabotschaja Gaseta" im Blocfe mit dem
klugen „Delo Naroda" das „Jedinstwo" „verteidigt"!

Plechanow aber empfängt Almosen von Leuten, die ihn „versehentlich"
neben Malinowski stellen oder ihn am Wahltag rundheraus als „Sozial-
imperialisten" bezeichnen.

Schöne Sitten herrschen in diesem schändlichen Block von Menschewiki
plus Volkstümler plus „Jedinstwo"...

Arbeiter und Soldaten! Werktätige! Keine einzige Stimme den Volks-
tümlern und Menschewiki, die „Sozialimperialisten" durchschmuggeln
wollen!

Stimmt jür die Bolsdbewikil

„Vrawda" SVr. 68, Nach dem Text der „Trawda".
iO.Juni (28.Mai) i917.
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DIE KONTERREVOLUTION
GEHT ZUM ANGRIFF ÜBER

(„Jakobiner ohne Volk")

Die Konterrevolution hat ihre Kräfte so weit gesammelt, daß sie zum
Angriff übergeht. Mit Hilfe der volkstümlerischen und menschewistischen
Minister organisieren die Kapitalisten den Angriff auf die Freiheit.

Der Beschluß, das „45., 46., 47. und 52. Regiment" der 12. und der
13. Division aufzulösen, der Beschluß, die „Anstifter" (welch sonder-
bares Wort! Sind denn im Kriege die „Anstifter" wichtiger als die „Tä-
ter"?) „vor Gericht zu stellen", und dann zugleich die Nachricht von der
Verhaftung des Fähnrichs Krusser wegen seiner Rede auf einem Meeting
in Skuljany, schließlich der unerhört grobe Ton der Provisorischen Re-
gierung gegenüber Kronstadt (die Verordnungen seien „widerspruchslos
auszuführen": kann man so mit Bürgern reden, die bis jetzt keines Ver-
gehens, keiner einzigen Widersetzlichkeit beschuldigt worden sind?) -
alles das zusammen, beleuchtet vom bengalischen Feuer des schaden-
frohen Anwalts der konterrevolutionären Kapitalisten, der „Retsch" („die
Regierung hat endlich begonnen, die Sprache der Macht zu gebrauchen")
- alles das zeigt deutlich, daß die Konterrevolution angreift.

Dieser „Angriff" macht einen sonderbaren Eindruck. An der Front
werden die „Anstifter zum Ungehorsam" vor Gericht gestellt und vier
Regimenter „aufgelöst" (von den im Telegramm genannten acht Regi-
mentern der zwei Divisionen, obwohl, wie dasselbe in Nr. 76 der
„Iswestija Petrogradskowo Sowjeta" veröffentlichte Telegramm mitteilt,
von diesen acht Regimentern nur eins „vollzählig" und ein weiteres „fast
vollzählig" an der Aktion teilgenommen haben). Wenn ihr, ihr Herren
Regierenden, dem Volk die Auflösung von Regimentern mitteilt, wenn
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ihr das für angebracht haltet und Telegramme darüber durchlaßt, war-
um teilt ihr dann nicht genau und klar, wenigstens in einigen Zeilen, mit,
welche Beweggründe diejenigen, die ihr vor Gericht stellt, zum Ungehor-
sam veranlaßt haben?

Eins von beiden, meine Herren: Entweder handelt im stillen - ihr habt
ja Militärzensoren - , bemüht euch nicht, die Öffentlichkeit zu unterrich-
ten, und beunruhigt sie nicht durch eure Mitteilungen.

Oder aber, wenn ihr beschlossen habt, Mitteilungen zu machen, dann
sagt, worum handelt es sich eigentlich? Wie, wodurch, weswegen? Ver-
weigern die, die ihr vor Gericht stellt, den Gehorsam aus einem spezi-
fischen oder aus einem allgemeinen Grund?

Unklarheit ist schädlich. . • . .
Was aber die Verhaftung Krussers betrifft, so ist die Sache ganz klar:

einen Mann wegen einer Rede auf einem Meeting ins Gefängnis zu wer-
fen- ist das vernünftig? Heißt das nicht geradezu den Kopf verlieren?
Ihr Herren Kadetten und Rechten, die ihr im Ministerium mit den Volks-
tümlern und Menschewiki vereinigt seid, habt doch zehn-, wenn nicht
hundertmal mehr Tageszeitungen zur Verfügung als eure Gegner!! Und
bei einem solchen Übergewicht des wichtigsten Agitationsmittels werft ihr
Leute wegen einer „Rede auf einem Meeting" ins Gefängnis!! Solltet ihr,
Herrschaften, wirklich vor Angst den Verstand verloren haben?

Wir sind keine Gegner der revolutionären Gewalt im Dienste der
Mehrheit des Volkes.

Als Plechanow dieser Tage einmal an die Jakobiner von 1793 und
ihre offene Erklärung: „die Feinde des Volkes sind die und die" erinnerte,
dachten wir:

Keine einzige Partei sollte es unterlassen, die Jakobiner von 1793 in
diesem von Plechanow gewählten Punkt nachzuahmen.

Die Sache ist nur die, daß es „Jakobiner" und „Jakobiner" gibt. Eine
geistreiche französische Redensart, deren sich Plechanow vor 20 Jahren,
als er noch Sozialist war, gern erinnerte, verspottet die „Jakobiner ohne
Volk" (jacobins moins le peuple).

Die historische Größe der wahren Jakobiner, der Jakobiner von 1793,
bestand darin, daß sie „Jakobiner mit dem Volk" waren, mit der revo-
lutionären Mehrheit des Volkes, mit den revolutionären fortschrittlichen
Klassen ihrer Zeit.
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Lächerlich und erbärmlich sind die „Jakobiner ohne Volk", jene, die
sich nur als Jakobiner gebärden, die Angst haben, klar, offen, für alle
vernehmlich, die Ausbeuter, die Unterdrücker des Volkes, die Knechte
der Monarchie in allen Ländern, die Anhänger der Gutsherren in allen
Ländern für Feinde des Volkes zu erklären.

Ihr habt die Geschichte studiert, ihr Herren Miljukow und Plechanow,
könnt ihr etwa bestreiten, daß die großen Jakobiner von 1793 keine
Angst hatten, gerade die Vertreter der reaktionären, ausbeutenden Tdin-
derheit des Volkes ihrer Zeit, gerade die Vertreter der reaktionären Klas-
sen ihrer Zeit für Feinde des Volkes zu erklären?

Ihr, die heutige Regierung, ihre Helfershelfer, Verteidiger und Diener,
könnt ihr offen, unverblümt, offiziell sagen, welche "Klassen ihr in der
ganzen Welt als „Feinde des Volkes" betrachtet?

Wie solltet ihr! Ihr seid Jakobiner ohne Volk. Ihr gebärdet euch nur
als Jakobiner. Ihr gleicht viel eher den Dutzendvertretern einer Dutzend-
reaktion der Gutsbesitzer und Kapitalisten.

Arbeiter und Soldaten! Werktätige! Die Konterrevolution der Guts-
besitzer und Kapitalisten geht zum Angriff über! Keine Stimme auch nur
einer einzigen Regierungspartei, auch nur einer einzigen der an der Re-
gierung beteiligten Parteien!

Stimmt für die Bolsdhewik.il

„Prawda" 5\Tr. 68, 7$ad) dem 7ext der „Prawda"
lO.Juni(28.MaQ 1917.
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EINE GRUNDSÄTZLICHE FRAGE

(„Vergessene Worte" der Demokratie)

Der schmutzige Strom von Lügen und Verleumdungen, den die Zei-
tungen der Kapitalisten über die Kronstädter Genossen ausgegossen ha-
ben, offenbarte ein übriges Mal die ganze Unehrlichkeit dieser Zeitun-
gen, die einen ganz alltäglichen und belanglosen Vorfall zu einem „Staats-
ereignis", zu einem „Abfall" von Rußland usw. usf. aufbauschten.

Die „Iswestija Petrogradskowo Sowjeta" berichten in Nr. 74 über die
Beilegung der Kronstädter Ereignisse: wie auch zu erwarten war, ist es
den Ministern Zereteli und Skobelew leicht gelungen, sich mit den Kron-
städtern auf eine Kompromißresolution zu einigen. Selbstverständlich
bringen wir die Hoffnung und die Überzeugung zum Ausdruck, daß
diese Kompromißresolution, wenn sie von beiden Seiten loyal befolgt
wird, auf hinreichend lange Zeit die Möglichkeit eines reibungslosen
Wirkens der Revolution in Kronstadt und im übrigen Rußland schaffen
wird.

Der Kronstädter Zwischenfall ist für uns in doppelter Hinsicht von
grundsätzlicher Bedeutung.

Erstens hat er die von uns schon seit langem festgestellte und offiziell
in einer Resolution unserer Partei (über die Sowjets) hervorgehobene
Tatsache aufgezeigt, daß die Revolution in der Provinz weiter voran-
geschritten ist als in Petrograd. Nicht nur die Kadetten, sondern auch die
Volkstümler und Menschewiki, die sich von der überall herrschenden
revolutionären Phrase fortreißen ließen, waren nicht gewillt oder ver-
standen es nicht, sich die Bedeutung dieser Tatsache klarzumachen.

Zweitens hat der Kronstädter Zwischenfall eine sehr wichtige grund-
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sätzlidie, programmatische Frage aufgeworfen, an der kein ehrlicher
Demokrat, geschweige denn ein Sozialist, gleichgültig vorübergehen
kann. Das ist die Frage nach dem Recht der Zentralgewalt, die von der
örtlichen Bevölkerung gewählten Beamten zu bestätigen.

Die Menschewiki, zu deren Partei die Minister Zereteli und Skobelew
gehören, erheben nach wie vor den Anspruch, Marxisten zu sein. Zere-
teli und Skobelew waren es, die die Resolution über eine solche Bestä-
tigung durchbrachten. Haben sie dabei an ihre Pflicht als Marxisten
gedacht?

Sollte der Leser diese Frage naiv finden und bemerken, daß die Men-
schewiki heute in Wirklichkeit eine ganz und gar kleinbürgerliche Partei
und noch dazu eine auf dem Boden der Vaterlandsverteidigung stehende
(d. h. eine chauvinistische) Partei geworden sind und es daher lächerlich
sei, von Marxismus auch nur zu reden, so werden wir nicht streiten. Wir
werden nur sagen, daß der Marxismus den Fragen der Demokratie
schlechthin stets große Aufmerksamkeit widmet, und den Titel Demo-
krat kann man den Bürgern Zereteli und Skobelew wohl kaum ab-
sprechen.

Haben sie nun, als sie diese Resolution über die „Bestätigung" der von
der Kronstädter Bevölkerung gewählten Beamten durch die Provisorische
Regierung durchbrachten, an ihre Pflicht als Demokraten, an ihren „Titel"
Demokraten gedacht?

Offenbar nicht.
Zur Bestätigung dieser Schlußfolgerung wollen wir die Ansicht eines

Schriftstellers anführen, der wahrscheinlich auch in den Augen Zeretelis
und Skobelews seine Autorität als Wissenschaftler und Marxist noch
nicht ganz eingebüßt hat. Dieser Schriftsteller ist Friedrich Engels.

Im Jahre 1891 schrieb Engels in seiner Kritik des Entwurfs für das
Programm der deutschen Sozialdemokratie (heute bekannt als Erfurter
Programm), daß das deutsche Proletariat die eine .und unteilbare Repu-
blik brauche.

„Aber nicht im Sinne der heutigen französischen", fügte Engels hinzu,
„die weiter nichts ist als das 1798 begründete Kaiserreich ohne den
Kaiser. Von 1792 bis 1798 besaß jedes französische Departement, jede
Gemeinde vollständige Selbstverwaltung nach amerikanischem Muster,
und das müssen wir" (d. h. die deutschen Sozialdemokraten) „auch
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haben. Wie die Selbstverwaltung einzurichten ist und wie man ohne
Bürokratie fertig werden kann, das bewies uns Amerika und die erste
französische Republik, und noch heute Australien, Kanada und die ande-
ren englischen Kolonien. Und eine solche provinzielle und gemeindliche
Selbstverwaltung ist weit freier als zum Beispiel der Schweizer Födera-
lismus, wo der Kanton zwar sehr unabhängig ist gegenüber dem Bund"
(d. h. der zentralen Staatsgewalt), „aber auch gegenüber dem Bezirk
und der Gemeinde. Die Kantonalregierungen ernennen Bezirksstatthalter
und Präf ekten, wovon man in den Ländern englischer Zunge nichts weiß
und die wir uns ebenso höflichst in Zukunft verbeten haben wollen wie
die preußischen Landräte und Regierangsräte."104

So urteilte Friedrich Engels über die Demokratie in Anwendung auf
das Recht, die Beamten von oben zu ernennen. Und um diese Ansichten
schärfer, unumwundener, präziser auszudrücken, empfahl er den deut-
schen Sozialdemokraten, folgende Forderung in das Parteiprogramm
aufzunehmen:

„Vollständige Selbstverwaltung in Provinz, Kreis und Gemeinde durch
nach allgemeinem Stimmrecht gewählte Beamte. Abschaffung aller von
Staats wegen ernannten Lokal- und Provinzialbebörden."

Die unterstrichenen Worte lassen an Entschiedenheit und Klarheit
nichts zu wünschen übrig.

liebe Bürger Minister, Zereteli und Skobelew! Ihr fühlt euch sicher-
lich sehr geschmeichelt, daß eure Namen in die Lehrbücher der Ge-
schichte eingehen werden. Ist es aber für euch auch -schmeichelhaft, daß
jeder Marxist - und jeder ehrliche Demokrat - gezwungen sein wird zu
sagen: Die Minister Zereteli und Skobelew haben den russischen Kapita-
listen geholfen, in Rußland eine Republik zu schaffen, die im Grunde
gar keine Republik, sondern eine ^Monarchie ohne "Monarchen ist?

PS. Dieser Artikel wurde vor dem letzten Stadium des Kronstädter
Zwischenfalls geschrieben, von dem heute die Zeitungen sprechen. Das
Kompromißabkommen ist von den Kronstädtern nicht verletzt worden:
niemand hat auch nur eine einzige Tatsache genannt, die auch nur im
entferntesten einer Verletzung des Abkommens ähnlich sähe. Die Hin-
weise der „Retsch" auf Zeitungsartikel sind eine Ausflucht, denn nicht
durch Artikel, sondern nur durch Handlungen kann ein Abkommen ver-
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letzt werden. Und die Tatsache bleibt bestehen: die Minister Zereteli,
Skobelew und Co. haben sich zum hundertsten und tausendsten Male
durch das Geschrei der erschrockenen Bourgeois ins Bockshorn jagen las-
sen und sich in groben Drohungen gegen die Kronstädter ergangen, in
unklugen, sinnlosen Drohungen, die nur der Konterrevolution dienen.

Qesäsrieben vor dem 25. Mai (7. Juni) 1917.

Veröftentlidht am 10. Juni (28.!Mai) 1917 Nadj dem 7ext der „Vrawda".
in der „Vrawda" 'Nr. 68.
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IN ERMANGELUNG EINER SAUBEREN,
PRINZIPIELLEN WAFFE

GREIFEN SIE ZU EINER SCHMUTZIGEN

Die „Rabotschaja Gaseta", das Organ der menschewistischen Mini-
sterialisten, versucht uns damit zu treffen, daß die Ochrana im Jahre 1911
den Bolschewik und Versöhnler Rykow verhaftete, um „am Vorabend
der Wahlen zur IV. Duma" (das hebt die „Rabotschaja Gaseta" beson-
ders hervor) den Bolschewiki unserer Partei „Handlungsfreiheit" zu
geben.

Was beweist nun diese Tatsache? Sie beweist, daß die Ochrana die
Bahn frei machen wollte, um Malinowski, der, wie sich herausstellte, ein
Lockspitzel war, in die Duma hineinzubringen. Selbstverständlich sorgte
die Ochrana für ihre Spitzel.

Kann man daraus unserer Partei einen Vorwurf machen? Nein, eben-
sowenig, wie ehrlidbe Menschen Tschernow und Co. einen Vorwurf ma-
chen, weil sie fälschlicherweise für Asef einstanden, ebensowenig, wie
sie Jonow (dem Bundisten, einem Kollegen der „Rabotschaja Gaseta")
und Co. einen- Vorwurf machen, weil sie 1910 im Namen des vereinigten
ZK für den Spitzel Shitomirski („Otzow") einstanden, oder jenen Men-
schewiki, die im Jahre 1904 eine gewisse Zeit den Spitzel Dobroskokow
zu verteidigen suchten, oder den Kadetten, unter denen sich ebenfalls
Lockspitzel befanden, die jetzt namhaft gemacht worden sind.

Fehler wie das Nichterkennen von Spitzeln sind in ausnahmslos allen
Parteien vorgekommen. Das ist eine Tatsache. Und wenn die „Rabo-
tschaja Gaseta", die mit dem Minister Tschernow einen Block eingeht,
nicht an seine alten Fehler erinnert, sondern nur von den Fehlern ihrer
jetzigen Gegner spricht, so ist dies eine offensichtlich unehrliche, offen-
sichtlich unsaubere Methode. Der Schlag, den die „Rabotschaja Gaseta"
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gegen uns zu führen versuchte, fällt auf sie selbst zurück: niemals wird
die „Rabotschaja Gaseta" wagen, in aller Öffentlichkeit zu erklären,
daß es ehrlich sei, sich über Asef auszuschweigen und über einen eben-
solchen Spitzel, Malinowski, aus fraktionellem Eigennutz ein „Geschrei"
zu erheben.

„Trawda" Nr.68, Naä] dem 7ext der „Trawda"
iO. Juni (28. MaQ 1917.
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DES PETERSBURGER KOMITEES
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Zuerst veröffentlicht 1925 in der Nado der masdiinegesdniebenen
Zeitschrift „Xrasnaja Letopis" Abschrift der protokollarischen
(Rote Annalen) 'Nr. 3 (14). Niederschrift.

35 Lenin, Werke, Bd. 24
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i

REDE ZUR FRAGE DER GRÜNDUNG EINER ZEITUNG
DES PETERSBURGER KOMITEES

Der Wunsch des Petersburger Komitees, ein besonderes Presseorgan
zu besitzen, war für das Zentralkomitee etwas Neues. Es ist unverständ-
lich, warum diese Frage gerade in einer Zeit auftaucht, in der die Ein-
richtung einer eigenen Druckerei im Gange ist und Verhandlungen mit
der Zwischengruppe über die Hinzuziehung des Gen. Trotzki zur Her-
ausgabe eines populären Organs eingeleitet sind.

Im Westen werden in den Hauptstädten oder großen Industriezentren
lokale und zentrale Presseorgane nicht voneinander geschieden. Eine
solche Scheidung ist wegen der Verzettelung der Kräfte schädlich. Ein
besonderes, vom Zentralorgan getrenntes Organ des Petersburger Ko-
mitees zu schaffen ist unzweckmäßig. Petersburg besteht nicht als ein-
zelner Ort. Petersburg ist das geographische, politische, revolutionäre
Zentrum ganz Rußlands. Ganz Rußland verfolgt das Leben Petersburgs.
Jeder Schritt Petersburgs ist beispielgebend für ganz Rußland. Von einer
solchen Sachlage ausgehend, kann man das Leben des Petersburger Ko-
mitees unmöglich zu einer lokalen Angelegenheit machen.

Warum sollte man den Vorschlag des ZK, eine Pressekommission zu
bilden, nicht annehmen? In der Geschichte der Presse Westeuropas hat
es natürlich dort, wo solche Kommissionen bestanden, Mißverständnisse
zwischen der Redaktion der Zeitung und der Kommission gegeben, aber
diese Mißverständnisse entstanden ausschließlich auf dem Boden prin-
zipieller Meinungsverschiedenheiten über die Führung des Organs.
Welche prinzipiellen politischen Motive soll es aber für Konflikte zwi-
schen dem Petersburger Komitee und dem ZK geben? Das Organ des

35*
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Petersburger Komitees wird stets, ob es will oder nicht, das führende
Organ der Partei sein.

Die Erfahrungen bei der Vorbereitung eines eigenen Organs werden
das Petersburger Komitee rasch von der Unmöglichkeit, sich lokal abzu-
schließen, überzeugen. Das ZK bestreitet nicht, daß es notwendig ist,
den Bedürfnissen der Petrograder Organisation einen bedeutenden Platz
in den Zeitungen einzuräumen. Das ZK bestreitet nicht, daß ein popu-
läres Organ für die Aufklärung der breiten Massen über unsere Losun-
gen notwendig ist. Aber die Gründung einer populären Zeitung ist kom-
pliziert und erfordert eine große Erfahrung. Darum will das ZK auch den
Gen. Trotzki, der es verstanden hat, selbst ein populäres Organ, die
„Russkaja Gaseta" [Russische Zeitung], zu schaffen, zur Mitarbeit an
der Herausgabe einer populären Zeitung heranziehen.

In der Geschichte des Westens war die Frage einer populären Zeitung
nicht so akut wie bei uns. Das Bildungsniveau der Massen hat sich im
Westen dank der kulturellen Aufklärungsarbeit der Liberalen gleich-
mäßiger gehoben. In solchen Ländern wie die Tschechei und Böhmen
sind populäre Organe vorhanden. Die Aufgabe des populären Organs
besteht darin, den Leser zum Verständnis des leitenden Parteiorgans
emporzuheben. Wenn wir kein populäres Organ herausbringen, so wer-
den die anderen Parteien die Masse an sich ziehen und sie für ihre
Zwecke ausnutzen. Das populäre Organ soll seinem Typus nach kein
Lokalblatt sein, aber infolge der Schwierigkeiten bei der Postbeförde-
rung wird es notgedrungen hauptsächlich in Petersburg Verbreitung fin-
den. Damit den örtlichen Bedürfnissen hinlänglich Rechnung getragen
wird, muß sich das Petersburger Komitee einen entsprechenden Platz in
der Redaktion des Organs sichern.
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RESOLUTIONSENTWÜRFE, VORGELEGT
IN DER SITZUNG DES PETERSBURGER KOMITEES

Erste Resolution

Das ZK gründet zwei Zeitungen in Petersburg: das Zentralorgan und
ein populäres Organ unter ein und derselben Redaktion. Das Peters-
burger Komitee erhält beratendes Stimmrecht in der Redaktion des Zen-
tralorgans und beschließendes Stimmrecht in dem populären Organ. Zur
Behandlung örtlicher Probleme von rein lokaler Bedeutung räumt das
ZK eine bestimmte Anzahl von Spalten in beiden Zeitungen ein.

Zweite Resolution

Das Petersburger Komitee beschließt, an beiden Zeitungen, die das
ZK gründet, unter den Bedingungen, die das ZK vorschlägt, mitzu-
arbeiten und alle Anstrengungen zu machen, um die Bedürfnisse der
lokalen Arbeit gründlicher und vollständiger zu befriedigen und die all-
gemeine Linie der Partei detaillierter zu entwickeln. Da es Ursache hat
zu fürchten, daß das ZK oder die von ihm ernannte Redaktion den nicht
auf dem Boden des Bolschewismus stehenden internationalistischen Ge-
nossen zuviel Vertrauen entgegenbringen wird, daß das ZK die Freiheit
und Selbständigkeit der Petersburger Genossen einengen und ihnen nicht
den Einfluß einräumen wird, der den Führern der örtlichen Parteiarbeit
zukommt, wählt das Petersburger Komitee eine Kommission zur For-
mulierung genau umrissener Garantien für die Rechte des Petersburger
Komitees im lokalen Teil beider Zeitungen.
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ÜBER DIE SCHÄDLICHKEIT VON PHRASEN

Die Antwort der französischen und der englischen Regierung hat mit
besonderer Deutlichkeit die Richtigkeit unserer vielfachen Feststellungen
bestätigt, daß weder die russische noch die französische noch die eng-
lische noch die deutsche kapitalistische Regierung auf Annexionen (Er-
oberungen) verzichten kann, daß alle derartigen Versprechungen purer
Volksbetrag sind.105

Wir kämpfen mit der Waffe in der Hand für die Inbesitznahme Elsaß-
Lothringens, für den Sieg, antworteten die Franzosen. Wollen Sie gefäl-
ligst den Vertrag erfüllen und um Russisch- und Deutsch-Polen kämp-
fen, antworteten die Engländer.

Die bittere Wahrheit, die Wahrheit, daß sich der Kapitalismus mit
dem Verzicht auf Annexionen nicht vereinbaren läßt, ist wieder einmal
bewiesen worden. Der Zusammenbruch der Politik der „Vereinbarer",
der Leute, die den Kapitalismus mit dem Proletariat versöhnen wollen,
der Zusammenbruch der Politik der volkstümlerischen und menschewi-
stischen Ministerialisten ist ganz offenkundig. Ihre Hoffnungen auf die
Koalitionsregierung sind in alle Winde zerstoben, alle ihre Verheißun-
gen haben sich als leere Worte erwiesen.

Und schädlicher als alles andere für die Sache der Revolution, für die
Interessen der werktätigen Massen sind jetzt die Versuche, den wahren
Sachverhalt durch Phrasen zu vertuschen. Zwei Schattierungen dieses
Phrasenstroms sind in Erscheinung getreten, und wahrlich - eine ist der
andern wert.

Die „Rabotschaja Gaseta", das Organ der menschewistischen Mini-
sterialisten, kannegießert „nach Kadettenart". Einerseits „kann es auf



Tiber die SdhädHäikett von Phrasen 551

einer solchen Grundlage" (auf der Grundlage der Antworten der beiden
Ententemächte) „keine Einigung zwischen uns und ihnen geben" ... Zwi-
schen „uns"? - d. h. den russischen Kapitalisten? Die Theorie des Klas-
senkampfes ist über Bord geworfen; es ist bequemer, über „Demokratie"
in allgemeinen Phrasen zu drechseln, wobei man die Abc-Wahrheit des
Marxismus, daß gerade innerhalb der „Demokratie" der Abgrund zwi-
schen den Kapitalisten und den Proletariern am tiefsten ist, mit Füßen
tritt.

Anderseits will die „Rabotschaja Gaseta" den „Versuch einer Re-
vision" (der Abkommen und Verträge) „auf dem Wege der Einberufung
einer besonderen Konferenz von Vertretern der verbündeten Regierun-
gen" machen. Immer wieder dasselbe: Verständigung mit den Kapita-
listen, die in Wirklichkeit Betrug an den Arbeitern durch Verhandlungs-
spielerei mit ihren'Klassenfeinden bedeutet.

„Der Ansturm breiter Schidaten der französischen und der englischen
Demokratie, der Ansturm sogar allein des Proletariats Frankreichs und
Englands auf ihre Regierungen . . . " , schreibt die „Rabotschaja Gaseta".
In Rußland unterstützen die Menschewiki ihre Imperialistenregierung,
in den anderen Ländern aber rufen sie zum Ansturm... ist das nicht,
vom ersten bis zum letzten Wort, verlogene Phrasendrescherei?

„Wir bereiten ihn" (den Frieden Im internationalen Maßstab) „durch
die Einberufung einer internationalen Sozialistenkonferenz vor" - mit
Beteiligung der Minister aus den Reihen jener ehemaligen Sozialisten,
die auf die Seite ihrer Regierungen übergegangen sind!! Man muß schon
sagen, eine ausgezeichnete „Vorbereitung" des Volksbetrugs im großen
Maßstab mit Hilfe einer Reihe kleinerer Betrügereien.

Das „Delo Naroda" wiederum drischt Phrasen „nach Jakobinerart".
Drohender Ton, effektvolle revolutionäre Ausrufe... „Wir wissen ge-
nug" ... „Der Glaube an die siegreiche Kraft unserer REVOLUTION"
(unbedingt groß geschrieben), „von diesem, oder jenem Schritt... der
russischen revolutionären Demokratie... hängt das Schicksal... des gan-
zen so glücklich, so siegreich zum Ausbruch gekommenen AUFSTANDS"
(unbedingt groß geschrieben) „der Werktätigen ab..."

Gewiß, wenn die Worte „Revolution" und „Aufstand" groß geschrie-
ben werden, so klingt das „furchtbar" schrecklich, ganz wie bei den
Jakobinern. Es klingt energisch, und es kostet nicht viel. Denn das schrei-
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ben Leute, die in Wirklichkeit die Revolution abwürgen helfen und die
Entfaltung des Aufstands der Werktätigen hemmen, Leute, die die rus-
sische Imperialistenregierung unterstützen, die ihr helfen, die Geheim-
verträge vor dem Volk zu verheimlichen, die sofortige Aufhebung des
gutsherrlichen Grundbesitzes zu verschleppen und ihre militärische
„Offensivpolitik" durchzuführen, die sie unterstützen, wenn sie die ört-
lichen gewählten Körperschaften grob zurechtweist, wenn sie den An-
spruch erhebt, die Beamten einzusetzen oder die von der örtlichen Be-
völkerung gewählten Beamten zu bestätigen, und so weiter und so weiter
ohne Ende.

Ihr Herren Maulhelden! ihr Ritter der revolutionären Phrase! Der So-
zialismus fordert, daß man unterscheide zwischen der Demokratie der
Kapitalisten und der Demokratie der Proletarier, zwischen der Revo-
lution der Bourgeoisie und der Revolution des Proletariats, zwischen dem
Aufstand der Reichen gegen den Zaren und dem Aufstand der Werk-
tätigen ... gegen die Reichen ... Der Sozialismus fordert, daß man einen
Unterschied mache zwischen der bei uns abgeschlossenen Revolution der
Bourgeoisie (die Bourgeoisie ist jetzt konterrevolutionär) und der an-
wachsenden Revolution der Proletarier und der armen Bauern. Die erste
Revolution ist für den Krieg, für die Aufrechterhaltung des gutsherr-
lichen Grundbesitzes, für die „Unterordnung" der örtlichen Selbstver-
waltungen unter die Zentralgewalt, für die Geheimverträge. Die zweite
Revolution hat begonnen, dem Krieg ein Ende zu machen - durch die
revolutionäre Verbrüderung, durch die örtliche Liquidierung der Macht
der Gutsbesitzer, durch die Erhöhung der Zahl und die Festigung der
Macht der Sowjets und durch die volle Verwirklichung des Prinzips der
Wählbarkeit.

Die volkstürnlerischen und die menschewistischen Ministerialisten
dreschen Phrasen über „Demokratie" im allgemeinen, über „REVOLU-
TION" im allgemeinen, um dadurch ihr Übereinkommen mit der impe-
rialistischen, in Wirklichkeit schon konterrevolutionären Bourgeoisie des
eigenen Landes zu verdecken, ein Übereinkommen, das sich in Wirk-
lichkeit in einen Kampf gegen die Revolution der Proletarier und Halb-
proletarier verwandelt. . :
.Trawda" 3Vr. 69, 'Nach dem 7ext der „Trawda".
13. Juni (31. Mai) 1917.
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WIE DIE K A P I T A L I S T E N DAS VOLK V E R H Ö H N E N

Am 23. Mai wurde die Konferenz der Vertreter der Kapitalisten und
der Arbeiter der Bergbaumdustrie des Südens beendet.

Die Konferenz ist ausgegangen wie das Hornberger Sdbießen. Die
Herren Kapitalisten erklärten alle Forderungen der Arbeiter für un-
annehmbar. Die Arbeiterdelegation, die an der Konferenz teilnahm, hat
eine Erklärung veröffentlicht, daß sie jede Verantwortung für etwa ein-
tretende 'Komplikationen ablehnt.

Es ist klar wie der Tag. Die Krise ist keineswegs beseitigt. Die Unter-
nehmer sind keineswegs gebändigt.

Es wäre zum Lachen, wenn es nicht so traurig wäre, zu lesen, daß be-
schlossen worden ist, noch eine Kommission aus Vertretern der Regie-
rung und Vertretern beider Parteien (!!) einzuberufen, daß die Unter-
nehmer um sofortige Preisaufschläge ersucht haben!!!

Damit die Leser sich eine möglichst anschauliche Vorstellung machen
können, in welchem Maße die Herren Kapitalisten das Volk verhöhnen,
wollen wir einige Stellen aus einer ministeriellen Zeitung (d. h. der Zei-
tung einer Partei, die ihre Vertreter im Ministerkabinett hat) zitieren:

„Die hier weilende Arbeiterdelegation (der Bergbauindustrie des Südens)
unterrichtete die ökonomische Abteilung des Exekutivkomitees des Sowjets
der Arbeiter- und Soldatendeputierten über den wirklichen Stand der Dinge,
und auf Grund dieser Information können wir mitteilen, daß die Zahlen,
die N. N. Kutler, ausgehend von den Angaben der Industriellen, angeführt
hat, völlig unglaubwürdig sind.

... Die Bergbauindustriellen erzielten vor der Revolution ungeheure Profite,
und trotzdem feilschten sie damals mit der alten Regierung um eine Erhö-
hung des Requisitionspreises für Kohle. Die Bergbauindustriellen verlangten
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einen Zuschlag von 5 Kopeken, gestützt auf die durchgesetzten 3 Kopeken,
die ihnen die alte Regierung auch bewilligt hatte. Von der revolutionären
Provisorischen Regierung aber gelang es ihnen gleich in den ersten Tagen der
Revolution, auf einmal einen Zuschlag von 8 Kopeken zu erhalten, wobei die-
ser Zuschlag auch auf die alten Lieferungen an die Eisenbahn und die Requi-
sitionen vom Januar an ausgedehnt wurde,- dann gelang es ihnen, nochmals
3 Kopeken zu bekommen, im ganzen also 11 Kopeken.

Der Requisitionspreis vor der Revolution betrug 18 Kopeken, jetzt 29 Ko-
peken. Die Verträge mit der Regierung wurden früher zu 22 Kopeken für das
Pud abgeschlossen, jetzt zu 33 bis 34 Kopeken und mehr..."

Heißt das etwa nicht, daß die Kapitalisten das Volk in unerhörter
Weise verhöhnen'?

Gelegentlich der Revolution wirft die Kapitalistenregierung, die sich
„revolutionär" nennt und durch diesen „ruhmvollen" Namen das un-
wissende Volk betrügt, den Kapitalisten immer mehr und mehr Zu-
schläge in den Schoß! Steckt sie ihnen immer neue und neue Millionen
in die Tasche!

Das Land steht vor dem Untergang; zehn Kapitalisten, Mitglieder der
Provisorischen Regierung, leisten den Unternehmern, die das Land aus-
plündern, die das Volk ausplündern, Vorschub und erhöhen die ohnehin
maßlosen Profite des Kapitals.

„Das Ministerium für Handel und Industrie ist völlig abhängig vom Kon-
greß der Bergbauindustriellen Südrußlands; angesichts der Katastrophe, der
die Industrie des Südens entgegengeht, ergreift es nicht nur keine Maßnah-
men, um sie abzuwenden, sondern es unterordnet sich in seinen Handlungen
systematisch dem Druck der Industriellen des Südens."

So schrieb dieselbe ministerielle Zeitung, das Organ der Menschewiki,
die „Rabotschaja Gaseta", am 14. Mai 1917, über eine Woche nach der
Bildung des Koalitionskabinetts.

Und seitdem hat sich rein gar nichts geändert.
Ja, die ministerielle Zeitung war gezwungen, noch schlimmere Tat^

Sachen zuzugeben. Man höre nur:

„...Die Industriellen üben passive Resistenz. Sie ergreifen absichtlich keine
Mäßnahmen. Man-braucht eine Pumpe, aber sie wird nicht herbeigeschafft;
man braucht Schutzgitter für Lampen, sie werden nicht besorgt. Die Indu-
striellen wollen keine Steigerung der Produktion. Sie wollen zugleich auch
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kein Geld für die notwendigsten Ausbesserungen, für die Wiederherstellung
abgenutzter Ausrüstungen, der Betriebe ausgeben. Die Maschinen sind ver-
braucht, bald wird man mit ihnen nicht mehr arbeiten können. Oft gehen die
Arbeiter, wenn man ihnen antwortet, daß dies oder jenes nicht zu kaufen sei,
selbst auf die Suche nach den notwendigen Werkzeugen, und sie finden sie.
Die Unternehmer ergreifen keine Maßnahmen zum Abtransport der erzeug-
ten Produkte — der Kohle, des Roheisens. Dutzende und Hunderte Millionen
dieser Produkte liegen nutzlos da, während das Land ihrer so dringend be-
darf."

Das hat ein ministerielles Blatt geschrieben, das Blatt der Partei der
Menschewiki, der Zereteli und Skobelew angehören.

Wirklich, die Kapitalisten verhöhnen das Volk! Wirklich, das ist doch
ein Irrenhaus: die Kapitalisten stehen im Bunde mit dem bürgerlichen
Teil der Provisorischen Regierung (in der die Menschewiki und Sozial-
revolutionäre sitzen); die Kapitalisten hemmen die Arbeit, sabotieren die
Arbeit, sie ergreifen keine Maßnahmen zum Abtransport der Produkte,
ohne die das Land zugrunde gebt.

Ohne Kohle kommen die Fabriken und Eisenbahnen zum Stillstand.
Die Arbeitslosigkeit wächst, es wächst der Warenmangel. Die Bauern
können das Getreide nicht umsonst hergeben. Eine Hungersnot wird
unvermeidlich.

Und das alles haben die Kapitalisten ins Werk gesetzt, die im Bunde
mit der Regierung stehen!!

Und das alles wird von den Volkstümlern, den Sozialrevolutionären
und den Menschewiki geduldet!! Sie suchen mit Worten davonzukom-
men, sie haben von diesen Verbrechen der Kapitalisten bereits am 14. Mai
geschrieben. Heute haben wir den 31. Mai. Über zwei Wochen sind
vergangen. Alles bleibt beim alten. Die Hungersnot rückt immer näher.

Um aber die Verbrechen der Kapitalisten zu verdecken, um die Auf-
merksamkeit des Volkes abzulenken, gießen alle Zeitungen der Kapita-
listen: „Retsch", „Den", „Nowoje Wremja", „Russkaja Wolja", „Bir-
showka", „Jedinstwo" Tag für Tag und mit größtem Eifer Schmutz-
kübel von Lügen und Verleumdungen über die „Bolschewiki" aus. . . Die
Bolschewiki sind schuld, daß zwischen den Bergbaumdustriellen und der
Regierung ein stilles Übereinkommen besteht, daß die Bergbauindu-
striellen die Produktion sabotieren und lahmlegen!!
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Ja, das gliche einem Irrenhaus, wenn die Theorie des Klassenkampfes,
wenn die internationale Erfahrung des Klassenkampfes uns nicht sagte:
um ihrer Profite willen machen die Kapitalisten und ihre Regierung (die
von den Menschewiki unterstützt wird) vor Verbrechen nicht halt.

Wie lange soll das noch dauern? Muß denn wirklich erst die Kata-
strophe überall hereingebrochen sein, müssen denn Hunderte und Tau-
sende Menschen erst Hungers gestorben sein?

„Vrawda" 3Vr. 69, 9Vadj dem Jext der „Prawda".
i3.Juni (3i.!Mai) i9i7.
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BRIEF AN DIE BEZIRKSKOMITEES DER
PETROGRADER ORGANISATION DER SDAPR

(BOLSCHEWIKI)

Werte Genossen!
Ich lege diesem Schreiben eine Resolution des Petersburger Komitees

über die Gründung einer eigenen Zeitung sowie zwei Resolutionen bei, die
ich im Namen des ZK der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands
in der Sitzung des PK am Dienstag, dem 30. Mai, vorgelegt habe*, und
bitte Sie, alle diese Resolutionen zu erörtern und hierzu möglichst aus-
führlich und begründet Ihre Meinung zu äußern.

Wegen der Frage, ob das PK in Petersburg eine besondere Zeitung
braucht, ist ein Konflikt zwischen dem PK und dem ZK im Entstehen
begriffen. Es wäre außerordentlich wichtig und sehr zu wünschen, wenn
möglichst viele unserer Parteimitglieder in Petersburg an der Diskussion
über diesen in Entstehung begriffenen Konflikt aktiv teilnehmen und
durch ihre Beschlüsse mithelfen würden, ihn beizulegen.

Der Vollzugsausschuß des PK hat sich einstimmig für ein besonderes
Organ des PK in Petersburg ausgesprochen, und das entgegen dem Be-
schluß des ZK, an Stelle der „Prawda", deren Umfang offensichtlich
nicht genügt, zwei Zeitungen zu schaffen: die schon bestehende „Prawda",
das Zentralorgan der Partei, und eine kleine „Narodnaja Prawda"
[Volksprawda] (die Titel beider Zeitungen sind noch nicht endgültig
festgelegt) als populäres Blatt für die breitesten Massen. Die Redaktion
beider Zeitungen soll, laut Beschluß des ZK, die gleiche sein, und ihr
soll ein Vertreter des PK angehören (im Zentralorgan mit beratender,
im populären Organ mit beschließender Stimme). Es soll eine „Presse-

* Siehe den vorliegenden Band, S. 549. Die Red.
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kommission" gebildet werden (aus Arbeitern von den Bezirken, die
mit den Massen aufs engste verbunden sind), ferner soll in beiden
Zeitungen der Behandlung der rein örtlichen Bedürfnisse der lokalen
Arbeiterbewegung eine bestimmte Anzahl von Spalten eingeräumt
werden.

Das ist der Plan des ZK.
Der Vollzugsausschuß des PK will statt dessen seine eigene Zeitung,

eine besondere Zeitung des PK gründen. Der Vollzugsausschuß hat das
einstimmig beschlossen.

In der Sitzung des PK vom 30. Mai, nach dem Referat und dem Schluß-
wort des Gen. M. Tomski, nach meiner Rede und nachdem eine große
Anzahl von Genossen in der Diskussion gesprochen hatte, teilten sich
die.Stimmen,in.zwei gleiche Teile: 14 für den Vollzugsausschuß und 14
gegen ihn. Meine Resolution dagegen wurde mit 16 gegen 12 Stimmen
abgelehnt. . . . . . .

Meiner. Überzeugung nach ist eine besondere Zeitung des PK grund-
sätzlich nicht notwendig, denn in der 'Hauptstadt braucht man, infolge
ihrer führenden Bedeutung für das ganze Land, ein Parteiorgan, und
zwar das Zentralorgan, während die populäre, die besonders populär
gehaltene: Zeitung von derselben Redaktion geleitet werden muß.

Ein besonderes Organ des PK wird unvermeidlich die völlige Über-
einstimmung in der Arbeit erschweren, wird vielleicht sogar Unterschiede
in der Linie (oder in den Schattierungen der Linie) erzeugen, und der
Schaden, der dadurch entsteht, wird, besonders in revolutionärer Zeit,
sehr groß sein.

Warum sollen wir unsere Kräfte zersplittern?
Wir sind alle furchtbar mit Arbeit überlastet, haben wenig Kräfte;

die Publizisten gehen immer mehr von uns zu den Vaterlandsverteidigern
über. Geht es unter solchen Verhältnissen an, die Kräfte zu zersplittern?

Es gilt, die Kräfte; zusammenzufassen, nicht aber sie zu zersplittern.
Kann man dem ZK zutrauen, daß es die Redaktion nicht richtig zu-

sammenstellen oder in beiden Zeitungen der örtlichen Arbeit nicht ge-
nügend Platz einräumen oder die in der Minderheit befindlichen Re-
dakteure des PK „benachteiligen" wird usw. usf.?

In meinem zweiten Resolutionsentwurf habe ich absichtlich eine Reihe
ähnlicher Argumente (wie ich sie in der Sitzung des PK am 30. Mai
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hörte) aufgezählt, um vor allen Parteimitgliedern offen diese Frage
zu stellen, am sie zu veranlassen, jede der beiden Meinungen sorg-
fältig abzuwägen und einen Beschluß zu fassen, den sie verantworten
können.

Wenn Sie, Genossen, schwerwiegende und ernste Gründe haben, dem
ZK zu mißtrauen, so sagen Sie es offen. Das ist die Pflicht eines jeden
Mitglieds unserer, einer demokratisch organisierten, Partei, und dann
wird es Pflicht des ZK unserer Partei sein, über Ihr Mißtrauen beson-
ders zu beraten, dem Parteitag darüber zu berichten, besondere Ver-
handlungen aufzunehmen, um dieses bedauerliche Mißtrauen einer Lo-
kalorganisation gegen das ZK zu beseitigen.

Ist aber ein solches Mißtrauen nicht vorhanden, dann ist es ungerecht
und falsch, zu verlangen, daß das ZK das ihm auf dem Parteitag zu-
erkannte Recht, die Arbeit in der Partei im allgemeinen und in der
Hauptstadt im besonderen zu leiten, nicht ausüben soll.

Fordert denn unser ZK zuviel, fordert es übermäßiges, wenn es die
Petersburger Zeitungen leiten will? Nein. In der deutschen Sozialdemo-
kratischen Partei, in ihrer besten Zeit, als Wilhelm Liebknecht jahr-
zehntelang an der Spitze der Partei stand, war Wilhelm Liebknecht Re-
dakteur des Zentralorgans der Partei. Das Zentralorgan erschien in
Berlin. Die Berliner Organisation hatte niemals eine besondere Berliner
Zeitung. Es bestand eine „Pressekommission" aus Arbeitern, und es gab
einen lokalen Teil im Zentralorgan der Partei. Warum sollen wir von
diesem guten Beispiel unserer Genossen in anderen Ländern ab-
weichen?

Wenn Sie, Genossen, besondere Qarantien vom ZK haben wollen,
wenn Sie die Änderung dieser oder jener Punkte (im Plan des ZK über
die Herausgabe zweier Zeitungen) wünschen, so bitte ich Sie im Auf-
trag des ZK, das eingehend zu erörtern und uns mitzuteilen.

Den Beschluß des Vollzugsausschusses des PK über die Gründung einer
besonderen Zeitung in Petersburg halte ich für außerordentlich falsch,
für unangebracht, für kräftezersplitternd, für einen Beschluß, der eine
Reihe von Konfliktstoffen in unsere Partei hineinträgt. Es wäre meines
Erachtens zu wünschen (auch in diesem Punkt vertrete ich nur die Auf-
fassung des ZK), daß die Petersburger Organisation den Beschluß des
ZK unterstützt, eine gewisse Zeit lang die Resultate aus den Arbeits-
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erfahruncjen der zwei Zeitungen nach dem Plan des ZK abwartet, um
dann, wenn es notwendig sein sollte, einen besonderen Beschluß über
die Schlußfolgerungen aus diesen Erfahrungen zu fassen.

Mit kameradschaftlichem sozialdemokratischem Gruß

31. Mai 1917 'N.Lenin

Zuerst veröffentlicht i925 in der 'Nach der masdhine-
Zeitsdbrift „Xrasnaja Letopis" 9Vr. 3 (14). geschriebenen Abschrift.
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REDE AUF DER I. PETROGRADER KONFERENZ
DER BETRIEBSKOMITEES

31. MAI (13. JUNI) 1917

Kurzer Zeitungsbericht

Die Resolution des Gen. Awilow zeigt, daß er den Klassenstand-
punkt völlig vergessen hat. Es ist, als hätte es sich B. W. Awilow geradezu
zum Ziel gesetzt, in seiner Resolution alle jene Mängel, die den Reso-
lutionen der kleinbürgerlichen Parteien eigen sind, zusammenzutragen
und zu konzentrieren.

Zu Beginn seiner Resolution stellt Awilow den heute von keinem So-
zialisten angezweifelten Grundsatz auf, daß die Raubwirtschaft der
Kapitalisten Rußland zum völligen wirtschaftlichen und industriellen Zu-
sammenbruch geführt hat; dann aber vertritt er die verschwommene
Formel der Kontrolle der Industrie durch die „Staatsmacht" unter Teil-
nahme breiter Schichten der Demokratie.

Jetzt reden alle viel von Kontrolle; selbst Leute, die früher bei dem
Wort „Kontrolle" drauf und dran waren, „Zeter und Mordio" zu
schreien, geben jetzt zu, daß eine Kontrolle notwendig ist.

Aber mit dem Schlagwort „Kontrolle" will man die Kontrolle faktisch
zunichte machen.

Die Koalitionsregierung, der jetzt „Sozialisten" angehören, hat noch
nichts zur Verwirklichung dieser Kontrolle getan, und es ist deshalb
durchaus begreiflich, daß die Betriebskomitees edne wirkliche Arbeiter-
kontrolle und keine papierene Kontrolle wollen.

Will man den Begriff „Kontrolle" klären und ebenso die Frage, wann
und durch wen diese Kontrolle verwirklicht werden soll, so darf man
keinen Augenblick den Klassencharakter des modernen Staates verges-
sen, der nur die Organisation der Klassenherrschaft ist. Ebenso muß
auch der Begriff „revolutionäre Demokratie" vom Klassenstandpunkt

36 Lenin, Werke, Bd. 24
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aus analysiert werden. Bei dieser Analyse muß man von dem realen
Verhältnis der gesellschaftlichen Kräfte ausgehen.

Die Resolution Awilows, die damit anfing, daß sie alles zu geben ver-
sprach, endet eigentlich mit dem Vorschlag, alles beim alten zu lassen. In
seiner ganzen Resolution ist keine Spur von revolutionärem Geist vor-
handen.

In einer revolutionären Zeit ist es mehr denn je notwendig, das eigent-
liche Wesen des Staates genau zu analysieren, sich zu fragen, wessen
Interessen er verteidigen wird und wie er aufgebaut sein muß, damit er
tatsächlich die Interessen der Werktätigen verteidige. Das aber ist in der
Resolution Awilows in keiner Weise klargestellt worden.

Warum hat unsere neue Koalitionsregierung, der jetzt auch „Sozia-
listen" angehören, im Verlauf von drei Monaten die Kontrolle nicht
eingeführt, sie nicht nur nicht eingeführt, sondern auch in dem Konflikt
zwischen den Bergbauindustriellen Südrußlands und den Arbeitern offen
für die Kapitalisten Partei ergriffen?

Damit die Kontrolle über die Industrie wirklich durchgeführt werde,
muß es eine Arbeiterkontrolle sein, muß in allen verantwortlichen In-
stitutionen eine Mehrheit aus Arbeitern bestehen und muß die Verwal-
tung den maßgeblichsten Arbeiterorganisationen über ihre Handlungen
Rechenschaft ablegen.

Genossen Arbeiter, setzt eine wirkliche Kontrolle und keine Schein-
kontrolle durch und weist alle Resolutionen und Vorschläge zur Schaf-
fung einer solchen papierenen Scheinkontrolle aufs entschiedenste zurück.

„Vrawda" 3Vr. 72, 'Nadi dem 7ext der „Prawda".
i6. (3.) Juni 1917.
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DIE RECHTFERTIGUNG EINER SCHMACH

Die Abteilung für internationale Verbindungen beim Exekutivkomitee
des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten hat an
Huysmans, den bekannten Sekretär der bankrotten, auf die Seite „ihrer"
nationalen Regierungen übergegangenen Zweiten Internationale, eine
Erklärung gesandt, die in Nr. 78 der „Iswestija" veröffentlicht ist.

Diese Erklärung versucht nachzuweisen, daß man den Eintritt der rus-
sischen Volkstümler und Menschewiki in die bürgerliche und imperiali-
stische Regierung nicht dem Eintritt der westeuropäischen Verräter am
Sozialismus in „ihre" Regierungen „gleichsetzen" dürfe. Die Argu-
mente der „Abteilung" sind so schwach und erbärmlich, so lächerlich
unbeholfen, daß es notwendig ist, sie wieder und wieder in ihrer ganzen
Jämmerlichkeit vorzuführen.

Das erste Argument. In den anderen Ländern sei der Eintritt in die
Regierung „unter ganz anderen Bedingungen" vor sich gegangen. Das
ist nicht wahr. Die Unterschiede zwischen England, Frankreich, Däne-
mark, Belgien, Italien usw. einerseits und dem heutigen Rußland ander-
seits sind „ganz" unwesentlich, denn jeder, der den Sozialismus nidA
verraten hat, weiß, daß das Wesentliche die Klassenberrscfoa/t der Bour-
geoisie ist. In dieser Hinsicht sind die Bedingungen in allen genannten
Ländern keine „anderen", sondern die gleichen. Die nationalen Beson-
derheiten aber ändern nichts an der Grundfrage der Klassenherrschaft
der Bourgeoisie.

Das zweite Argument. „Unsere" Minister seien in eine „revolutio-
näre" Regierung eingetreten. Das ist schändlichster Volksbetrug mit Hilfe
des großen Wortes „Revolution", auf die die Menschewiki und die Volks-

36*
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tümler sich berufen, um ihren Verrat an der Revolution zu bemänteln.
Denn jeder weiß, daß 10 Minister von den 16 der heutigen „revolutio-
nären" Regierung den Parteien der Gutsbesitzer und Kapitalisten ange-
hören, die für den imperialistischen Krieg und gegen die Veröffentlichung
der Geheimverträge sind, daß diese Parteien jetzt eine konterrevolutio-
näre Politik betreiben. Besonders anschaulich haben das die Wahlen zu
den Bezirksdumas in Petrograd vom 27.-29. Mai bewiesen, als alle
Schwarzhunderter geeint für die Mehrheit unserer „revolutionären" Re-
gierung eintraten.

Das dritte Argument. Die „Unsrigen" seien in die Regierung einge-
treten „mit dem bestimmten Auftrag, den allgemeinen Frieden auf dem
Wege der Völkerverständigung zu erreichen und nicht den imperialisti-
schen Krieg im Namen der Befreiung der Völker mit Waffengewalt in
die Länge zu ziehen". Erstens ist dieser Auftrag gar kein „bestimmter",
da er weder ein bestimmtes Programm noch bestimmte Aktionen be-
inhaltet. Das sind leere Worte. Es ist dasselbe, als wenn ein Gewerk-
schaftssekretär sich gegen ein Gehalt von 10 000 Rubel zum Vorstands-
mitglied eines Kapitalisten verband es machen ließe „mit dem bestimm-
ten Auftrag", dort den Wohlstand der Arbeiter, nicht aber die Verlän-
gerung der kapitalistischen Herrschaft anzustreben. Zweitens erstreben
alle Imperialisten die „Völkerverständigung", auch Wilhelm, auch Poin-
care usw., das ist gleichfalls eine völlig nichtssagende Phrase. Drittens
zieht Rußland seit dem 6. Mai 1917 den Krieg ganz offensichtlich „in
die Länge" r unter anderem dadurch, daß unsere imperialistische Regie-
rung bis heute keine genauen und klaren Friedensbedingungen, keine
Bedingungen für eine Verständigung veröffentlicht oder vorgeschlagen hat.

Das vierte Argument. Das Ziel der „Unsrigen" sei „nicht die Ein-
stellung des Klassenkampfes, sondern seine Fortsetzung mit den Mitteln
der politischen Macht". Großartig! Wenn man also eine Abscheulichkeit
durch ein gutes Ziel oder einen guten „Ausgangspunkt für die Teil-
nahme" an der Abscheulichkeit verdeckt, dann ist alles in Ordnung!! Die
Beteiligung an einer bürgerlichen, impeHalistischen Regierung, die tat-
sädhlidb einen imperialistischen Krieg führt, ist, man denke, die „Fort-
setzung des Klassenkampfes mit den Mitteln der politischen Macht".
Einfach eine Perle! Wir schlagen vor, in jeder Arbeiter-, in jeder Volks-
versammlung ein „Hoch" auf Tschernow, Zereteli, Peschechonow,
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Skobelew auszubringen, die den „Klassenkampf" gegen Tereschtschenko,
Lwow und Co. führen.

Lächerlichkeit tötet, ihr Herren von der „Abteilung", die ihr den Mini-
sterialismus mit solchen Argumenten verteidigen wollt. Übrigens seid ihr
nicht einmal originell: der berühmte Vandervelde, ein Freund Plecha-
nows (über den ihr schimpft, wozu ihr nach eurem Eintritt in die Re-
gierung nicht die Spur von moralischem Recht habt), Vandervelde hat
schon lange vor euch gesagt, auch er sei in die Regierung eingetreten, „um
den Klassenkampf fortzusetzen".

Das fünfte Argument. Die „Unsrigen" seien nach dem Sturz des Za-
rismus und nach der Verjagung der „Feinde des russischen Proletariats"
(d. h. Miljukows, Gutschkows) „durch die Bewegung der revolutionären
Massen am 20. und 21. April" in die Regierung eingetreten.

Was können die Franzosen dafür, daß sie den Absolutismus nicht vor
100 Tagen, sondern vor 122 Jahren gestürzt haben? Und die Engländer
vor über 260 Jahren? Und die Italiener vor einigen Jahrzehnten? Der
20. April verjagte Miljukow und ersetzte ihn durch Tereschtschenko,
d. h., er hat weder in bezug auf die Klassen noch in bezug auf die Par-
teien irgend etwas geändert. Neue Versprechungen sind keine neue Politik.

Wenn man den Metropoliten verjagt und durch den Papst ersetzt, so
heißt das nicht, daß man aufhört, Klerikaler zu sein.

Das sechste Argument. In Rußland herrsche „volle Freiheit für das
Proletariat und die Armee". Das ist nicht wahr, es ist keine volle Frei-
heit. Sie ist vollkommener als in anderen Ländern, um so schmachvoller
ist es, diese junge, noch frische Freiheit durch die schmutzige Sache der
Beteiligung an der bürgerlich-imperialistischen Regierung zu besudeln.

Die russischen Verräter des Sozialismus unterscheiden sich von den
europäischen nicht mehr als ein Vergewaltiger von einem Schänder.

Das siebente Argument, „überdies verfügt das russische Proletariat
über die Mittel zur vollständigen Kontrolle über die von ihm Gewählten."

Das ist nicht wahr. Das Parteiwesen ist in Rußland so jung, der Zer-
fall bei den Menschewiki und den Sozialrevolutionären so offensichtlich
(der halbe Abfall Martows, die Proteste Kamkows, sein Wahlblock mit
uns gegen seine eigene Partei; der Block der Menschewiki und der So-
zialrevolutionäre mit dem „Jedinstwo", das sie selbst als imperialistisch
bezeichnen, usw.), daß nicht nur keine „vollständige" Kontrolle, sondern
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überhaupt keine ernste Kontrolle des „Proletariats" über die Minister
besteht.

Im übrigen ist „Proletariat" ein Massenbegriff, den zu gebrauchen die
Menschewiki und die Volkstümler kein Recht haben, weil sie sich mehr
auf das Kleinbürgertum stützen. Wenn ihr schon von Klassen redet, so
drückt euch genau aus!

Das achte Argument. „Der Eintritt der Vertreter des rassischen so-
zialistischen (??) Proletariats (???) in die Regierang bedeutete keines-
wegs eine Lockerung der Bande, die es mit den Sozialisten aller Länder
verknüpfen, die den Kampf gegen den Imperialismus führen, er bedeu-
tete im Gegenteil die Festigung dieser Bande im gemeinsamen Kampf
um den allgemeinen Frieden."

Das ist nicht wahr. Das ist eine Phrase und eine Lüge dazu.
Jedermann weiß, daß der Eintritt in die Regierung in Rußland die

Bande gefestigt hat, die die Anhänger des Imperialismus, die Sozial-
chauvanisten, die Sozialimperialisten aller Länder, die Henderson und
Co., dk Thomas und Co., die Sdheidemann und Co. miteinander ver-
knüpfen.

Ja, auch Scheidemann! Denn er hat begriffen, daß der deutsdhe So-
zialimperialismus, was seinen verderblichen Einfluß auf die Arbeiter-
bewegung der Welt angeht, gerettet sein wird, wenn sogar die Russen,
sogar angesichts ihrer sehr großen Freiheit, sogar angesichts der Revo-
lution ein Schandbündnis mit ihrer imperialistischen Bourgeoisie ein-
gehen.

„Trawda" Nr. 70, Nach dem Je-xt der „Vrawda".
14. (i.~) Juni i9l7.
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EIN KLEINBÜRGERLICHER STANDPUNKT
ZUR FRAGE DER

WIRTSCHAFTLICHEN ZERRÜTTUNG

Die „Nowaja Shisn" veröffentlicht heute die von Gen. Awilow in der
Beratung der Betriebskomitees vorgeschlagene Resolution. Leider muß
diese Resolution als Musterbeispiel einer nicht marxistischen, nicht so-
zialistischen, sondern kleinbürgerlichen Einstellung zu der gestellten
Frage bezeichnet werden. Und gerade weil in dieser Resolution alle
schwachen Seiten der üblichen menschewistischen und volkstümlerischen
Sowjetresolutionen mit außerordentlicher Deutlichkeit konzentriert sind,
gerade deshalb ist sie typisch und verdient sie Beachtung.

Die Resolution beginnt mit einem ausgezeichneten Gemeinplatz, mit
einer prächtigen Anklage gegen die Kapitalisten: „Die gegenwärtige
wirtschaftliche Zerrüttung... ist Folge des Krieges und der anarchischen
JLaubwirtsdiajt der 'Kapitalisten und der Regierung." - Stimmt! Daß das
Kapital unterdrückt, daß es räubert, daß eben das Kapital die Quelle der
Anarchie ist, darin ist der Kleinbürger bereit, dem Proletarier zuzustim-
men. Aber der Unterschied zwischen diesem und jenem beginnt sofort:
der Proletarier betrachtet die Wirtschaft der Kapitalisten als eine räu-
berische, das heißt, er führt den Klassenkampf gegen diese Räuberei,
das heißt, er baut seine ganze Politik auf unbedingtem Mißtrauen gegen
die Kapitalistenklasse auf, das heißt, er unterscheidet in der Frage des
Staates vor allen Dingen, welcher Klasse der „Staat" dient, die Inter-
essen welcher Klasse er vertritt. Der Kleinbürger ist mitunter „wütend"
über das Kapital, ist aber seine Wut verraucht, so hat er gleich wieder
Vertrauen zu den Kapitalisten, setzt er seine Hoffnungen wieder auf den
„Staat" . . . der Kapitalisten!

So auch Gen. Awilow.
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Nach der ausgezeichneten, entschieden Stellung nehmenden, drohen-
den Einleitung, die die Kapitalisten der „Räuberei" bezichtigt, und sogar
nicht nur die Kapitalisten, sondern auch die Kapitalistenregierung, ver-
gißt Gen. Awilow in seiner ganzen Resolution, in ihrem ganzen kon-
kreten Inhalt, in allen ihren praktischen Vorschlägen den Klassenstand-
punkt, gleitet er, ebenso wie die Menschewiki und die Volkstümler, ZJ
Phrasen über den „Staat" schlechthin, über die „revolutionäre Demo-
kratie" schlechthin, hinab.

Arbeiter! Das räuberische Kapital erzeugt durch seine Raubwirtschaft
Anarchie und Zerrüttung, wobei die Regierung der Kapitalisten ebenso
anarchisch wirtschaftet. Die Rettung liegt in der Kontrolle durch den
„Staat unter Teilnahme der revolutionären Demokratie". Das ist der
Inhalt der Resolution Awilows.

Gott sei Ihnen gnädig, Gen. Awilow! Darf ein Marxist vergessen, daß
der Staat ein Organ der Klassenherrschaft ist? Ist es nicht lächerlich, ge-
gen die „Raubwirtschaft der Kapitalisten" an den Staat der Kapitalisten
zu appellieren?

Darf ein Marxist vergessen, daß die Kapitalisten in der Geschichte
aller Länder des öfteren, 1649 in England, 1789 in Frankreich, 1830,
1848 und 1870 in demselben Lande und im Februar 1917 in Rußland,
gleichfalls „revolutionäre Demokraten" gewesen sind?

Haben Sie denn wirklich vergessen, daß man die revolutionäre De-
mokratie der Kapitalisten, des Kleinbürgertums, des Proletariats von-
einander unterscheiden muß? Läuft denn nicht die ganze Geschichte aller
von mir soeben aufgezählten Revolutionen hinaus auf den Klassen-
unterschied innerhalb der „revolutionären Demokratie"?

Wer heute, nach den Erfahrungen des Februar, des März, des April,
des Mai 1917, in Rußland noch immer von einer „revolutionären Demo-
kratie" schlechthin spricht, der betrügt, wissentlich oder unwissentlich,
bewußt oder unbewußt, das Volk. Denn der „Augenblick" der allgemei-
nen Verschmelzung der Klassen gegen den Zarismus ist gewesen und
liegt hinter uns. Gleich das erste Abkommen des ersten „Provisorischen
Komitees" der Reichsduma mit dem Sowjet bedeutete bereits das Ende
der Klassenverschmelzung und den Beginn des Klassenkampfes.

Die Aprilkrise (20. April), dann der 6. Mai, dann der 27. bis 29. Mai
(die Wahlen) usw. usw. haben die Klassen in der russischen Revolution
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innerhalb der russischen „revolutionären Demokratie" bereits endgültig
gegeneinander abgegrenzt. Dies ignorieren heißt zur Ohnmacht des
Kleinbürgers hinabsinken.

Jetzt den „Staat" und die „revolutionäre Demokratie" anrufen, und
noch dazu ausgerechnet in der Frage der Raubwirtschaft der Kapitalisten,
heißt die Arbeiterklasse nach rückwärts zerren, heißt in "Wirklichkeit den
vollständigen Stillstand der Revolution predigen. Denn unser „Staat" ist
jetzt, nach dem April, nach dem Mai, der Staat der (räuberischen) Kapi-
talisten, die sich in der Person von Tschernow, Zereteli und Co. einen
erklecklichen Teil der „revolutionären (kleinbürgerlichen) Demokratie"
gefügig gemacht haben.

Dieser Staat hemmt die Revolution überall, auf allen Gebieten der
Außen- und Innenpolitik.

Diesem Staat die Bekämpfung der „Raubwirtschaft" der Kapitalisten
überlassen heißt den Hecht ins Wasser werfen*

Geschrieben am 31. !Mai (13. Juni) 1917.

Veröffentlicht am 14. (l.) Juni 1917 Tüado dem 7ext der „Prawda".
in der „Trawda" 77r. 70.

* Anspielung auf die Krylowsche Fabel „Der Hecht". Der Tibers.
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DER SPLITTER IM AUGE DES ANDEREN

Algerien hat einen Strich durch die Rechnung gemacht... Unseren
ministeriablen „Sozialrevolutionären" war es beinahe gelungen, sich
selbst und ihre Zuhörer mit den Phrasen über die Anerkennung eines
„Friedens ohne Annexionen" (d. h. ohne Eroberung fremder Länder)
zu betäuben, aber . . . da hat Algerien einen Strich durch die Rechnung
gemacht! Die Zeitung „Delo Naroda", an der zwei Minister aus der
Partei der „Sozialrevolutionäre", Kerenski und Tschernow, mitwirken,
beging d ie . . . Unvorsichtigkeit, mit drei alliierten Ministem (auch aus
dem Kreise der Beinahe-Sozialisten) ein Gespräch über Algerien zu be-
ginnen. Wie schrecklich diese Unvorsichtigkeit in der Zeitung der Keren-
ski und Tschernow ist, wird dem Leser aus dem Folgenden klar ersicht-
lich werden.

Drei Minister der verbündeten Länder, Englands, Frankreichs und
Belgiens, die Herren Henderson, Thomas und Vandervelde, haben er-
klärt, sie wünschten keine „Annexionen", sondern nur die „Befreiung
der Territorien". Das Blatt der Kerenski und Tschernow bezeichnete das
- und zwar mit vollem Recht - als „Taschenspielerkunststücke" „von der
Bourgeoisie gezähmter Sozialisten" und ließ folgende zornig-sarkastische
Tirade gegen sie los:

„Allerdings fordern sie" (die drei Minister) „die Befreiung der Territo-
rien' nur im .Einklang mit dem Willen der Bevölkerung'. Sehr schön! Aber
dann sollten wir von ihnen und von uns selbst Konsequenz verlangen und
auch die .Befreiung der Territorien' von Irland und Finnland einerseits, von
Algerien oder Siam anderseits anerkennen. Es würde uns sehr interessieren,
zum Beispiel die Meinung des Sozialisten Albert Thomas über die Selbst-
bestimmung' Algeriens zu hören."
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Jawohl, „es würde uns sehr interessieren", auch die Meinung Keren-
skis, Zeretelds, Tschemows und Skobelews über die „Selbstbestimmung"
Armeniens, Galiziens, der Ukraine und Turkestans zu hören.

Ihr Herren russische Minister aus den Reihen der Volkstümler und
Menschewiki, ihr habt durch das Beispiel Irlands und Algeriens die ganze
Verlogenheit, die ganze Heuchelei eurer Position und eures Verhaltens
aufgedeckt. Ihr habt durch dieses Beispiel gezeigt, daß man unter „An-
nexionen" nicht nur die Eroberungen in diesem "Kriege verstehen darf.
Das heißt, ihr habt euch selbst und den „Iswestija Petrogradskowo So-
wjeta" ins Gesicht geschlagen, die erst vor wenigen Tagen mit stolzer
Unwissenheit erklärten, unter Annexionen seien nur die Eroberungen in
diesem Krieg zu verstehen. Wer weiß aber nicht, daß Irland und Algerien
Jahrzehnte bzw. Jahrhunderte vor Beginn dieses Krieges erobert worden
sind?

Unvorsichtig, sehr unvorsichtig ist das „Delo Naroda": es hat enthüllt,
welche völlige Verwirrung des Denkens bei ihm selber, bed den Mensche-
wiki, bei den „Iswestija Petrogradskowo Sowjeta" in einer so wichtigen,
so grundlegenden Frage wie die der Annexionen herrscht.

Das ist aber noch nicht alles. Wenn ihr Henderson nach Irland, Albert
Thomas nach Algerien fragt, wenn ihr die Meinung der „dln der Macht
befindlichen französischen Bourgeoisie" über Annexionen der Meinung
des französischen Volkes gegenüberstellt, wenn ihr Henderson und
Albert Thomas als „von der Bourgeoisie gezähmte Sozialisten" bezeich-
net, wie konntet ihr da vergessen, euch selber anzuschauen??

Wer seid ihr denn, ihr Kerenski, Zereteli, Tschernow, Skobelew? Seid
ihr etwa nicht „von der Bourgeoisie gezähmte Sozialisten"? Habt ihr
etwa im Ministerium der „an der Macht befindlichen russischen Bour-
geoisie" die Frage des russischen Irlands, des russischen Algeriens, d. h.
die Frage Turkestans, Armeniens, der Ukraine, Finnlands usw. aufge-
rollt? Wann habt ihr diese Frage aufgeworfen? Warum erzählt ihr da-
von nichts dem russischen „Volk" ? Warum bezeichnet ihr nicht die Me-
thode der russischen Volkstümler und Menschewiki als „Taschenspieler-
kunststück", die im Sowjet, im Ministerium .und dem Volke gegenüber
bombastische Phrasen über einen „Frieden ohne Annexionen" drechseln,
ohne dabei die Frage aller russischen Annexionen der gleichen Art wie
Irland und Algerien klar und unzweideutig zu stellen?
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Die russischen ministeriablen Volkstümler und Menschewiki haben
sich verfangen und entlarven sich selber tagtäglich.

Gewöhnlich berufen sie sich auf das „letzte" Argument: Wir haben
Revolution. Das aber ist ein durch und durch verlogenes Argument, denn
unsere Revolution hat bisher nur der Bourgeoisie die Macht gegeben,
genau wie in Frankreich und England, mit einer „ungefährlichen Minder-
heit" „von der Bourgeoisie gezähmter Sozialisten", gleichfalls wie in
Frankreich und England. Was unsere Revolution morgen bringen wird -
ob Rückkehr zur Monarchie, Festigung der Bourgeoisie, Übergang der
Macht auf fortschrittlichere Klassen - , das wissen wir nicht, und niemand
weiß es. Sich also auf die „Revolution" schlechthin zu berufen heißt in
gröbster Weise das Volk betrügen, heißt auch sich selber betrügen.

Die Frage der Annexionen ist ein guter Prüfstein für die in Lug und
Trug verfangenen Volkstümler und Menschewiki. Sie sind ebenso dar-
in verfangen wie Plechanow, Henderson, Scheidemann und Co. Sie unter-
scheiden sich nur in Worten voneinander, in der Praxis sind sie für den
Sozialismus in gleicher Weise verloren.

„Vrawda" 7Jr. 70, Nada dem 7ext der „Vrawda".
14. (l.) Juni 1917.
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DAS IST NICHT DEMOKRATISCH,
BÜRGER KERENSKI!

Die Petrograder Telegrafenagentur meldet:

K i e w , 30. M a i. In der Sitzung des Gesamtukrainischen Bauernkongres-
ses wurde ein Telegramm des Kriegsministers Kerenski verlesen, in dem er
unter Hinweis auf die militärische Situation die Einberufung des Zweiten
ukrainischen Armeekongresses für unzeitgemäß erklärt. Der Kongreß be-
zeichnete die Verfügung des Ministers als Verletzung der Versammlungsfrei-
heit gegenüber den Ukrainern und sandte an die Provisorische Regierung
sowie an den Petrograder Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten ein
Telegramm folgenden Inhalts:

„Lenken die Aufmerksamkeit auf den ersten Fall einer Verletzung des Ge-
setzes über Versammlungsfreiheit gegenüber ukrainischem Armeekongreß
durch Minister Kerenski. Lehnen Verantwortung für etwaige Folgen einer
Verletzung der demokratischen Grundsätze der neuen Lebensordnung gegen-
über den Ukrainern ab, protestieren aufs entschiedenste und erwarten un-
verzügliche Antwort auf die von der Delegation der Ukrainischen Zentral-
rada der Provisorischen Regierung überreichten Forderungen."

Diese Nachricht wird unzweifelhaft größte Beunruhigung in den Rei-
hen der sozialistischen Arbeiter hervorrufen.

Der Kriegsminister erklärt einen Kongreß der Ukrainer für „unzeit-
gemäß" und verbietet diesen Kongreß aus eigener Machtvollkommen-
heit! Erst ganz kürzlich hat Bürger Kerenski Finnland „auf Vordermann
gebracht", jetzt will er die Ukrainer „auf Vordermann bringen". Und
alles das geschieht im Namen der „Demokratie"!

A. I. Herzen sagte einmal, man müsse sich schämen, ein Russe zu sein,
wenn man die „Heldentaten" der herrschenden Klassen Rußlands be-
trachte.100 Dieser Aussprach wurde getan zu einer Zeit, als Rußland unter
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dem Joch der Leibeigenschaft stöhnte, als die Knute und der Stock unser
Land regierten.

Jetzt hat Rußland den Zaren gestürzt. Jetzt sprechen im Namen Ruß-
lands die Kerenski und Lwow. Das Rußland der Kerenski und Lwow
aber springt mit den untergeordneten Nationalitäten in einer Weise um,
daß sich einem auch heute unwillkürlich die bitteren Worte A. I. Herzens
aufdrängen.

Wir wollen schon gar nicht davon sprechen, daß Bürger Kerenski durch
seine nationalistische „Großmachtpolitik" gerade jene „separatistischen"
Bestrebungen nur stärkt und entfacht, gegen die die Kerenski und Lwow
ankämpfen wollen.

Wir fragen: Läßt es sich mit der Würde auch nur des Demokratismus,
vom Sozialismus schon ganz zu schweigen, vereinen, daß mit den unter-
drückten Nationalitäten in einer solchen Weise umgesprungen wird? Wir
fragen: Wo gibt es eine Grenze für die „Scherze" des Bürgers Kerenski
und seiner Bundesgenossen?

Wir fragen die Partei der „Sozialrevolutionäre": Billigt sie das Verbot
des ukrainischen Kongresses durch ihr Ehrenmitglied, den Bürger Kerenski ?

Es wird uns berichtet, daß gestern im Exekutivkomitee des Sowjets
der Arbeiter- und Soldatendeputierten beschlossen wurde, den Bürger
Kerenski eigens zu einer Aussprache über die 'Frage des Selbstbestim-
mungsrechts der Nationen und der nationalen Politik überhaupt einzu-
laden.

Da sage noch einer, daß die „Kontaktkommission" selig entschlafen
sei. Keineswegs, meine Herren! Die Doppelherrschaft besteht noch. Ans
der jetzigen Lage gibt es keinen anderen Ausweg als den Übergang der
gesamten Staatsmacht in die Hände der Sowjets der Arbeiter- und Sol-
datendeputierten.

„Pratvda" Nr.71, Jiaäo dem 7ext der „Prawda".
15. (2.) Juni 1917.
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DER BOLSCHEWISMUS
UND DIE „ZERSETZUNG" DER ARMEE

Alle schreien nach der „festen Staatsmacht". Die Rettung liege in der
Diktatur, in der „eisernen Disziplin", darin, daß alle, die sich nicht fügen,
ob von „rechts" oder von „links", gezwungen werden, zu schweigen und
sich unterzuordnen. Wir wissen, wen man zwingen will, zu schweigen.
Die Rechten schreien nicht, sie arbeiten. Die einen im Ministerium, die
anderen in den Fabriken: sie drohen Aussperrungen an, sie befehlen die
Auflösung von Regimentern, sie drohen mit dem Zuchthaus. Die Kono-
walow und Tereschtschenko, unterstützt von den Kerenski und Skobe-
lew - sie arbeiten organisiert zu ihrem Nutzen. Sie braucht man nicht
zum Schweigen zu bringen...

Uns aber steht nur das Wort zur Verfügung.
Und dieses Wortes will man uns berauben...
Die „Prawda" wird nicht an die Front gelassen. Die Kiewer „Agen-

ten" haben beschlossen, die „Prawda" nicht zu verbreiten. Der „Sem-
stwoverband" verkauft die „Prawda" in seinen Kiosken nicht. Und
schließlich verspricht man uns, einen „systematischen Kampf gegen die
Propaganda des Leninismus" zu führen... („Iswestija Sowjeta Rabo-
tschich i Soldatskich Deputatow"). Dafür aber wird jeder spontane Pro-
test, jede Ausschreiitung, wo sie auch stattfinden mag, uns in die Schuhe
geschoben.

Das ist auch eine Methode des Kampfes gegen den Bolschewismus.
Eine erprobte Methode.
Die Massen, denen die Möglichkeit genommen ist, klare Weisungen

zu erhalten, und die instinktiv die Unaufrichtigkeit und Unzulänglich-
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keit der Position der offiziellen Führer der Demokratie spüren, sind ge-
zwungen, selber tastend nach einem Weg zu suchen...

Die Folge ist, daß jeder unzufriedene, bewußte Revolutionär, jeder
empörte Soldat, der sich nach seiner Hütte sehnt und kein Ende des Krie-
ges sieht, und manchmal auch Leute, die für ihre Haut fürchten, unter
dem Banner des Bolschewismus auftreten...

Dort, wo der Bolschewismus die Möglichkeit hat, offen aufzutreten,
dort gibt es keine Desorganisation.

Wo es keine Bolschewiki gibt oder wo man sie nicht reden läßt, dort
gibt es Ausschreitungen, dort gibt es Zersetzung, dort gibt es falsche
Bolschewiki...

Und gerade das brauchen unsere Feinde.
Sie brauchen einen Vorwahd, um sagen zu können, „die "Boisdbewiki

zersetzen die Armee", um dann die "Bolschewiki mundtot zu machen.
Um uns ein für allemal sowohl von den Verleumdungen der „Feinde"

als auch von den völlig unsinnigen Entstellungen des Bolschewismus ab-
zugrenzen, bringen wir den Schluß eines Flugblatts, das vor dem Ge-
samtrussischen Kongreß von einem Delegierten unter den Truppen ver-
breitet wurde.

Hier ist er:

„ Qenossen! Ihr müßt euer 'Wort sprechen.
Wir brauchen kein Abkommen mit der Bourgeoisie!
Alle TAacht dem Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten!
Das bedeutet nicht, daß man sofort die jetzige Regierung stürzen und ihr

den Gehorsam verweigern muß. Solange die Mehrheit des Volkes ihr folgt
und glaubt, daß fünf Sozialisten imstande seien, mit den anderen fertig zu
werden, dürfen wir nicht durch einzelne Revolten die eigenen Kräfte zer-
splittern.

Niemals!
Spart die Kräfte! Versammelt euch zu Meetings! Nehmt Resolutionen an!

Fordert den vollständigen Übergang der Macht an den Sowjet der Arbeiter-
und Soldatendeputierten! überzeugt die, die nicht einverstanden sind!
Schickt mir eure Resolution im Namen des Regiments nach Petrograd zum
Kongreß, damit ich mich dort auf eure Stimme berufen kann!
•• Hütet euch aber auch vor Provokateuren, die, getarnt als Bolschewiki,

versuchen werden, euch zu Unruhen und Revolten aufzurufen, um die eigene
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Feigheit zu verbergen! Wisset, jetzt gehen sie mit euch, im ersten Augenblick
der Gefahr aber werden sie euch an das alte Regime verkaufen.

Die wirklichen Bolschewiki rufen euch nicht zu Revolten, sondern zu be-
wußtem revolutionärem Kampf.

Genossen! Der Gesamtrussische Kongreß wird Vertreter wählen, denen
gegenüber die Provisorische Regierung bis zur Einberufung der Konstitu-
ierenden Versammlung Rechenschaft abzulegen hat.

Genossen! Auf diesem Kongreß werde ich verlangen:
Erstens: daß die ganze Macht dem Sowjet der Arbeiter- und Soldaten-

deputierten übergeben wird.
Zweitens: daß sofort im Namen des Volkes den Völkern und Regierungen

aller kriegführenden Mächte, der verbündeten sowohl wie der feindlidhen,
ein Frieden ohne Annexionen und Kontributionen angeboten wird. Mag dann
eine Regierung versuchen, dies abzulehnen — sie wird vom eigenen Volk ge-
stürzt werden.

Drittens: daß - durch Konfiskation der Xriegsgewinne der Kapitalisten -
die Gelder derer, die sich am Krieg bereichert haben, für Staatszwecke be-
schlagnahmt werden.

Genossen! Nur durch die Übergabe der Macht an die Demokratie in Ruß-
land, in Deutschland, in Frankreich, duräo den Sturz der bürgerlichen Re-
gierungen in allen Ländern kann der Krieg beendet werden.

Unsere Revolution hat den Anfang dazu gemadht — es ist unsere Aufgabe,
durdh das Friedensangebot einer madbtvollkomtnenen Volksregierung Ruß-
lands an alle Regierungen Europas, durdh die Festigung des Bündnisses mit
der revolutionären Demokratie "Westeuropas der 'Weltrevolution einen neuen
Anstoß zu geben.

Dann aber wehe der bürgerlichen Regierung, die dennoch den Krieg fort-
setzen will.

Zusammen mit dem Volk des betreffenden Landes werden wir gegen sie
in den revolutionären Krieg ziehen.

Um in eurem Namen das alles unserer Regierung in Petrograd zu sagen,
wnrde ich zum Kongreß in Petrograd gewählt.

Fähnrich Krylenko, Mitglied des Armeekomitees der XI. Armee, Delegier-
ter des Zentralkomitees der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands
(Bolschewiki) auf dem Kongreß der Süd-West-Front."

Jeder, der sich die Mühe genommen hat, die Resolutionen unserer
Partei durchzulesen, wird erkennen müssen, daß Genosse Krylenko ihr
Wesen völlig richtig zum Ausdruck gebracht ha t

37 Lenin, Werice, Bd. 24
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Nicht zu Unruhen and Revolten, sondern zu bewußtem revolutio-
närem Kampf rufen die Bolschewdki das Proletariat, die armen Bauern
und alle Werktätigen und Ausgebeuteten.

Nur eine wirkliche Volksmacht, d. h. eine Macht in den Händen der
Mehrheit des Volkes, ist fähig, den richtigen Weg zu beschreiten, der die
Menschheit zur Niederwerfung des Jochs der Kapitalisten und zur Er-
lösung von den Schrecken und dem Elend des imperialistischen Krieges,
zum sicheren und gerechten Frieden führt.

„Prawda" 9Vr. 72, Tiaäi dem 7ext der „Trawäa".
i6. [3.) Juni i9l7.
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ÜBER WEN LACHT IHR? OBER EUCH SELBST!

„König Konstantin (von Griechenland) hat unter dem Druck der alli-
ierten Diplomatie die Urkunde der Thronentsagung unterschrieben", so
schreibt anläßlich der Abdankung des Königs die Zeitung des ehemaligen
Außenministers in der „revolutionären" Provisorischen Regierung,
Herrn Miljukows.

Griechenland ist erwürgt worden von den Herren alliierten Diploma-
ten, die zunächst die venizelistische Bewegung ins Leben riefen (Venize-
los ist ein ehemaliger Minister Konstantins, der in den Dienst des engli-
schen Kapitals getreten ist), einen Teil der Armee abspalteten, einen Teil
des griechischen Territoriums gewaltsam okkupierten, um schließlich
durch „Druck" die Abdankung des „legitimen" Monarchen, d. h. eine
Revolution von oben, zu erzwingen. Welcher Art dieser „Druck" war
und ist, weiß jedermann: sie drückten durch den Hunger, Griechenland
wurde von den Kriegsschiffen der englisch-französischen und rassischen
Imperialisten blockiert, Griechenland erhielt kein Brot. Der „Druck" auf
Griechenland war von derselben Art wie der, den unlängst, wenn man
den Zeitungen glauben darf, in Rußland die anwissenden Bauern eines
hinterwäldlerischen Dorfes anwandten, die einen Bürger, dem sie Be-
leidigung der christlichen Religion vorwarfen, zum Hungertod ver-
urteilten.

Die unwissenden Bauern in einem halbbarbarischen Winkel Rußlands
lieferten einen „Verbrecher" dem Hungertod aus. Die „zivilisierten"
Imperialisten Englands, Frankreichs, Rußlands u. a. ließen ein ganzes
Land, ein ganzes Volk hungern, um es durch diesen „Druck" zu veran-
lassen, seine Politik zu ändern.

37a Lenin, Werke, Bd. 24
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Das ist sie, die Wirklichkeit des imperialistischen Krieges. Das ist die
reale Situation der internationalen Beziehungen in der Zeit, in der wir
leben. Die Herren Sozialrevolutionäre aber lachen darüber. . . Es ist das
wirklich sehr, sehr lustig...

Das „Delo Naroda", das ministerielle Blatt der Kerenski, Tschernow
und Co., bringt einen spöttischen Leitartikel unter der Überschrift „Die
Selbstbestimmung' Griechenlands". Der Spott der Sozialrevolutionäre
über die „Selbstbestimmung" Griechenlands wäre ausgezeichnet, wenn
er aufrichtig wäre.

Aufrichtigkeit in der Politik bedeutet nicht, daß die Herren Kerenski,
Tschernow und Co. ihre persönliche Aufrichtigkeit beweisen sollten -
die geben wir gern zu, und nicht darum handelt es sich. Aufrichtigkeit in
der Politik, das heißt Aufrichtigkeit in einem Bereich der menschlichen
Beziehungen, wo man' es nicht mit dem einzelnen, sondern mit Millionen
zu tun hat - Aufrichtigkeit in der Politik heißt Übereinstimmung zwi-
schen Wort und lat, die jedermann nachprüfen kann.

Der Leitartikel des „Delo Naroda" ist unaufrichtig, weil gerade die
Partei der Sozialrevolutionäre, gerade die Kerenski und Tschernow als
ihre Tührer zusammen mit den Bürgern Zereteli und Skobelew das Mini-
sterium der Erwürgung... Verzeihung, der „Selbstbestimmung" Grie-
chenlands unterstützen.

„... Es ist jedem klar", schreibt das „Delo Naroda", „daß zwischen dem
räuberischen Überfall des imperialistischen Deutschlands auf Belgien, Öster-
reichs auf Serbien und dem jetzigen ,Eindringen ins Innere Griechenlands'
durch die alliierten Regierungen dem Wesen nach nicht der geringste Unter-
schied besteht."

Jawohl, das ist klar, und das ist durchaus nicht eine Frage der „Ethik",
wie die Sozialrevolutionäre meinen, sondern reinste Politik. Ein räube-
rischer Überfall, das ist es, woran ibrr Bürger Sozialrevolutionäre, Bür-
ger Menschewiki, durch eure "Beteiligung an der Regierung teilnehmt.
Der räuberische Überfall ist eine Tatsache, der „Druck der alliierten
Diplomatie" - der ganzen alliierten Diplomatie, also auch der russi-
schen - wurde offenbar auch nach dem Eintritt Tschernows, Zeretelis
und Co. in das Ministerium ausgeübt.

Und die Plattformen des „Friedens ohne Annexionen"? Und die
„Forderungen" nach „revolutionärer Demokratie" an die neue Regie-
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rang? Und die Deklarationen? Ist es etwa noch nicht klar, daß alle diese
Plattformen, Deklarationen, Versprechungen, Erklärungen, Gelöbnisse,
Schwüre usw. usf. nidbts als Verhöhnung des Volkes sind?

Ihr lacht über euch selbst, ihr Herren Sozialrevolutionäre und Men-
schewiki! über eure eigene Politik des Vertrauens zu den Kapitalisten
und zu der Regierung der Kapitalisten! über eure eigene Rolle als zun-
genfertige, großsprecherische, mit dem Ministerrang bekleidete Lakaien
des Kapitalismus und Imperialismus!

„Vrawda" 3Vr. 72, Tiaäa dem Text der „Vrcnoda".
16. (3.) luni 1917.

37a»
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1 Der Artikel „Über die Aufgaben des Proletariats in der gegenwärtigen Re-
volution", der in Nr. 26 der „Prawda" vom 7. April 1917 mit der Unter-
schrift 7i. Lenin erschien, enthält die berühmten Aprilthesen W. I. Lenins,
die er am 4. (17.) April 1917 in zwei Versammlungen (einer Versammlung
bolschewistischer und einer gemeinsamen Versammlungbolschewistischerund
menschewistischer Delegierter der Gesamtrussischen Beratung der Sowjets
der Arbeiter- und Soldatendeputierten) im Taurischen Palast verlas. Der
Artikel wurde von den bolschewistischen Zeitungen „Sozial-Demokrat"
(Moskau), „Proletari" (Charkow), „Krasnojarski Rabotschi" (Der Arbeiter
von Krasnojärsk), „Wperjod" (Vorwärts) (Ufa), „Bakinski Rabotschi" (Der
Arbeiter von Baku), „Kawkasski Rabotschi" (Der kaukasische Arbeiter)
(Tiflis) und anderen nachgedruckt, i

2 „Jedinstwo" (Die Einheit) — Tageszeitung, die von März bis November
1917 in Petrograd erschien; im Dezember 1917 und Januar 1918 wurde sie
unter anderem Namen herausgegeben. Redakteur der Zeitung war G. W.
Plechanow. Sie vereinigte die extrem rechte Gruppe der menschewistischen
Vaterlandsverteidiger und unterstützte vorbehaltlos die bürgerliche Provi-
sorische Regierung. Die Zeitung führte einen wütenden Kampf gegen die
Partei der Bolschewiki. 7

3 „Russkaja Wolja" (Russischer Wille) — bürgerliche Tageszeitung, die mit
dem Gelde von Großbanken gegründet und unterhalten wurde; sie trieb
eine Pogromagitation gegen die Bolschewiki. Lenin nannte sie eine der
niederträchtigsten bürgerlichen Zeitungen. Die „Russkaja Wolja" erschien
von Dezember 1916 bis Oktober 1917 in Petrograd. 7

4 Siehe Karl Marx und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bän-
den, Bd. I, Berlin 1959, S.15/16 und 488-502; Bd. II, Berlin 1958, S. 34
und 435-437. 8
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6 Der Artikel „Wie wir gereist sind" ist ein Bericht Lenins an das Exekutiv-
komitee des Petrograder Sowjets, den er diesem im Auftrag der zusammen
mit ihm aus der Schweiz zurückgekehrten Emigranten am 4. (17.) April
1917, am Tage nach seiner Ankunft in Petrograd, unterbreitete. 9

6 „Nasdhe Siowo" (Unser Wort) — menschewistisch-trotzkistische Tages-
zeitung; erschien in Paris von Januar 1915 bis September 1916. 9

7 Organisationskomitee der ST>APR — das leitende Zentrum der Mensche-
wiki, das 1912 in der Augustkonferenz der menschewistischen Liquidatoren
und aller parteifeindlichen Gruppen und Strömungen gebildet wurde. Das
Organisationskomitee bestand bis zu den Wahlen zum ZK der mensche-
wistischen Partei im August 1917. P

8 „Jietsdh" (Die Rede) — Tageszeitung, Zentralorgan der Kadettenpartei,- er-
schien in Petersburg ab Februar 1906. Am 26. Oktober (8. November) 1917
wurde sie vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder Sowjet ver-
boten,- unter anderen Namen erschien die Zeitung bis August 1918. H

9 Manifest des Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten nennt Lenin
den Aufruf des Petrograder Sowjets „An die Völker der ganzen Welt", der
in einer Sitzung des Sowjets am 14. (27.) März 1917 angenommen und am
folgenden Tag in den zentralen Zeitungen veröffentlicht wurde. Die sozial-
revolutionär-menschewistischen Führer mußten unter dem Druck der revo-
lutionären Massen, die die Beendigung des Krieges forderten, diesen Auf-
ruf beschließen.

Der Aufruf appellierte an die Werktätigen der kriegführenden Länder,
aktiv für den Frieden einzutreten. Er entlarvte jedoch nicht den räuberischen
Charakter des Krieges, bezeichnete keine praktischen Maßnahmen im
Kampf um den Frieden und rechtfertigte im Grunde genommen die Fort-
setzung des imperialistischen Krieges durch die bürgerliche Provisorische
Regierung, H

10 JNowoje Wremja" (Neue Zeit) — Tageszeitung reaktionärer Kreise des
Adels und der beamteten Bürokratie, die von 1868 an in Petersburg er-
schien. Ab 1905 wurde sie ein Organ der Schwarzhunderter. Lenin nannte
sie ein Musterbeispiel für käufliche Zeitungen. Nach der Februarrevolution
unterstützte das „Nowoje Wremja" voll und ganz die konterrevolutionäre
Politik der bürgerlichen Provisorischen Regierung und betrieb eine wü-
tende Hetze gegen die Bolschewiki. Die Zeitung wurde am 26. Oktober
(8. November) 1917 vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder
Sowjet verboten. 12

11 Jswestija Petrogradskowo Sowjeta Rabotsdhidh i Soldatskidh Deputatow"
(Nachrichten des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatendepu-
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tierten) — Tageszeitung, die ab 28. Februar (13. März) 1917 erschien.
Nach der Bildung des Zentralexekutivkomitees der Sowjets der Arbeiter-
und Soldatendeputierten auf dem I. Gesamtrussischen Sowjetkongreß
wurde die Zeitung zum Organ des ZEK und erschien ab 1. (14.) August
1917 (von Nr. 132 an) unter dem Titel „Iswestija Zentralnowo Ispolnitel-
nowo Komiteta i Petrogradskowo Sowjeta Rabotschich i Soldatskich De-
putatow" (Nachrichten des Zentralexekutivkomitees und des Petrograder
Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten). Die Zeitung befand sich
während dieser ganzen Zeit in den Händen der Menschewiki und Sozial-
revolutionäre und führte einen erbitterten Kampf gegen die bolschewi-
stische Partei. Seit dem 27. Oktober (9. November) 1917, nach dem
II. Gesamtrussischen Sowjetkongreß, sind die „Iswestija" das offizielle
Organ der Sowjetmacht. Im März 1918 wurde die Herausgabe der Zei-
tung anläßlich der Übersiedlung des Gesamtrussischen Zentralexekutiv-
komitees und des Rats der Volkskommissare von Petrograd nach Moskau
verlegt. 12

12 „Trawda" (Die Wahrheit) — legale bolschewistische Tageszeitung, die im
April 1912 auf Initiative der Petersburger Arbeiter gegründet wurde und
in Petersburg erschien.

Die „Prawda" war eine Massenzeitung der Arbeiter; das Geld für ihre
Finanzierung wurde von den Arbeitern selbst gesammelt. Um die Zeitung
bildete sich ein großer Kreis von Arbeiterkorrespondenten und Arbeiter-
publizisten. Im Laufe eines einzigen Jahres wurden in der „Prawda" mehr
als elftausend Arbeiterkorrespondenzen veröffentlicht. Die Tagesauflage
der „Prawda" betrug im Durchschnitt 40 000 Exemplare und erreichte in
manchen Monaten 60 000 Exemplare.

W. I. Lenin leitete die „Prawda" vom Ausland aus. Er schrieb fast täg-
lich für die Zeitung, gab der Redaktion Anweisungen und gewann für die
Zeitung die besten publizistischen Kräfte der Partei. An der Redaktion
der Zeitung waren W. M. Molotow, J. M. Swerdlow, J. W. Stalin und
M. I. Kalinin aktiv beteiligt. Zu den ständigen Mitarbeitern gehörten
M. S. Olminski, N. G. Poletajew, K. N. Samoilowa, N. N. Baturin, A. I.
Jelisarowa, K. S. Jeremejew u. a. Auch die bolschewistischen Abgeordneten
der IV. Reichsduma A. J. Badajew, G. I. Petrowski, M. K. Muranow, F. N.
Samoilow und N. R. Schagow arbeiteten an der „Prawda" tatkräftig mit.
. Die „Prawda" war unablässigen polizeilichen Verfolgungen ausgesetzt.
Im ersten Jahr ihres Bestehens wurde sie 41 mal beschlagnahmt, 36 Ge-
richtsverfahren wurden gegen die Redakteure durchgeführt, die insgesamt
47}4 Monate Gefängnishaft verbüßen mußten. Innerhalb von zwei Jahren
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und drei Monaten war die „Prawda" von der zaristischen Regierung acht-
mal verboten, wurde aber jedesmal unter einem anderen Namen neu her-
ausgegeben: „Rabotschaja Prawda" (Arbeiterprawda), „Sewernaja Prawda"
(Prawda des Nordens), „Prawda Truda" (Prawda der Arbeit), „SaPrawdu"
(Für die Prawda), „Proletarskaja Prawda" (Proletarische Prawda), „Put
Prawdy" (Weg der Prawda), „Rabotschi" (Der Arbeiter), „Trudowaja
Prawda" (Prawda der Werktätigen). Am 8. (21.) Juli 1914, kurz vor Be-
ginn des ersten Weltkriegs, wurde die Zeitung wiederum verboten.

Die Herausgabe der „Prawda" konnte erst nach der Februarrevolution
wiederaufgenommen werden. Vom 5. (18.) März 1917 an erschien die
„Prawda" als das Zentralorgan der SD APR. Am 5. (18.) April begann
Lenin, aus dem Ausland zurückgekehrt, in der Redaktion zu arbeiten und
übernahm die Leitung der „Prawda". Am 5. (18.) Juli 1917 wurden die
Redaktionsräume der „Prawda" von Offiziersschülern und Kosaken demo-
liert. Von Juli bis Oktober 1917 wechselte die „Prawda", den Verfolgun-
gen seitens der Provisorischen Regierung ausgesetzt, mehrmals ihren Na-
men und erschien als „Listok ,Prawdy"' (Blatt der „Prawda"), „Proletari"
(Der Proletarier), „Rabotschi" (Der Arbeiter), „Rabotschi Put" (Weg des
Arbeiters). Seit dem 27. Oktober (9. November) erscheint die Zeitung
unter ihrem alten Namen „Prawda". 12

13 Die Qesamtrussisdbe "Beratung der Sowjets der Arbeiter- und Soldaten-
deputierten, die vom Exekutivkomitee des Petrograder Sowjets einberufen
wurde, fand vom 29. März bis zum 3. April (11. bis 16. April) 1917 in
Petrograd statt.

An der Beratung nahmen Vertreter des Petrograder Sowjets und der
örtlichen Sowjets sowie Vertreter von Truppenteilen der Front und des
Hinterlands teil. Es wurden folgende Fragen erörtert: der Krieg, die Stel-
lung zur Provisorischen Regierung, die Konstituierende Versammlung, die
Agrarfrage, die Ernährungsfrage sowie andere Probleme.

Die Beratung, in der die Menschewiki und Sozialrevolutionäre das Über-
gewicht hatten, bezog die Position der „revolutionären Vaterlandsvertei-
digung" und beschloß, die bürgerliche Provisorische Regierung zu unter-
stützen. 16

14 „Rabotsdhaja Qaseta" (Arbeiterzeitung) — Zentralorgan der Mensche-
wiki, das von März bis November 1917 in Petrograd als Tageszeitung
erschien. 18

16 Lenins Broschüre „Briefe über die 7aktik. Erster Brief" wurde 1917 in
Petrograd von dem bolschewistischen Verlag „Priboi" in drei Auflagen
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herausgebracht. Alle drei Auflagen der Broschüre enthielten als Beilage die
Aprilthesen. 24

16 Vgl. Karl M a r x / F r i e d r i c h Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953,
S. 469. 25

17 Lenin zitiert aus Goethes „Faust". (Siehe Goethes Werke in Auswahl,
Bd. 6, Aufbau-Verlag, Berlin 1949, S. 180.) 28

18 Opposition Seiner 'Majestät — englischer parlamentarischer Ausdruck zur
Bezeichnung der oppositionellen Minderhei t bürgerlicher Parlamentsabge-
ordneter, die, obwohl der kapitalistischen Ordnung und der Königsmacht
treu ergeben, aus Partei- oder Gruppeninteressen die Regierung nicht
unterstützen und gegen ihre Politik opponieren. Diese Takt ik der parla-
mentarischen Opposition wird von den bürgerlichen und kleinbürgerlichen
Parteien immer wieder angewandt, um die Massen zu täuschen.

Lenin charakterisiert mit diesem Ausdruck die Politik der Menschewiki
und Sozialrevolutionäre, die sich in Worten heuchlerisch von der imperiali-
stischen Bourgeoisie abgrenzten, in Wirklichkeit aber ihre Stütze waren
und in der Periode des Hinüberwachsens der bürgerlich-demokratischen
Revolution in die sozialistische — ebenso wie die Kadetten in der Periode
der bürgerlich-demokratischen Revolution mit dem Zarismus — mit der
Bourgeoisie paktierten. 30

19 „Weg mit dem Zaren, her mit der Arbeiterregierung" — antibolschewi-
stische Losung, 1905 von Parvus und Trotzki aufgestellt. Diese Losung
von der Revolution ohne die Bauernschaft — eine Grundthese des konter-
revolutionären Trotzkismus — wurde von Lenin scharf kritisiert. 31

20 Siehe Karl Marx , „Der Bürgerkrieg in Frankreich" (Karl M a r x und Fried-
rich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Bd. I, Berlin 1959,
S. 488—502) und Friedrich Engels, Einleitung zum „Bürgerkrieg in Frank-
reich" (ebenda, S. 4 4 6 - 4 5 7 ) . 31

21 Gemeint ist G. W . Plechanows Arbeit „Anarchismus und Sozialismus",
erstmalig veröffentlicht im Jahre 1894 in deutscher Sprache. 32

22 Lenin meint den Ende 1907 in Petersburg erschienenen Sammelband seiner
Schriften: W l . Iljin, „12 Jahre. Artikelsammlung. Erster Band. Zwei
Richtungen im russischen Marxismus und in der russischen Sozialdemo-
krat ie" . 34

23 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 34. 53

24 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1959, S. 494. 5i
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— Mitglieder der reformistischen, extrem-opportunistischen „Ge-
sellschaft der Fabier", die 1884 in England von einer Gruppe bürgerlicher
Intellektueller gegründet worden war. Sie nannte sich nach dem römischen
Feldherrn Fabius Cunctator („der Zauderer" ) , bekannt durch seine ab-
wartende Takt ik und sein Ausweichen vor Entscheidungsschlachten. Lenin
bezeichnete die Gesellschaft der Fabier als den „vollendeten Ausdruck des
Opportunismus und einer liberalen Arbeiterpolitik". Die Fabier lenkten
das Proletariat vom Klassenkampf ab und predigten den friedlichen, all-
mählichen Obergang vom Kapitalismus zum Sozialismus mittels Reformen.
Im imperialistischen Weltkr ieg 1914—1918 waren die Fabier Sozialchauvi-
nisten. Eine Charakterist ik der Fabier findet sich in folgenden Schriften
Lenins: „Vorwort zur russischen Übersetzung des Buches ,Briefe und Aus-
züge aus Briefen von Joh. Phil. Becker, Jos. Dietzgen, Friedrich Engels,
Karl M a r x u . A . an F. A. Sorge und Andere" ' (Werke , Bd. 12, S. 368/369);
das „Agrarprogramm der Sozialdemokratie in der russischen Revolution"
(Werke , 4 . Ausgabe, Bd. 15, S. 154, russ . ) ; „Der englische Pazifismus und
die englische Abneigung gegen die Theorie" (Werke , 4 . Ausgabe, Bd. 2 1 ,
S. 234, russ.) u. a. 61

26 „üdbouristen" — die Mitglieder der englischen Arbeiterpartei (Labour
Par ty) .

Die Labour Par ty wurde 1900 als Vereinigung von Arbeiterorganisa-
tionen (Gewerkschaften, sozialistischer Parteien und Gruppen) mit dem
Ziel gegründet, eine Arbeitervertretung im Parlament zu schaffen. Diese
Vereinigung hieß zunächst „Komitee für Arbeitervertretung" und nannte
sich 1906 in Labour Party um. Die Labour Party ist ihrer Ideologie und
Taktik nach eine opportunistische Organisation, und ihre Politik ist die
der Klassenzusammenarbeit mit der Bourgeoisie. Während des imperiali-
stischen Weltkriegs 1914—1918 bezogen die Führer der Labour Par ty eine
sozialchauvinistische Position. 61

27 „Sozialdemokratische Arbeitsgemeins&aft" — Organisation der deutschen
Zentristen, die im M ä r z 1916 von Reichstagsabgeordneten, die sich von
der offiziellen sozialdemokratischen Reichstagsfraktion abgespalten hatten,
gebildet wurde. Diese Gruppe wurde zum Kern der 1917 gegründeten zen-
tristischen Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, die
die offenen Sozialchauvinisten rechtfertigte und für die Aufrechterhaltung
der Einheit mit ihnen eintrat. 62

28 Minoritaires oder Longuetisten — 1915 ents tandene Minderhe i t in de r
Sozialistischen Par te i Frankreichs. D ie Longuetis ten (Anhänge r des So-
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zialreformisten Longuet) vertraten zentristische Anschauungen und betrie-
ben gegenüber den Sozialchauvinisten eine paktiererische Politik.

Während des ersten Weltkriegs vertraten die Longuetisten einen sozial-
pazifistischen Standpunkt. Nach dem Sieg der Sozialistischen Oktober-
revolution in Rußland bekannten sie sich zwar in Worten zur Diktatur
des Proletariats, blieben ihr aber in Wirklichkeit feindlich gesinnt. Sie setz-
ten die Politik der Versöhnung mit den Sozialchauvinisten fort und billig-
ten den Raubfrieden von Versailles. Nachdem die Longuetisten auf dem
Parteitag der Sozialistischen Partei Frankreichs, der im Dezember 1920
in Tours stattfand und bei dem der linke Flügel siegte, in der Minderheit
geblieben waren, spalteten sie sich nebst den offenen Reformisten von der
Partei ab und schlössen sich der sogenannten zweieinhalbten Internationale
an. Nach deren Zerfall kehrten sie in die II. Internationale zurück. 62 •

29 Die „Unabhängige Arbeiterpartei Englands" (Independent Labour Party)
•wurde 1893 gegründet. An der Spitze der Partei standen James Keir Har-
die, R. MacDonald und andere. Sie erhob Anspruch auf politische Un-
abhängigkeit von den bürgerlichen Parteien, war jedoch in Wirklichkeit,
wie Lenin sich ausdrückte, „unabhängig vom Sozialismus, aber abhängig
vom Liberalismus". Während des imperialistischen Weltkriegs 1914—1918
trat die Unabhängige Arbeiterpartei zunächst mit einem Manifest gegen
den Krieg hervor (13. August 1914), später hingegen, in der Londoner Kon-
ferenz der Sozialisten der Ententeländer im Februar 1915, stimmten die
Unabhängigen der in dieser Konferenz angenommenen sozialchauvinisti-
schen Resolution zu. Seitdem standen die sich mit pazifistischen Phrasen
tarnenden Führer der Unabhängigen auf den Positionen des Sozialchauvi-
nismus. Nach der Gründung der Kommunistischen Internationale im Jahre
1919 beschlossen die Führer der Unabhängigen Arbeiterpartei unter dem
Druck der nach links geschwenkten Massen der Parteimitglieder den Aus-
tritt aus der II. Internationale. 1921 traten die Unabhängigen der soge-
nannten zweieinhalbten Internationale bei und schlössen sich nach deren
Zerfall von neuem der II. Internationale an. 62

30 Die Britische Sozialistisöhe Partei (BSP — British Socialist Par ty) wurde
1911 in Manchester gegründet. Ihr Kern war die im Jahre 1884 entstan-
dene Sozialdemokratische Föderation (mit Hyndman, Harry Quelch, Tom
Mann u. a. an der Spitze), die sich später in Sozialdemokratische Partei
umbenannte. Die Britische Sozialistische Partei trieb Propaganda und Agi-
tation im Geiste des Marxismus und war eine „nicht opportunistische,
tatsädblidb von den Liberalen unabhängige" Partei (£enin). Ihre zahlen-
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mäßige Schwäche und ihre Losgelöstheit von den Massen verliehen ihr
einen gewissen sektiererischen Charakter.

Während des imperialistischen Weltkriegs 1914—1918 bildeten sich in
der Partei zwei Richtungen heraus: eine offen sozialchauvinistische unter
der Führung von Hyndman und eine internationalistische unter der Füh-
rung von A. Inkpin, Th. Rothstein u. a. Im April 1916 spaltete sich die
Partei. Hyndman und seine Anhänger blieben in der Minderheit und
traten aus der Partei aus. Seitdem hatten die internationalistischen Elemente
in der BSP die Führung inne, die gegen den imperialistischen Krieg kämpf-
ten. Die Britische Sozialistische Partei ergriff die Initiative zur Gründang
der Kommunistischen Partei Großbritanniens im Jahre 1920. 62

31 Die Zimmerwalder Linke wurde von Lenin auf der ersten Sozialistischen
Konferenz der Internationalisten gebildet, die Anfang September 1915 in
Zmmerwald (Schweiz) stattfand. Lenin bezeichnete diese Konferenz als
den „ersten Schritt" in der Entwicklung der internationalen Bewegung
gegen den Krieg. Mit Lenin an der Spitze nahmen die Bolschewiki in der
Gruppe der Zimmerwalder Linken den einzig richtigen und völlig konse-
quenten Standpunkt ein. Der Gruppe gehörten auch inkonsequente Inter-
nationalisten an. Lenin kritisierte sie in seinen Schriften „über die Ju-
nius-Broschüre", „Die Ergebnisse der Diskussion über die Selbstbestim-
mung" und „über die Losung der .Entwaffnung'". (Siehe Werke, 4. Aus-
gabe, Bd. 22, S. 291-305, 306-344, russ., und Bd. 23, S. 91-101.) 63

32 Die Qruppe „Internationale" wurde z u Beginn des ersten Wel tkr iegs von
den deutschen l inken Sozialdemokraten Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg ,
Clara Zetkin, Franz Mehring u. a. gebildet. Später nannte sich die Gruppe
auch „Spartakusbund". Die Spartakisten trieben unter den Massen revo-
lutionäre Propaganda gegen den imperialistischen Krieg; sie entlarvten die
Eroberungspolitik des deutschen Imperialismus und den Verrat der sozial-
demokratischen Führer. In wichtigen theoretischen und politischen Fragen
jedoch machten sich die Spartakisten und überhaupt die deutschen Linken
nicht frei von halbmenschewistischen Fehlern: so entwickelten sie eine
halbmenschewistische Theorie des Imperialismus, lehnten das Prinzip der
Selbstbestimmung der Nationen in seiner marxistischen Auffassung (d. h.
bis zur Lostrennung und Bildung selbständiger Staaten) ab, verneinten
die Möglichkeit nationaler Befreiungskriege in der Epoche des Imperialis-
mus, unterschätzten die Rolle der revolutionären Partei und huldigten der
Spontaneität der Bewegung. Diese Fehler der deutschen Linken kritisierte
Lenin in den Schriften: „Ober die Junius-Broschüre", „Über eine Karika-
tur auf den Marxismus und über den ,imperialistischen Ökonomismus'"
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u. a. (Siehe Werke , 4 . Ausgabe, Bd. 22, S. 291—305, russ., und Bd. 23,
S. 18—71.) 1917 schlössen sich die Spartakisten der zentristischen Partei
der „Unabhängigen" an, wahrten aber ihre organisatorische Selbständig-
keit. Nach der deutschen Novemberrevolution von 1918 brachen die Spar-
takisten mit den „Unabhängigen" und gründeten im Dezember desselben
Jahres die Kommunistische Partei Deutschlands (Spartakusbund). 63

33 Die „Sozialistische Arbeiterpartei Amerikas" entstand 1876 durch Ver-
schmelzung der amerikanischen Sektionen der I. Internationale, der So-
zialdemokratischen Arbeiterpartei und einer Reihe sozialistischer Gruppen
der USA. Die Mehrhei t der Parteimitglieder waren Emigranten. Die So-
zialistische Arbeiterpartei Amerikas war ihrem Charakter nach sektiere-
risch und ha t te niemals enge Verbindung mit den proletarischen Massen.
In den Jahren des ersten Weltkriegs neigte die Sozialistische Arbeiter-
partei Amerikas zum Internationalismus. 64

34 Lenin meint die revolutionäre Minderhe i t der 1901 gegründeten Soziali-
stischen Par te i Amer ikas (einer reformistischen, opportunistischen Pa r t e i ) .
D ie revolutionäre Minderhe i t s tand auf den Positionen des Internationalis-
mus u n d t ra t gegen den imperialistischen Krieg (1914—1918) auf. U n t e r
d e m Einfluß de r Sozialistischen Oktoberrevolut ion in Ruß land bildete sie
einen linken Flügel, der 1921 zum Initiator der G r ü n d u n g der Kommu-
nistischen Par te i der U S A u n d deren lei tender Kern wurde .

Die rechte M e h r h e i t der Sozialistischen Par te i Amerikas rechtfertigte
während des ersten Wel tkr iegs (1914—1918) den imperialistischen Krieg
und un te r s tü tz te die Politik des amerikanischen Imperialismus. Gegen-
wär t ig ist die Sozialistische Par te i Amerikas eine Organisa t ion mit einer
geringen Mitgl iederzahl , die keinen Einfluß auf die Arbei terbewegung in
den U S A ha t . 64

35 Partei der „7ribunisten" nennt Lenin die Sozialdemokratische Partei Hol-
lands, die 1909 entstand. Ursprünglich bildeten die Tribunisten in der
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Hollands den linken Flügel, der 1907
die Zeitung „De Tribüne" gründete und sich um sie zusammenschloß. 1909
wurden die Tribunisten aus der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei aus-
geschlossen und gründeten eine selbständige Partei. Die Tribunisten bil-
deten zwar den linken Flügel der holländischen Arbeiterbewegung, waren
aber keine konsequent revolutionäre Partei. 1918 beteiligten sie sich an der
Gründung der Kommunistischen Partei Hollands.

Die Zeitung „De Tribüne" war seit 1909 Organ der Sozialdemokrati-
schen Partei Hollands und von 1918 bis 1937 Organ der Kommunistischen
Partei. 64
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36 Partei der Jungen oder Zinken in Schweden nannte Lenin die linke Strö-
mung in der schwedischen Sozialdemokratie. W ä h r e n d des imperialistischen
Weltkriegs standen die „Jungen" auf den Positionen des Internationalismus
und schlössen sich der Zimmerwalder Linken an. Im M a i 1917 gründeten
sie die Linke Sozialdemokratische Partei Schwedens. 1919 beschloß der
Partei tag dieser Partei den Anschluß an die Kommunistische Internatio-
nale. Der revolutionäre Flügel der Partei bildete 1921 die Kommunistische
Partei Schwedens, die der Kommunistischen Internationale beitrat . 64

37 „Jesnjaki" („Engherzige") — revolutionäre sozialdemokratische Arbeiter-
partei Bulgariens, die 1903 nach der Spaltung der Sozialdemokratischen
Partei gegründet wurde. Begründer und Führer der Partei der „Tesnjaki"
war D . Blagojeff; später t ra ten seine Schüler — G. Dimitroff, W . Kolaroff
und andere — an ihre Spitze. In den Jahren 1914—1918 kämpften die „Tes-
njaki" gegen den imperialistischen Krieg. Im Jahre 1919 traten sie der
Kommunistischen Internationale bei und gründeten die Kommunistische
Partei Bulgariens. 65

38 „AvantiI" (Vorwärts!) —Tageszeitung, Zentralorgan der Italienischen Sozia-
listischen Par te i ; gegründet im Dezember 1896. W ä h r e n d des imperialisti-
schen Weltkriegs 1914—1918 vertrat die Zei tung einen inkonsequenten
internationalistischen Standpunkt ; sie brach nicht mit den Reformisten. Die
Zei tung erscheint noch heute als Zentralorgan der Italienischen Sozialisti-
schen Partei . 65

39 Die erwähnte Resolution wurde von Lenin verfaßt und auf dem Parteitag
der sozialdemokratischen Organisation des Kantons Zürich im Namen der
Schweizer linken Sozialdemokraten eingebracht. (Siehe W e r k e , Bd. 23 ,
S. 296.) 65

40 „T)ie Qlodke" — Halbmonatsschr i f t ; wurde in München und später in Ber-
lin von 1915 bis 1925 von dem Mitg l ied de r deutschen Sozialdemokratischen
Par te i Parvus (He lphand) , einem Sozialchauvinisten und Agenten des deut-
schen Imperialismus, herausgegeben. 66

41 Gemeint ist der Aufruf „An die getretenen und bingemoräeten Völker",
der von der zweiten Internat ionalen Konferenz der „Z immerwalde r" be -
schlossen wurde . Die Konferenz fand vom 24. bis 30. Apri l 1916 in Kien-
thal (Schweiz) s ta t t . 67

42 „Jugend-Internationale" — O r g a n der internationalen Verb indung soziali-
stischer Jugendorganisat ionen, die sich der Z immerwalder Linken ange-
schlossen ha t te . D i e Zeitschrift erschien von September 1915 bis M a i 1918
in Zür ich . 67
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43 Lenin bezieht sich darauf, daß die Menschewiki in der Sitzung des Exeku-
tivkomitees des Petrograder Sowjets am 7. (20.) April 1917 für die Unte r -
s tützung der „Freiheitsanleihe" stimmten, die die Provisorische Regierung
zur Finanzierung der Kriegsausgaben ausgeschrieben hat te . 70

44 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. II, Berlin 1958, S. 11—29, und Friedrich Engels, „Internatio-
nales aus dem ,Volksstaat '", Berlin 1957, S. 4/5. 70

« S i e h e Karl Marx/Friedrich Engels, Werke , B a n d 3 , Berlin 1958, S .498,
sowie den Brief von Friedrich Engels an Paul Lafargue vom 27. Oktober
1890 („Die N e u e Zei t" , Jahrgang XIX, 1900/1901, Bd. I, N r . 14, S. 427). 72

46 „Soidatskaja 7>rawda" (Soldatenprawda) — bolschewistische Tageszei tung;
erschien zunächst ( ab 15. [28.] April 1917) als Organ der Militärorganisa-
tion beim Petrograder Komitee der SDAPR(B); vom 19. M a i ( 1 . Juni) 1917
an war sie das Organ der Militärorganisation beim Zentralkomitee der
SDAPR(B). In den Julitagen 1917 wurde die Redaktion der „Soldatskaja
Prawda" , gleichzeitig mit der der „Prawda" , demoliert und die Zei tung
von der Provisorischen Regierung verboten. Nach der Oktoberrevolution
wurde die Zei tung wieder unter dem alten Titel herausgegeben, sie erschien
bis M ä r z 1918. 75

57Lenins Broschüre „Die politischen Parteien in "Rußland und die Auf-
gaben des Proletariats" erschien im Juli 1917 im Petrograder Verlag „Shisn
i Snanije" (Leben und Wissen) mit folgender Bemerkung: „Erläuterung
zum Entwurf einer von 5V. Lenin zur Diskussion in den Versammlungen
der Bolschewiki verfaßten Plattform. Der Druck des Entwurfs verzögerte
sich nur infolge des Mangels an Druckereien in Petrograd."

W. I. Lenins Schrift „Die politischen Parteien in Rußland und die Auf-
gaben des Proletariats" wurde in englischer Sprache in der Zeitschrift „The
Class Struggle" (Der Klassenkampf), New York, November—Dezember
1917, Bd. I, Nr. 4, S. 49—59, und in der Zeitung „The New York Evening
Post" (Die New-Yorker Abendpost) vom 15. Januar 1918 veröffentlicht.

1918 erschien in Moskau die zweite Auflage der Broschüre mit einem
Vorwort W. I. Lenins. 79

58 Die „Kontaktkommission" wurde vom menschewistisch-sozialrevolutionären
Exekutivkomitee des Petrograder Sowjets der Arbeiter- und Soldatendepu-
tierten am 8. (21.) März 1917 gebildet, um mit der Provisorischen Regie-
rung Kontakt herzustellen, auf sie „einzuwirken" und ihre Tätigkeit zu
„kontrollieren". In Wirklichkeit unterstützte die „Kontaktkommission" die
bürgerliche Politik der Provisorischen Regierung und war bestrebt, die
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Arbeitermassen vom aktiven revolutionären Kampf für den Übergang der
ganzen Macht an die Sowjets abzuhalten. Der „Kontaktkommission" ge-
hörten Tschcheidse, Steklow, Suchanow, Filippowski und Skobelew (später
auch Tschernow und Zereteli) an. Die „Kontaktkommission" bestand bis
zum Mai 1917, als die Vertreter der Menschewiki und Sozialrevolutionäre
unmittelbar in die bürgerliche Provisorische Regierung eintraten. 84

49 Lenin bezieht sich auf ein Telegramm des Ministers für Landwirtschaft,
A. I. Schingarjow, an das Ranenburger Kreisexekutivkomitee im Gouver-
nement Rjasan. Durch dieses Telegramm wurde der Beschluß des Exekutiv-
komitees aufgehoben, die unter Verwendung von Lohnarbeit bestellten Län-
dereien der Gutsbesitzer als Pachtland in die N u t z u n g der Bauern zu über-
führen und das landwirtschaftliche Inventar, die Pferde und das Saatgut
gegen Bezahlung ihres Wer tes zu requirieren.

Lenin entlarvte in seinen Artikeln den volksfeindlichen Charakter dieser
M a ß n a h m e der bürgerlichen Provisorischen Regierung. (Siehe W . I. Lenin,
„.Freiwillige Vereinbarung' zwischen Gutsbesitzern und Bauern?", vor-
liegender Band, S. 120.) 89

50 „7be Times" — einflußreiche Tageszeitung konservativer Kreise der eng-
lischen Bourgeoisie, die seit 1785 in London erscheint. 97

51 Es handel t sich um die Deklarat ion der Provisorischen Regierung über den
Krieg, die am 28. und 29. M ä r z (10. und 11 . April) 1917 in den zentralen
Zeitungen veröffentlicht wurde. 98

52 Militärkongreß in Minsk nennt Lenin den Kongreß der Mili tär- und Arbei-
terdeputierten der Armee u n d des Hinter lands der Westfront , der vom
7. bis 16. (20. bis 29.) April 1917 in Minsk stattfand. Auf dem Kongreß
waren etwa 1200 Delegierte anwesend.

In dem Bestreben, die Soldatenmassen für die Revolution zu gewinnen,
nahmen die Bolschewiki an den Arbeiten des Kongresses teil. Un te r den
Delegierten des Kongresses überwogen die Mitglieder der Parteien der
Menschewiki und der Sozialrevolutionäre und mit ihnen Sympathisierende,
was den Charakter seiner Beschlüsse bestimmte. In den wichtigsten Fragen
der Tagesordnung (über den Krieg und über die Stellung zu r Provisorisdien
Regierung) gab der Kongreß den paktiererischen Resolutionen der Gesamt-
russischen Beratung der Sowjets, die Ende M ä r z — Anfang April 1917 in
Pet rograd stattgefunden hat te , seine Zust immung, das heißt, er stellte sich
auf die Position der „revolutionären Vaterlandsverteidigung" und sprach
sich für die Unters tü tzung der bürgerlichen Provisorischen Regierung
aus . iOO
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53 Es handelt sich um das Referat, das Lenin am 4. (17.) April 1917 in einer
gemeinsamen Versammlung bolschewistischer und menschewistischer Dele-
gierter der Gesamtrussischen Beratung der Sowjets hielt. (Siehe den vor-
liegenden Band, S. 3—8, 24/25.) 104

54 „T)eh TiaroAa" (Die Sache des Volkes) — Tageszei tung, O r g a n der Partei
der Sozialrevolutionäre, die un te r verschiedenen N a m e n von M ä r z 1917 bis
Juni 1918 in Pe t rograd erschien. Die Ze i tung wurde im Oktobe r 1918 in
Samara (drei Nummern) und im März 1919 in Moskau (zehn Nummern)
erneut herausgegeben. Dann wurde die Zeitung wegen konterrevolutionärer
Tätigkeit verboten. 107

55 De r Aufruf „ Qegen die Pogromhetzer", eine Bearbei tung des Aufrufs „An
die Soldaten u n d M a t r o s e n " (siehe den vorliegenden Band, S. 110—112),
wurde a m 14. (27.) April 1917 von der Pe t rograder Stadtkonferenz der
SDAPR(B) in der außerordentlichen Debatte zu Punkt 6 der Tagesordnung
„Die Hetze gegen die ,Prawda'" beschlossen. 113

66 Das Telegramm des Ministers A. I. Schingarjow wurde in Nr. 33 der Zei-
tung „Den" vom 14. April 1917 veröffentlicht und am gleichen Tage im
Leitartikel der „Prawda" Nr. 32 erwähnt.

„Den" (Der Tag) — Tageszeitung bürgerlich-liberaler Richtung. Wurde
— vom Bankkapital finanziert — unter Mitwirkung liquidatorischer Men-
schewiki ab 1912 in Petersburg herausgegeben. Nach dem Februar 1917
ging die Zeitung völlig in deren Hände über. Am 26. Oktober (8. Novem-
ber) 1917 wurde sie vom Revolutionären Militärkomitee beim Petrograder
Sowjet verboten und erschien danach unter anderen Titeln bis Mai 1918. 120

57 „Malenkaja Qaseta" (Die kleine Zeitung) — bürgerliche Tageszeitung, die
von September 1914 bis Juli 1917 in Petrograd erschien. 121

68 Die Petrograder Stadtkonferenz der SVAPRCBolsdhewiki) fand vom 14. bis
22. April (27. April bis 5. Mai) 1917 statt. An der Konferenz nahmen
57 Delegierte teil. Die Tagesordnung der Konferenz lautete: die politische
Lage; die Stellung zum Sowjet der Arbeiter- und Soldatendeputierten und
die Frage seiner Reorganisierung; der Aufbau der Parteiorganisation; das
Verhältnis zur Sozialdemokratie anderer Richtungen; die städtischen Wah-
len; die Hetze gegen die „Prawda". Das Referat zur politischen Lage hielt
W. I. Lenin.

Die Konferenz billigte die Aprilthesen Lenins und legte sie ihrer Arbeit
zugrunde. 125

m Der „SoziaWDemokrat", das Zentralorgan der SDAPR, wurde als illegale
Zeitung vom Februar 1908 bis Januar 1917 herausgegeben. Es erschienen

38 Lenin, Werke, Bd. 24
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58 Nummern: die erste in Rußland, die übrigen im Ausland, zunächst in
Paris und später in Genf. Die Redaktion des Zentralorgans bestand laut
Beschluß des ZK der SDAPR aus Vertretern der Bolschewiki, der Men-
schewiki und der polnischen Sozialdemokraten. Im „Sozial-Demokrat" wur-
den über achtzig Artikel und Notizen Lenins veröffentlicht. Innerhalb der
Redaktion kämpfte Lenin für die konsequente bolschewistische Linie. Ein
Teil der Redakteure (Kamenew und Sinowjew) verhielt sich versöhnlerisch
zu den Liquidatoren und versuchte die Leninsche Linie zu hintertreiben. Die
menschewistischen Mitglieder der Redaktion, Martow und Dan, sabotier-
ten die Arbeit in der Redaktion des Zentralorgans und verteidigten gleich-
zeitig in ihrer Fraktionszeitung „Golos Sozial-Demokrata" (Die Stimme des
Sozialdemokraten) offen das Liquidatorentum. Der unversöhnliche Kampf
Lenins gegen die Liquidatoren führte im Juni 1911 zum Ausscheiden Mar-
tows und Dans aus der Redaktion des „Sozial-Demokrat". Ab Dezember
1911 wurde der „Sozial-Demokrat" von W. I. Lenin redigiert. 128

60 Kongreß der TSauerndeputierten nennt Lenin die Beratung der Vertreter der
bäuerlichen Organisationen und der Sowjets der Bauerndeputierten vom
12. bis 17. (25. bis 30.) April 1917 in Petrograd. Die Beratung beschäftigte
sich mit der Vorbereitung des Gesamtrussischen Kongresses der Bauern-
deputierten, der vom 4. bis 28. Mai (17. Mai bis 10. Juni) 1917 stattfand.
154

01 Lenin meint den Gesamtrussischen Genossenschaftskongreß vom 25. bis
28. März (7. bis 10. April) 1917 in Moskau. An dem Kongreß nahmen
etwa 800 Delegierte teil. Der Kongreß behandelte die Frage der Organisie-
rung eines Gesamtrussischen Genossenschaftsverbandes, die Mitwirkung der
genossenschaftlichen Organisationen bei der Lösung der Ernährungsfrage,
die Teilnahme der Genossenschaften an den Vorbereitungen zur Konstituie-
renden Versammlung und andere Fragen. Vorherrschenden Einfluß hatten
die Menschewiki und die Sozialrevolutionäre. Der Kongreß trat für die
Teilnahme der Genossenschaften an den Vorbereitungen zur Einberufung
der Konstituierenden Versammlung, für die Unterstützung der Provisori-
schen Regierung und die Fortsetzung des imperialistischen Weltkriegs ein.

Die Einstellung des Kongresses zur Organisierung von Sowjets der Bau-
erndeputierten als der besten Form der Massenorganisation der Bauern-
schaft, die W. I. Lenins Aufmerksamkeit auf sich zog, war in der Resolu-
tion zu dem Referat „über die Teilnahme der Genossenschaften an der Er-
neuerung des Landes" zum Ausdruck gekommen. 154

62 „yinansowaja Qaseta" (Finanzzeitung) — Abendblatt, das von 1915 bis
1917 in Petrograd erschien. 164

\
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63 Lenin bezieht sich auf einen Ausspruch M . J. Saltykow-Schtschedrins über
Frankreich in den Skizzen „Im Ausland". (Siehe M . J. Saltykow-Schtsche-
drin, Ausgewählte Werke , 1947, S. 407, russ.) 167

64 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bän-
den, Bd. I, Berlin 1959, S. 492. 169

65 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bän-
den, Bd. II, Berlin 1958, S. 22/23. 182

66 „9Jowaja Sbisn" (Neues Leben) — Tagesze i tung menschewistischer Rich-
tung, Organ einer Gruppe von Sozialdemokraten, sogenannter „Internatio-
nalisten", die die menschewistischen Anhänger Martows und intellektuelle
Einzelgänger halbmenschewistischer Prägung vereinigte. Die Gruppe der
„Nowaja Shisn" schwankte ständig zwischen den Paktierern und den Bol-
schewiki.

Die „Nowaja Shisn" erschien ab April 1917 in Petrograd; nach der
Oktoberrevolution nahm sie gegenüber der Sowjetmacht eine feindliche
Hal tung ein und wurde im Juli 1918 verboten. 184

67 „ Qaseta-Xopejka" (Kopekenzeitung) — bürgerliches Boulevardblatt; er-
schien seit 1908 täglich in Petersburg und wurde im Jahre 1918 verboten.
197

68 „Ttirshewyje Wedomosti" (Börsennachrichten) — bürgerliche Tageszeitung,
die ab 1880 in Petersburg erschien. Der Kurzname „Birshowka" wurde
zum Gat tungsnamen und kennzeichnete die Prinzipienlosigkeit und Feilheit
der bürgerlichen Presse. Ende Oktober 1917 wurde die Zei tung vom Revo-
lutionären Militärkomitoe beim Petrograder Sowjet verboten. 206

69 Das Interview, das Lenin E. Torniainen gab, wurde in N r . 122 der finni-
schen sozialdemokratischen Zei tung „Työmies" (Der Arbeiter) vom 8. M a i
1917 als Korrespondentenbericht un te r der Überschrift „Interview mit rus-
sischen Revolutionären" mit folgender Einleitung des Korrespondenten
veröffentlicht:

„In der Redaktion der ,Prawda ' traf ich Gen. Lenin, von dem in den
letzten Tagen in Rußland viel gesprochen wurde. Wegen Zeitmangels wollte
Lenin nu r kurz mit mir sprechen. Meine Fragen beantwortete er wie
f o l g t : . . . "

Die Zei tung „Työmies" erschien von M ä r z 1895 bis 1918 in Helsing-
fors. 210

70 Lenin meint die Abenteurertaktik einer kleinen Gruppe von Mitgliedern
des Petrograder Parteikomitees (Bogdatjew u. a.), die während der April-
demonstration 1917 entgegen der Einstellung der Partei auf eine friedliche

38*
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Entwicklung der Revolution in dieser Periode die Losung des sofortigen
Sturzes der Provisorischen Regierung aufstellte. Das Verhalten der Gruppe
wurde vom Zentralkomitee der SDAPR (Bolschewiki) verurteilt. 211

71 Die Siebente gesamtrussische Konferenz der SVAPRCB] (Aprilkonferenz)
fand vom 24. bis 29. April (7. bis 12. Mai) 1917 in Petrograd statt. An der
Konferenz nahmen 133 Delegierte mit beschließender und 18 mit beraten-
der Stimme teil, die 80 000 Parteimitglieder vertraten. Es war die erste
legale Konferenz der Bolschewiki, die ihrer Bedeutung nach einem Parteitag
gleichkam.

Lenin hielt Referate und Reden zu allen Hauptfragen der Tagesordnung.
Die Konferenz nahm die Leninschen Entwürfe der Resolutionen über den
Krieg, über die Stellung zur Provisorischen Regierung, über die politische
Lage, über eine Revision des Parteiprogramms, zur Agrarfrage, über die
Vereinigung der Internationalisten gegen den kleinbürgerlichen Block der
Vaterlandsverteidiger, über die Sowjets, zur nationalen Frage und zu dem
Vorschlag von Borgbjerg an.

Das Referat zur nationalen Frage hielt Stalin. Lenin entlarvte die kapitu-
lantenhafte menschewistische Position Kamenews und Rykows, die in der
Konferenz gegen die sozialistische Revolution auftraten; er unterzog die
Ansichten Pjatakows, der sich gegen die Politik der Partei in der nationalen
Frage wandte und bereits während des Krieges gemeinsam mit Bucharin
eine nationalchauvinistische Haltung eingenommen hatte, einer vernichten-
den Kritik. Pjatakow und Bucharin waren gegen das Recht der Nationen
auf Selbstbestimmung. Lenin verurteilte entschieden das Auftreten Si-
nowjews, der sich für die Zusammenarbeit der Bolschewiki mit den Zim-
merwaldern und gegen die Organisierung einer neuen, einer Kommuni-
stischen Internationale aussprach.

Die Aprilkonferenz legte ihrer Arbeit Lenins Aprilthesen zugrunde. Sie
bestimmte die Linie der Partei in allen Grundfragen der Revolution und
orientierte die Partei auf den Kampf um das Hinüberwachsen der bürger-
lich-demokratischen Revolution in die sozialistische. 213

72 Siehe Karl Marx/Friedrich Engels, Ausgewählte Briefe, Berlin 1953, S. 307
bis 309. 228

73 Siehe Friedrich Engels, „Zur Kritik des sozialdemokratischen Programm-
entwurfes 1891", in Karl Marx, „Kritik des Gothaer Programms", Berlin
1955, S. 78. 229

74 Die Frage der Einberufung einer solchen Konferenz entstand im April 1917.
Der dänische Sozialdemokrat Borgbjerg kam nach Petrograd und lud im
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N a m e n des Vereinigten Komitees der Arbeiterparteien Dänemarks , Nor -
wegens und Schwedens die sozialistischen Parteien Rußlands ein, sich an
einer Konferenz zu beteiligen, die zur Frage des Friedensschlusses nach
Stockholm einberufen werden sollte. Die Menschewiki und Sozialrevolu-
tionäre nahmen Borgbjergs Vorschlag an. Auf Initiative Lenins lehnte die
Aprilkonferenz Borgbjergs Vorschlag entschieden ab, sie entlarvte Borg-
bjerg als Agenten des deutschen Imperialismus. 236

76 Die Frage der Abänderung des im Jahre 1903 auf dem II. Partei tag der
SDAPR angenommenen Parteiprogramms warf Lenin bereits in den April-
thesen auf. Die Gesamtrussische Aprilkonferenz nahm auf Vorschlag Lenins
eine allgemeine Resolution über die Notwendigkeit der Abänderung des
Programms an, legte die Grundrichtung dieser Abänderungen fest und rief
die Parteimitglieder zur aktiven Teilnahme an der Ausarbeitung eines neuen
Programms auf. Z u diesem Zweck wurde bald nach der Konferenz
die Broschüre „Materialien zur Revision des Par te iprogramms" unter der
Redaktion und mit einem Vorwort W . I. Lenins herausgegeben.

Die Ausarbeitung des neuen Parteiprogramms wurde erst nach der Okto-
berrevolution abgeschlossen, und das Programm wurde im M ä r z 1919 auf
dem VIII. Partei tag der KPR(B) angenommen. 269

70 Siehe Karl M a r x und Friedrich Engels, Ausgewählte Schriften in zwei
Bänden, Bd. I, Berlin 1959, S. 40. 269

77 Es handelt sich um die Ende 1907 geschriebene Arbeit Lenins „Das Agrar-
programm der Sozialdemokratie in der ersten russischen Revolution von 1905
bis 1907". (Siehe Werke , 4. Ausgabe, Bd. 13, S. 1 9 5 - 3 9 6 , russ. [deutsche
Ausgabe, Berlin 1952].) 1908 wurde die Schrift in Petersburg gedruckt,
aber bereits in der Druckerei von der Polizei beschlagnahmt und vernich-
tet. Es blieb nur ein Exemplar erhalten. Die Schrift erschien erstmalig
1917. 275

78 Es handel t sich um die Teilnahme an der in Aussicht genommenen drit ten
Konferenz der internationalistischen Sozialisten, die für den 18. M a i 1917
nach Stockholm einberufen worden war, aber erst im August 1917 statt-
fand. Auf Beschluß der Aprilkonferenz nahmen die Bolschewiki an der
Konferenz teil. Lenin war mit diesem Beschluß nicht einverstanden und
stimmte gegen die Resolution über die Lage in der Internationale und die
Aufgaben der SDAPR(B). Lenin stimmte, wie er bereits in seiner Broschüre
„Die Aufgaben des Proletariats in unserer Revolution" (siehe den vorlie-
genden Band, S. 67/68) erklärt hat te , lediglich einer eventuellen Teilnahme
der Bolschewiki an dieser Konferenz ausschließlich zu Informationszwecken
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zu. In dem im M a i 1917 geschriebenen Nachwort zu dieser Broschüre hob
Lenin die Fehlerhaftigkeit des genannten Beschlusses der Konferenz her-
vor. (Siehe den vorliegenden Band, S. 75/76.) 297

79 Siehe Friedrich Engels, „Zur Kritik des sozialdemokratischen Programm-
entwurfes 1891", in Karl M a r x , „Kritik des Gothaer Programms", Berlin
1955, S. 78. 299

80 Siehe Friedrich Engels, „Zur Kritik des sozialdemokratischen Programm-
entwurfes 1891", in Karl Marx , „Kritik des Gothaer Programms", Berlin
1955, S. 84. 3i6

81 Es handel t sich u m einen Beschluß des z u dieser Zei t von Menschewiki
und Sozialrevolutionären geführten Petrograder Sowjets der Arbeiter- und
Soldatendeputierten über die Teilnahme an der Vorbereitung einer Kon-
ferenz von Sozialisten der kriegführenden Länder zur Frage des Friedens.
Die Konferenz sollte auf Initiative des dänischen Sozialdemokraten Borg-
bjerg, eines Agenten des deutschen Imperialismus, einberufen werden. Auf
der Aprilkonferenz der SDAPRQB) nahm Lenin scharf gegen den Vorschlag
Borgbjergs Stellung und zeigte das imperialistische Wesen dieses Vor-
schlags auf. Die von Lenin vorgelegte Resolution wurde von der Konferenz
angenommen. (Siehe den vorliegenden Band, S. 240—243.) Die geplante
Konferenz fand nicht statt . 3i7

82 Tetrograder Seite — Stadtbezirk Petrograds, wo das Zentralkomitee und
das Petrograder Komitee der Partei der Bolschewiki, die Mili tärorgani-
sation beim Z K der SDAPR(B), der Soldatenklub und andere Organisa-
tionen der Arbeiter und Soldaten im ehemaligen Palais der Krzesinska
ihren Sitz hatten. 320

83 „Berubigungspapierdhen" nennt Lenin eine am 22. April (5 . Ma i ) 1917 in
den zentralen Zeitungen veröffentlichte Mitteilung der Provisorischen Re-
gierung, die die N o t e des Außenministers P . N . Miljukow vom 18. April
( 1 . Mai ) 1917 „erläutern" sollte. M i t dieser „Erläuterung" wollte die Pro-
visorische Regierung den imperialistischen Charakter der No te , in der die
Fortsetzung des Krieges „bis zum endgültigen Sieg" proklamiert wurde,
vertuschen und die erregten Massen beruhigen. 326

84 Die „'Radikale und RadikalsoziaUstisdbe Partei" Frankreichs, die sich im
Jahre 1901 organisatorisch konstituiert hatte, vertrat die Interessen der
kleinen und mittleren Bourgeoisie. Lenin bemerkte, daß die französischen

, Radikalsozialisten „gegen die französischen Kadetten ,Krieg führten', um
dann, zu Ministerposten gelangt, ganz genauso zu handeln wie die fran-
zösischen Kadetten". 345
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85 Gemeint ist eine private Beratung von Mitgliedern der IV. Reichsduma
am 4. (17.) M a i 1917 in Petrograd, an der etwa hunder t Abgeordnete aus
allen Fraktionen außer den Bolschewiki teilnahmen. 359

86 „'Wetsdberneje 'Wremja" (Die Abendzeit) — Abendzeitung reaktionärer
Richtung, gegründet von A. S. Suworin,- erschien von 1911 bis 1917 in
Petersburg. 362

87 Lenin meint den Eintritt von Vertretern „sozialistischer" Parteien in die
am 5. (18.) M a i 1917 gebildete Provisorische Koalitionsregierung: I. G.
Zeretelis und M . I. Skobelews von den Menschewiki, A. F . Kerenskis und
W . M . Tschernows von den Sozialrevolutionären, P . N . Perewersews (den
Sozialrevolutionären nahestehend) und A. W . Peschechonows von der Partei
der „Volkssozialisten". 381

88 „Zwisdhengruppe" — zwischenbezirkliche sozialdemokratische Organisation,
die 1913 in Petersburg entstand. Dir gehörten menschewistische Trotzkisten
und ein Teil ehemaliger Bolschewiki an, die sich von der Partei abgespalten
hatten. "Während des ersten Weltkriegs nahm die „Zwischengruppe" eine
zentristische Position ein und kämpfte gegen die Bolschewiki. 1917 erklärte
sich die „Zwischengruppe" mit der Linie der bolschewistischen Partei ein-
verstanden. Daher bildeten die Bolschewiki bei den Wahlen zu den Petro-
grader Bezirksdumas im M a i 1917 mit ihr einen Block. Auf dem VI. Par-
teitag wurde die „Zwischengruppe" in die SDAPR(B) aufgenommen. 387

89 Die Erklärung der „neuen" Provisorischen Koalitionsregierung wurde am
6. (19.) M a i 1917 in den zentralen Zeitungen veröffentlicht. In Paragraph 3
dieses Dokuments hieß es : „Die Provisorische Regierung wird unbeirrbar
und entschlossen gegen die wirtschaftliche Zer rü t tung des Landes an-
kämpfen, indem sie die weitere planmäßige Durchführung der staatlichen
und gesellschaftlichen Kontrolle der Produktion, des Verkehrswesens, des
Austauschs und der Verteilung der Produkte sicherstellt; nötigenfalls wird
sie auch selbst die Organisat ion der Produktion in Angriff nehmen." 394

90 Siehe Clausewitz, „Vom Kriege", Erstes Buch, Berlin 1957, S. 34. 396
91 „VJlumantie" — von J. Jaures 1904 als Organ der Sozialistischen Partei

Frankreichs gegründete Pariser Tageszeitung. W ä h r e n d des imperialistischen
Weltkriegs 1914—1918 befand sich die Zei tung in Händen des extrem
rechten Flügels der Sozialistischen Partei Frankreichs und nahm eine so-
zialchauvinistische Stellung ein. Bald nach der Spaltung der Sozialistischen
Partei auf dem Partei tag im Dezember 1920 und der Gründung der Kom-
munistischen Partei Frankreichs wurde die Zei tung deren Organ . Seitdem
ist sie das Zentralorgan der Kommunistischen Partei . 401
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93 .Sernlja i TVolja" (Land und Freiheit) — Zeitung der Sozialrevolutionäre,
die von März 1917 bis Mai 1918 in Moskau erschien. 405

93 „Zivilliste" — für den Unterhal t des Monarchen und seines Hofes be-
stimmter Teil des Staatshaushalts in konstitutionell-monarchistischen
Staaten. 4iO

94 Der Kongreß der Jrontdelegierten, der vom 12. bis 17. (25. bis 30.) Mai
1917 in Petrograd stattfand, befaßte sich mit den Fragen des Krieges, der
Verbrüderung der Soldaten an der Front, der Deserteure, der Kriegsgefan-
genen usw. Der Kongreß t ra t für die Organisierung einer Frontsektion beim
Petrograder Sowjet bis zur Bildung des Gesamtrussischen Sowjets der Ar-
beiter- und Soldatendeputierten ein. Unter dem Einfluß der Menschewiki
und Sozialrevolutionäre stehend, sprach er sich gegen die Verbrüderung der
Soldaten an der Front und für die Fortsetzung des Krieges aus. 42i

95 .Triboi" (Die Brandung) — legaler bolschewistischer Verlag, der Anfang
1913 in Petersburg gegründet wurde und bis zum Sommer 1914 bestand;
der Verlag nahm im Jahre 1917 seine Tätigkeit wieder auf.

„Proswesdhtsdhenije" (Die Aufklärung) — bolschewistische theoretische
Zeitschrift, die von 1911 bis 1914 legal in Petersburg erschien. Die engsten
Mitarbeiter der Zeitschrift waren Lenin und Stalin. Im Herbst 1917 er-
schien N r . 1/2 der Zeitschrift. Danach wurde die Herausgabe eingestellt.
W e n n Lenin die Zeitschrift „Kommunist" erwähnt, spielt er auf die Ab-
sicht an, die Zeitschrift entweder unter dem Titel „Prosweschtschenije"
oder unter dem Titel „Kommunist" herauszugeben. 431

3<i!Mushik Wredny — Pseudonym des Dichters J. A. Pridworow, allgemein
bekannt unter dem Pseudonym Demjan Bedny. 435

97 „Jswestija Wserossiskowo Sowjeta Xrestjanskidh Veputatow" (Nachrichten
des Gesamtrussischen Sowjets der Bauerndeput ier ten) — Tageszei tung,
offizielles O r g a n des Sowjets der Bauerndeput ier ten; erschien von M a i bis
Dezember 1917 in Pe t rograd . D i e Ze i tung ver t ra t die Ansichten des rech-
ten Flügels der Sozialrevolut ionäre. 449

98 Lenin verweist auf seinen Art ikel „Eine grundsätzliche F r a g e " (siehe den
vorliegenden Band, S. 540/541), in dem er ein diesbezügliches Z i t a t aus
Friedrich Engels ' Arbe i t „ Z u r Kri t ik des sozialdemokratischen P rog ramm-
entwurfes 1891" anführt. (Siehe Friedrich Engels, „Zur Kritik des sozial-
demokratischen Programmentwurfes 1891", in Karl Marx, „Kritik des
Gothaer Programms-", Berlin 1955, S. 85.) 462

99 De r Erste Qesamtrussisdhe Kongreß der Bauerndeputierten fand vom 4 .
bis 28. Mai (17. Mai bis 10. Juni) 1917 in Petrograd statt. Auf dem Kon-
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greß waren 1115 Delegierte der Gouvernements und verschiedener Trup-
penteile anwesend. Die Bolschewiki nahmen an den Arbeiten des Kongresses
aktiv teil, sie entlarvten die imperialistische Politik der bürgerlichen Pro-
visorischen Regierung und das Paktierertum der Menschewiki und Sozial-
revolutionäre. Doch die Vorherrschaft der Sozialrevolutionäre bestimmte
den Charakter aller Kongreßbeschlüsse. Der Kongreß billigte die Politik
der bürgerlichen Provisorischen Regierung und den Eintritt der „Sozialisten"
in die Provisorische Regierung, er trat für die Fortsetzung des Krieges „bis
zum siegreichen Ende" und für eine Offensive an der Front ein. Der Kon-
greß sprach sich gegen eine sofortige Übergabe der Gutsbesitzerländereien
an die Bauern aus und schob die Lösung der Bodenfrage bis zur Konsti-
tuierenden Versammlung auf. 483

100 Das 'Hauptbodenkomitee wurde im April 1917 von der bürgerlichen Pro-
visorischen Regierung gebildet. Dem Hauptbodenkomitee oblag die allge-
meine Leitung bei der Sammlung und Ausarbeitung von Materialien für
eine Bodenreform. In der Praxis jedoch war die wichtigste Aufgabe des
Hauptbodenkomitees der Kampf gegen die Bauernbewegung für die Besitz-
ergreifung der Gutsbesitzerländereien.

Dem Hauptbodenkomitee gehörten die führenden Beamten des Land-
wirtschaftsministeriums und andere von der Regierung ernannte Beamte,
Vertreter der Gouvernementsbodenkomitees und Vertreter der politischen
Parteien an. Die überwiegende Mehrheit seiner Mitglieder waren Kadetten
und Sozialrevolutionäre. Nach der Oktoberrevolution kämpfte das Haupt-
bodenkomitee gegen die Durchführung des Leninschen Dekrets über den
Grund und Boden,- es wurde im Dezember 1917 auf Beschluß des Rats der
Volkskommissare aufgelöst. 488

m „Wedomosti Obsdhtsdhestwennowo Qradonatsdhalstwa" (Nachrichten der
Stadthauptmannschaft) — Tageszeitung, offizielles Organ der Stadthaupt-
mannschaft von Petrograd; erschien seit dem 8. (21.) März 1917 als Fort-
setzung der seit 1839 herausgegebenen „Wedomosti Sankt-Peterburgskoi
Gorodskoi Polizii" (Nachrichten der St.-Petersburger Stadtpolizei), die
mehrmals ihren Namen geändert hatten. Seit dem 22. Juni (5. Juli) 1917
trug die Zeitung den Titel „Westnik Gorodskowo Samouprawlenija" (Nach-
richten der Städtischen Selbstverwaltung). Die Zeitung unterstützte be-
dingungslos die Politik der bürgerlichen Provisorischen Regierung. Sie
wurde bald nach der Oktoberrevolution verboten. 51 i

102 Die Qruppe „Jedinstwo" (Einheit) formierte sich organisatorisch im März
1917. Die führende Rolle in dieser Gruppe spielten G.W. Plechanow, G. A.
Alexinski sowie die früheren Liquidatoren A. F. Burjanow und N. I. Jor-
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danski. Die Gruppe „Jedinstwo", die extrem rechte menschewistische Va-
terlandsverteidiger vereinigte, unterstützte vorbehaltlos die bürgerliche Pro-
visorische Regierung, sie forderte die Fortsetzung des imperialistischen
Krieges „bis zum vollen Sieg" und hetzte gemeinsam mit den Schwarzhun-
dertern gegen die Bolschewiki. In den Tagen der Großen Sozialistischen
Oktoberrevolution beteiligten sich Mitglieder der Gruppe an dem konter-
revolutionären „Komitee zur Rettung des Vaterlands und der Revo-
lution". 512

103 Die „Resolution über ökonomische Kampf maßnahmen gegen die Zerrüt-
tung" schrieb Lenin für die bevorstehende Konferenz der Betriebskomitees.

• Sie wurde am 25. Mai (7. Juni) 1917 in der Moskauer bolschewistischen
Zeitung „Sozial-Demokrat" mit der Unterschrift des Zentralkomitees der
Partei veröffentlicht. Am 1. (14.) Juni 1917 wurde die Resolution von der
Konferenz der Betriebskomitees angenommen und am darauffolgenden Tag
in Nr. 71 der „Prawda" veröffentlicht. 5i6

104 Lenin zitiert aus Friedrich Engels' Arbeit „Zur Kritik des sozialdemokra-
tischen Programmentwurfes 1891". (Siehe Karl Marx, „Kritik des Gothaer
Programms", Berlin 1955, S. 84/85.) 541

105 Gemeint sind die Antwortnoten der französischen und der englischen Re-
gierung auf die Deklaration der Provisorischen Regierung vom 27. März
(9. April) 1917 und auf die Note vom 18. April (l.Mai) 1917 über den
Krieg. Mitteilungen über die Antwortnoten der französischen und der
englischen Regierung wurden am 27. und 28. Mai (9. und 10. Juni) 1917
in der Presse veröffentlicht. 550

106 Siehe A. I. Herzen, Vollständige Sammlung der Werke und Briefe, Bd. XVI,

1920, S. 126, russ. 573
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3. (16 J April Lenin kehrt aus der Schweiz nach Rußland zurück. Auf der
Station Beloostrow wird er von einer Petrograder Arbeiter-
delegation begrüßt. Auf dem Bahnhof hält Lenin eine kurze
Begrüßungsansprache.

Spät abends kommt Lenin in Petrograd an. Auf dem Finn-
ländischen Bahnhof bereiten ihm Petrograder Arbeiter, Sol-
daten und Matrosen einen feierlichen Empfang.
Lenin hält auf dem Bahnhofsvorplatz von einem Panzer-
auto aus eine Rede, er begrüßt das russische revolutionäre
Proletariat und die Armee und ruft sie zum Kampf für die
sozialistische Revolution auf.

3n derTJadht vom Lenin nimmt im Palais der Krzesinska an einer anläßlich
3. zum 4. (16. seiner Ankunft einberufenen feierlichen Versammlung Pe-
zum n.) April trograder Parteiarbeiter teil, er spricht über die neuen Auf-

gaben der Partei der Bolschewiki.

4. (nj April Lenin spricht in einer Versammlung bolschewistischer De--
legierter der Gesamtrussischen Beratung der Sowjets der
Arbeiter- und Soldatendeputierten. Er verliest und erläutert
seine Thesen über die Aufgaben des revolutionären Prole-
tariats (Aprilthesen).

In einer gemeinsamen Sitzung bolschewistischer und men-
schewistischer Delegierter der Beratung der Sowjets wieder-
holt Lenin seine Ausführungen und verliest seine Thesen.

S.(i8.) April In Nr. 24 der „Prawda" erscheint unter der Überschrift
„Wie wir gereist sind" Lenins Bericht an das Exekutiv-
komitee des Petrograder Sowjets.
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7. (20.) April

8.(21.) April

9. (22.) April

Zwisdhen dem 8.
und i3.(2i.und
26.) April

10. (23.) April

6. (19.) April In Nr. 25 der „Prawda" wird mitgeteilt, daß Lenin als Mit-
glied der Redaktion des Zentralorgans nach seiner Rück-
kehr aus der Emigration die Arbeit in der Redaktion der
„Prawda" aufgenommen hat.

Lenins Artikel „Zwei Welten" erscheint in Nr. 25 der
„Prawda".

Lenins Artikel „über die Aufgaben des Proletariats in der
gegenwärtigen Revolution", der die berühmten Aprilthesen
beinhaltet, erscheint in Nr. 26 der „Prawda".

Lenins Artikel „Louis-Blanc-Politik" wird in Nr. 27 der
„Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Ober die Doppelherrschaft" wird in Nr. 28
der „Prawda" veröffentlicht.

Lenin schreibt die Broschüre „Briefe über die Taktik". Die
Broschüre erscheint Ende April 1917.

Lenin beendet die Broschüre „Die Aufgaben des Proletariats
in unserer Revolution (Entwurf einer Plattform der proleta-
rischen Partei)". Die Broschüre erscheint im September 1917.
Lenin spricht auf einem Meeting des Ismailowo-Regiments
über die politische Lage.

Anfang April Lenin schreibt die Broschüre „Die politischen Parteien in
Rußland und die Aufgaben des Proletariats". Die Broschüre
erscheint im Juni 1917.

12. (25.) April Lenins Artikel „Eine schamlose Lüge der Kapitalisten" er-
scheint in Nr. 30 der „Prawda".

13. (26.) April Lenins Artikel „Der Krieg und die Provisorische Regierung"
und „In den Fußtapfen der ,Russkaja Wolja"' werden in
Nr. 31 der „Prawda" veröffentlicht.

14.(27.) April Lenins Artikel „Der Lügenbund", „Banken und Minister"
und „Eine wichtige Enthüllung" werden in Nr. 32 der
„Prawda" veröffentlicht.

Zwisdhen dem Lenin schreibt im Zusammenhang mit der Lügen- und Ver-
11. und 14. (24. leumdungskampagne, die die bürgerlichen Zeitungen anläß-
und 27.) April lieh der Durchreise der nach Rußland zurückgekehrten poli-



Daten aus dem Leben und "Wirken IV. 1. Lenins 611

tischen Emigranten durch Deutschland betrieben, den Auf-
ruf „An die Soldaten und Matrosen".

15. (28.) April In Nr. 33 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Bürger!
Begreift, worin die Methoden der Kapitalisten aller Länder
bestehen!", („Freiwillige Vereinbarung' zwischen Gutsbe-
sitzern und Bauern?" und „Eine ehrliche Stimme im Chor
der Verleumder".

Lenins Artikel „Die Soldaten und der Grund und Boden"
erscheint in Nr. 1 der „Soldatskaja Prawda".
Lenin spricht auf einem Meeting der Soldaten einer Panzer-
wagenabteilung in der Michail-Manege und entlarvt die
von der Provisorischen Regierung betriebene imperialistische
Politik der Fortsetzung des Eroberungskrieges.

U.—22. April Petrograder Stadtkonferenz der SDAPR(B). Lenin nimmt an
(27. April bis den Arbeiten der Konferenz führenden Anteil; er wird zum
5. Mai) Ehrenvorsitzenden der Konferenz gewählt.

14. (27.) April In der ersten Sitzung der Konferenz hält Lenin das Referat
und das Schlußwort über die politische Lage und die Stel-
lung zur Provisorischen Regierung.
Der von Lenin verfaßte Aufruf „Gegen die Pogromhetzer.
An die Arbeiter, die Soldaten und die gesamte Bevölkerung
Petrograds" wird von der Konferenz angenommen und,
unterzeichnet vom Zentralkomitee und vom Petersburger
Komitee der SDAPR(B), in Nr. 33 der „Prawda" vom
15. April veröffentlicht.

15. (28.) April In der zweiten Sitzung der Konferenz ergreift Lenin zweimal
das Wort, um den Entwurf einer Resolution über die Stellung
zur Provisorischen Regierung zu begründen. Die von Lenin
vorgelegte Resolution wird von der Konferenz angenommen.

22. April In der vierten Sitzung der Konferenz spricht Lenin in der
(5. Mai) Diskussion zur Frage der Kommunalwahlen. Die Konferenz

nimmt die von ihm vorgelegte Resolution an.

TJidbt nadb dem Lenin schreibt den Entwurf einer Resolution der Petrogra-
22. April der Stadtkonferenz über die Stellung zu den Parteien der
(5. Mai) Sozialrevolutionäre, der Sozialdemokraten (Menschewiki),
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zur Partei der sogenannten „fraktionslosen" Sozialdemokra-
ten und zu anderen verwandten politischen Strömungen. Die
Resolution wird in der vierten Sitzung der Konferenz ange-
nommen.

22. April Der von Lenin vorgelegte Entwurf einer Resolution über
(5. Mai) den Krieg wird in der vierten Sitzung der Konferenz ange-

nommen, es wird beschlossen, ihn der Siebenten Gesamtrus-
sischen Konferenz der SDAPR(B) (Aprilkonferenz) zur Be-
schlußfassung vorzulegen.

16. (29.) April Lenins Artikel „Der Kongreß der Bauerndeputierten" und
„Zur Rückkehr der Emigranten" erscheinen in Nr. 34 der
„Prawda".

17. (30.) April Lenin spricht in einer Sitzung der Soldatensektion des Petro-
grader Sowjets über die politische Lage.

18. April Lenins Artikel „Unsere Ansichten. Antwort auf eine Reso-
(i. !Mai) lution der Exekutivkommission des Sowjets der Soldaten-

deputierten" wird in Nr. 35 der „Prawda" veröffentlicht.
Lenin spricht vor Demonstranten auf dem Marsfeld über
die Bedeutung des l.Mai und über die Aufgaben der rus-
sischen Revolution.

Lenin spricht auf einer Maikundgebung zu den Arbeitern
des Ochta-Werkes.

20. April Lenins Artikel „Wie sie sich an die Kapitalisten gebunden
(3. Mai) haben", „Ober die proletarische Miliz" und „Zusammen-

bruch?" erscheinen in Nr. 36 der „Prawda".

Das Zentralkomitee der SDAPR(B) bestätigt die von Lenin
verfaßte Resolution über die Krise anläßlich der Note der
Provisorischen Regierung vom 18. April (1. Mai) 1917 sowie
Lenins „Aufruf an die Soldaten aller kriegführenden Län-
der". Beide werden am 4. Mai (21. April) in Nr. 37 der
„Prawda" veröffentlicht.

21. April In Nr. 37 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die
(4. Mai) Note der Provisorischen Regierung", „Eine Grundfrage (Wie

Sozialisten urteilen, die auf die Seite der Bourgeoisie über-
gegangen sind)", „Mit Heiligenbildern gegen Kanonen, mit
Phrasen gegen das Kapital", „Die Logik des Bürgers
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W. Tschernow" und „Mißglückte Versuche des Herrn Ple-
chanow, sich aus der Affäre zu ziehen".

Das Zentralkomitee der SDAPR(B) bestätigt die von Lenin
vorgelegte Resolution über die Aufgaben der Partei im Zu-
sammenhang mit der Krise der Provisorischen Regierung.
Die Resolution wird am 5. Mai (22. April) in Nr. 38 der
„Prawda" veröffentlicht.

22. April In Nr. 38 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die
[5. MaQ ehrlichen Vaterlandsverteidiger heute", „Wahnsinnige Kapi-

talisten oder schwachsinnige Sozialdemokraten?" und „Der
Ratschlag oder Befehl Schingarjows und der Ratschlag eines
örtlichen Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten".
Das Zentralkomitee der SDAPR(B) bestätigt die von Lenin
vorgelegte Resolution über die Ergebnisse der Aprilkrise.
Die Resolution wird am 6. Mai (23. April) in Nr. 39 der
„Prawda" veröffentlicht.

23. April In Nr. 39 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die
C6. MaQ Lehren der Krise", „Wie verwirrt man eine klare Frage?"

und „Was die Kapitalisten und was die Proletarier unter
,Schmach' verstehen".
Lenin gibt E. Torniainen, Redakteur der finnischen sozial-
demokratischen Zeitung „Työmies", ein Interview.
Lenin nimmt an einer Vorbesprechung der Teilnehmer der
Gesamtrussischen Parteikonferenz teil; er ergreift das Wort
zur politischen Lage.

25. April Lenins Artikel „Unkluge Schadenfreude" wird in Nr. 40
(8. TAax) der „Prawda" veröffentlicht.

24.-29. April Siebente Gesamtrussische Konferenz der SDAPR(B) (April-
fr.— 12. Mai) konferenz). Lenin nimmt an den Arbeiten der Konferenz

führenden Anteil; er wird ins Präsidium der Konferenz ge-
wählt.

24. April Lenin eröffnet die Konferenz mit einer kurzen Ansprache.
C7. !MaQ i n , j e r ersten Sitzung der Konferenz hält Lenin ein Referat

zur politischen Lage und bringt Resolutionsentwürfe über
die Stellung zur Provisorischen Regierung und über den
Krieg ein.

39 Lenin, Werke, Bd. 24
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In der Abendsitzung der Konferenz hält Lenin das Schluß-
wort zum Referat über die politische Lage.
Lenin wird in die mit der Abfassung der Resolutionen be-
auftragte Redaktionskommission gewählt.

25. April Lenin hält in der dritten Sitzung der Konferenz eine Rede
(8. Mai) über den Plan der Einberufung einer internationalen soziali-

stischen Konferenz. Er bringt einen Resolutionsentwurf ein,
der von der Konferenz angenommen wird.
In der vierten Sitzung der Konferenz spricht Lenin zweimal
in der Diskussion zur Frage der Stellung zu den Sowjets.

25./26. Apri\ Lenin schreibt den „Entwurf zu den Thesen der Resolution
(8./9. Mai) über die Sowjets".

26. und 27. April Lenin nimmt an der Arbeit der Redaktionskommission teil.
(9. und iO. Mai)

27. April Lenin beteiligt sich an der Arbeit der Kommissionen. Er legt
(10. Mai) der Kommission zur Revision des Parteiprogramms einen

Abänderungsvorschlag für den theoretischen und politischen
Programmteil vor.
In der sechsten Sitzung der Konferenz begründet Lenin im
Namen der Redaktionskommission die Resolution über
den Krieg. Die von Lenin eingebrachte Resolution wird von
der Konferenz angenommen.

28. April In der siebenten Sitzung der Konferenz hält Lenin zwei
(i'l. Mai) Referate: zur Revision des Parteiprogramms und zur Agrar-

frage. Er bringt von ihm verfaßte und von den Kommissio-
nen gebilligte Resolutionsentwürfe zu beiden Fragen ein, die
von der Konferenz angenommen werden.

29. April In der achten Sitzung der Konferenz werden zwei Resolu-
(i2.Mai) tionen Lenins: über-die Vereinigung der Internationalisten

gegen den kleinbürgerlichen Block der Vaterlandsverteidiger
und über die Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten

i angenommen.

In der neunten Sitzung der Konferenz wird Lenin in das
Zentralkomitee der SDAPR(B) gewählt.
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Lenin hält eine Rede über die nationale Frage; die von
Lenin verfaßte Resolution wird von der Konferenz ange-
nommen.
Lenin wendet sich in einer Rede gegen die von Sinowjew ein-
gebrachte Resolution über die Lage in der Internationale.
Lenin begründet die Resolution über die politische Lage. Die
von Lenin vorgelegte Resolution wird von der Konferenz
angenommen.
Lenin hält die Schlußrede bei Beendigung der Konferenz.

28. April Lenins Artikel „Die Bedeutung der Verbrüderung" und
(1 i. Mai) „Wohin die konterrevolutionären Schritte der Provisorischen

Regierung führen" erscheinen in Nr. 43 der „Prawda".

29. April Lenins Artikel „Sozialchauvinisten und Internationalisten",
(l2.Mai) „I. G. Zereteli und der Klassenkampf" und „Unruhe" wer-

den in Nr. 44 der „Prawda" veröffentlicht.

2. (i5.) Mai Lenins Artikel „,Krise der Macht'" und „Finnland und Ruß-
land" erscheinen in Nr. 46 der „Prawda". v

3. (16.) Mai Lenins Artikel „Verteidigung des Imperialismus, bemäntelt
mit süßlichen Phrasen" und „Ein trauriges Dokument"
werden in Nr. 47 der „Prawda" veröffentlicht.
Die Resolutionen der Siebenten Gesamtrussischen Konferenz
der SDAPR(B) (Aprilkonferenz) werden mit einer von Lenin
verfaßten Einleitung als Beilage zu Nr. 13 der „Soldatskaja
Prawda" veröffentlicht.

4. (17.) Mai Lenins Artikel „Wie dem Volke mit dem Bürgerschreck
Angst gemacht wird" erscheint in Nr. 48 der „Prawda".

Tiidtit vor dem Lenin schreibt Thesen anläßlich der Deklaration der Provi-
4. (.17.) Mai sorischen Regierung über ihre Außen- und Innenpolitik.

5. (18.) Mai Lenins Artikel „Am Vorabend" und „Die Hauptsache ver-
gessen (Die Kommunalplattform der Partei des Proletariats)"
werden in Nr. 49 der „Prawda" veröffentlicht.

Vor dem Lenin schreibt einen Wählerauftrag für die in den Betrieben
7. (20.) !Mai und Regimentern zu wählenden Deputierten zum Sowjet der

Arbeiter- und Soldatendeputierten.

39*
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6. (19.) Mai In Nr. 50 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Klassen-
zusammenarbeit mit dem Kapital oder Klassenkampf gegen
das Kapital?", „Eine feste revolutionäre Staatsmacht", „Der
Neugeborenen . . . , der ,neuen' Regierung zum Angebinde*
und „Die ,neue' Regierung bleibt bereits nicht nur hinter
den revolutionären Arbeitern, sondern auch hinter der Masse
der Bauernschaft zurück".

7. (20.) Mai Lenins Artikel „Sie wollen uns zuvorkommen" erscheint in
Nr. 51 der „Prawda".

Lenin schreibt den „Offenen Brief an die Delegierten des
Gesamtrussischen Kongresses der Bauerndeputierten", der
am 24. (11.) Mai 1917 in Nr. 19 der „Soldatskaja Prawda"
erscheint.

8. (21.) Mai Lenin spricht in einer Petrograder Stadtversammlung der
SDAPR(B) über die Ergebnisse der Aprilkonferenz.

9. (22.) TAai Lenins Artikel „.Faktischer Waffenstillstand'" wird in Nr. 52
der „Prawda" veröffentlicht.

10. (23.) Mai In Nr. 53 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Ge-
heimnisse der Außenpolitik", „Einer der Geheimverträge",
„Ministerieller Ton" und „Ein Napoleon wird gesucht".
Lenin spricht in einer Konferenz der „Zwischengruppe"
über die Bedingungen einer Vereinigung der auf internatio-
nalistischem Boden stehenden sozialdemokratischen Gruppen
und Strömungen mit der Partei der Bolschewiki.

11.(24.) Mai Lenins Artikel „Es hat sich nichts geändert" erscheint in
Nr. 54 der „Prawda".

12. (25 J Mai Lenins Artikel „Ein trauriges Abweichen vom Demokratis-
mus" und „Ober die Einberufung einer internationalen .so-
zialistischen' Konferenz unter Teilnahme der Sozialchauvi-
nisten" werden in Nr. 55 der „Prawda" veröffentlicht.
Lenin spricht auf einer Kundgebung der Arbeiter der Puti-
low-Werke über die politische Lage.

Lenin spricht auf einer Kundgebung der Arbeiter der Admi-
ralitätswerft, des Französisch-Russischen Werkes und ande-
rer Betriebe über die politische Lage.
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13. (26.) Mai

i4. (.27.) Mai

16. (29.) Mai

16. und 17.
(29. und
30.) Mai

i7.( 30.) Mai

Lenins Artikel „Die Partei des Proletariats bei den Wahlen
zu den Bezirksdumas" und „Was unsere Partei vor der Re-
volution über den Krieg erklärt hat" erscheinen in Nr. 56
der „Prawda".

Lenins Artikel „Der wirtschaftliche Zusammenbruch droht"
erscheint in Nr. 57 der „Prawda".
Lenin hält eine Lektion über das Thema „Krieg und Revo-
lution".

Lenins Artikel „Verachtenswerte Methoden" wird in Nr. 58
der „Prawda" veröffentlicht.

Lenins Artikel „Die unvermeidliche Katastrophe und die
maßlosen Versprechungen" erscheint in Nr. 58 und 59 der
„Prawda".

Lenin spricht auf einem Meeting der Arbeiter der Geschoß-
fabrik und anderer Betriebe über die politische Lage.

18. (3i.) Mai In Nr. 60 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Zur
Frage der Vereinigung der Internationalisten", „Konfusion
(Noch einmal über Annexionen)", „Kampf gegen die Zer-
rüttung durch Vermehrung von Kommissionen" und „Noch
eine Abweichung vom Demokratismus".

19. Mai (i. Juni) In Nr. 61 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Wie
schüchtern die Kapitalisten das Volk ein?", „Noch ein Ver-
brechen der Kapitalisten" und „Lügen, nichts als Lügen".

Vor dem 20. Mai Lenin bereitet die Broschüre „Materialien zur Revision des
fe. Juni) Parteiprogramms" zum Druck vor. Die Broschüre erscheint

in der ersten Junihälfte 1917.

20. Mai (2. Juni) Lenin schreibt das Vorwort zu der Broschüre „Materialien
zur Revision des Parteiprogramms".
In Nr. 62 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Ist die
Doppelherrschaft verschwunden?" und „über die .eigen-
mächtige Besitzergreifung' des Bodens (Schlechte Argumente
der Sozialrevolutionäre')".

21. Mai (3. Juni) Lenin spricht vor den Arbeitern der „Skorochod"-Fabrik
und anderer Betriebe der Moskauer Sastawa in Petrograd
über die politische Lage und die Aufgaben des Proletariats.
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22. Mai (4. Juni) Lenin hält auf dem I. Gesamtrussischen Kongreß der
Bauerndeputierten eine Rede zur Agrarfrage; er bringt im
Namen der bolschewistischen Fraktion des Kongresses einen
Resolutionsentwurf ein.

24. Mai (6. Juni) Lenins Artikel „Die Parteien bei den Wahlen zu den Petro-
grader Bezirksdumas" erscheint in Nr. 64 der „Prawda".

Vor dem 25. Mai Lenin schreibt eine Resolution über ökonomische Kampf-
(7. Juni) maßnahmen gegen die Zerrüttung, die der I. Petrograder

Konferenz der Betriebskomitees vorgelegt werden soll. Die
Resolution wird in der Moskauer bolschewistischen Zeitung
„Sozial-Demokrat" Nr. 64 vom 25. Mai (7. Juni) mit der
Unterschrift des Zentralkomitees der Partei der Bolschewiki
veröffentlicht.

25. Mai (7. Juni) Lenins Artikel „Abmachungen mit den Kapitalisten oder
Sturz der Kapitalisten? (Wie der Krieg beendet werden
kann)" erscheint in Nr. 65 der „Prawda".

27. Mai (9. Juni) In Nr. 67 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die
Stärke der Kette wird durch die Stärke ihres schwächsten
Gliedes bestimmt", „Man muß die Kapitalisten entlarven",
„Berichte über die wirtschaftliche Zerrüttung" und „,Ta-
schenspielerkunststücke' und Kunststücke politischer Prin-
zipienlosigkeit".

28. Mai In Nr. 68 der „Prawda" erscheinen Lenins Artikel „Die
(10. Juni) Schwarzhunderter für die Kadetten — die Menschewiki und

Volkstümler in einer Regierung mit den Kadetten", „Der
schändliche Block der Menschewiki und Volkstümler rilit
dem Jedinstwo'", „Die Konterrevolution geht zum Angriff
über (Jakobiner ohne Volk')", „Eine grundsätzliche Frage
CVergessene Worte' der Demokratie)", „In Ermangelung
einer sauberen, prinzipiellen Waffe greifen sie zu einer
schmutzigen".

Lenin schreibt das Nachwort zu der Broschüre „Die Auf
gaben des Proletariats in unserer Revolution".

30. Mai Lenin spricht in einer Sitzung des Petersburger Komitees der
(12. Juni) SDAPR(B) und bringt Resolutionsentwürfe zur Frage eines

besonderen Presseorgans des Petersburger Komitees ein.
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3i.9Äai Lenins Artikel „Über die Schädlichkeit von Phrasen" und
fl3. Juni) wWie die Kapitalisten das Volk verhöhnen" werden in

Nr. 69 der „Prawda" veröffentlicht.

Lenin schreibt im Zusammenhang mit dem Beschluß des
Petersburger Komitees der SDAPR(B), getrennt vom ZK
ein besonderes Presseorgan herauszugeben, den „Brief an
die Bezirkskomitees der Petrograder Organisation der
SDAPR (Bolschewiki)".

Lenin spricht auf der I. Petrograder Konferenz der Be-
triebskomitees zur Frage der Arbeiterkontrolle in der In-
dustrie. Lenins Resolution über ökonomische Kampfmaß-
nahmen gegen die Zerrüttung wird von der Konferenz an-
genommen.

Lenin spricht in einer Sitzung der bolschewistischen Frak-
tion des I. Gesamtrussischen Sowjetkongresses über die po-
litische Lage.

tf.(l4.)Juni Lenins Artikel „Die Rechtfertigung einer Schmach", „Ein
kleinbürgerlicher Standpunkt zur Frage der wirtschaftlichen
Zerrüttung" und „Der Splitter im Auge des anderen" er-
scheinen in Nr. 70 der „Prawda".

2.(i5.)Juni Lenins Artikel „Das ist nicht demokratisch, Bürger Ke-
renski!" wird in Nr. 71 der „Prawda" veröffentlicht.

Vor dem 4. (17.) Lenin stellt den Plan einer Rede für den I. Gesamtrussischen
Juni Kongreß der Sowjets der Arbeiter- und Soldatendeputierten

auf.

3.(i6jjuni Lenins Artikel „Der Bolschewismus und die .Zersetzung'
der Armee" und „Über wen lacht ihr? Ober euch selbst!"
erscheinen in Nr. 72 der „Prawda".
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